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Liebe Leserinnen und Leser,

über folgendes Szenario wurde in den letzten Wochen nahezu täglich in den Zeitungen
berichtet, und im Fernsehen (unter anderem bei Anne Will) war es Gegenstand erreg-
ter Diskussionen:

Ein Bankmitarbeiter erhält Kenntnis von Steuerdelikten, die Kunden seiner Arbeit-
geberin – möglicherweise auch dieser selbst – begangen hat bzw. noch begeht. Er
beschließt, keine „normale“ Anzeige bei der Polizei oder Staatsanwaltschaft zu erstat-
ten, sondern sein Wissen zu Geld zu machen, indem er die belastenden Daten dem
deutschen Fiskus zum Kauf anbietet.

Ein solcher Arbeitnehmer handelt nicht besonders moralisch und verdient auch keinen
staatlichen Orden (so aber ein Diskussionsteilnehmer in der genannten Talk-Show).
Volkstümlich formuliert: Er haut seinen Arbeitgeber bzw. dessen Kunden in die Pfanne,
um „Kasse“ zu machen. Darüber hinaus dürfte er sich wegen Verrats von Betriebs- und
Geschäftsgeheimnissen strafbar gemacht haben (s. z. B. Art. 162 Schweizerisches Straf-
gesetzbuch, § 17 UWG).

Soll der Staat ein solches Verhalten billigen oder sogar fördern? Ökonomisch gese-
hen ist die Antwort einfach: ja, wenn die zu erwartenden Steuernachzahlungen das
Honorar an den Informanten übersteigen. Das Gerechtigkeitsgefühl der meisten Bür-
ger tendiert in dieselbe Richtung. Das deutsche Recht gibt keine eindeutige Antwort
auf die Frage. Der Erwerb gestohlener Daten gegen ein „Informationshonorar“ (Deut-
sche Steuergewerkschaft) ist nicht ausdrücklich verboten. Der Straftatbestand der
Hehlerei (§ 259 StGB) setzt eine Sache als Tatobjekt voraus, dessen rechtswidrige
Besitzlage aufrechterhalten wird. Das wird beispielsweise bei Raubkopien verneint.
Auch hier stehen primär nicht Sachobjekte in Rede, sondern Daten („data theft“). Ob
Amtsträger im Rahmen der Verhandlungen mit dem Anbieter (psychische) Beihilfe zu
dessen Straftat geleistet haben, lässt sich ohne genaue Kenntnisse des Ablaufs des
Deals kaum beurteilen. Die deliktische Herkunft der Daten führt nicht automatisch zu
ihrer Unverwertbarkeit. Ein allgemeines und striktes Verbot der prozessualen Verwer-
tung kriminell bemakelter Beweismittel gibt es nicht. Im Rahmen der Diskussion um
ein – letztlich auf dem Rechtsstaatsprinzp und den Grundrechten fußendes – Beweis-
verwertungsverbot wird vielfach eine Rechtsgüterabwägung als Entscheidungsmaß-
stab gewählt. 

Es ist auch nicht neu oder überraschend, dass „sich der Rechtsstaat mit Verbrechern
gemein macht“ (Fischer, Strafgesetzbuch, 57. Aufl. 2010, § 46b Rn. 4a). Kronzeugen
dürfen in Betäubungsmittelstrafverfahren mit einer Strafmilderung oder sogar einem
kompletten Absehen von Strafe rechnen (§ 31 Betäubungsmittelgesetz). Nach § 46b
StGB kann sich ein Straftäter dadurch einen Rabatt verschaffen, dass er „Hilfe zur
Aufklärung oder Verhinderung von schweren Straftaten“ leistet. So genannte Vertrau-
ens (V-) Leute der Polizei – vielfach Personen mit deutlichen Wurzeln im kriminellen
Milieu – erhalten Geldprämien dafür, wenn sie dazu beitragen, dass Rauschgift, aus
dem Verkehr gezogen wird. Die Botschaft, die der Staat in diesen Fällen vermittelt, ist
unmissverständlich: Wir belohnen Straftäter, wenn sie uns bei der Verfolgung legiti-
mer Ziele helfen.

Das kann man auch in der „Datenklau“-Affäre befürworten.
Andere befürchten, der Staat gerate in die Rolle von Goethes Zauberlehrlehrling

(„Die ich rief, die Geister, werd’ ich nun nicht los“). Der Deutsche Anwaltsverein hat
den Bundesfinanzminister gewarnt, der Staat könne durch den Kauf illegal beschaff-
ter Daten einen „Markt für Datenhändler“ schaffen. Wer den Datenkauf für ein „Gebot
der Gerechtigkeit“ hält (so eine hochrangige Politikerin), müsste das sogar begrüßen. 

Da „Sozialabzocker“, BAföG-Betrüger, Schwarzarbeiter, Freunde der Schwarzar-
beit und Schwarzfernseher ebenfalls keinen rechtlichen Schutz verdienen und auch
Kleinvieh bekanntlich Mist macht, wäre es von diesem Standpunkt aus konsequent,
auch Tippgebern aus dem Umfeld dieser Zeitgenossen eine Informationsprämie in
Aussicht stellen. Wohl niemand wünscht sich jedoch einen Staat, der umfassend zu
Rechtsbrüchen ermuntert und diese gegebenenfalls belohnt. 

Der Kauf der Steuer-Dateien darf kein Schritt in diese Richtung sein. Möglicher-
weise wird wieder einmal das Bundesverfassungsgericht die notwendigen Barrieren
gegen einen rechtsstaatlichen Dammbruch errichten.

Prof. Dr. Jürgen Vahle
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Zu einem modernen Staat und zu moderner Verwaltung gibt es kei-
nen Königsweg. Ehrlich gesagt, wissen wir auch gar nicht so genau,
was eigentlich das Wort „modern“ bedeutet. Es ist im Grunde ein
Modernismus, dass wir sagen: „Es muss alles modern sein“.

Es gibt sanftere und weniger sanfte Wege zum modernen Staat.
Der Vorgänger von Herrn Beus, Herr Staatssekretär Hahlen, hat gerne
einen Satz von Freiherr von Stein zitiert, den ich auch noch einmal
zitieren möchte: „Um eine Staatsverwaltung in tüchtigem Gange zu
erhalten, müssten alle drei Jahre einige Minister, einige Generäle und
Dutzende Räte füsiliert werden – man müsste alle Beamten mit dem
fünfzigsten Jahre wegjagen.”

Ganz ernst gemeint war dieser Rat damals auch nicht. Das einzige,
wo er eigentlich immer zutrifft, ist für die Minister, denn die durch-
schnittliche Verweildauer von Ministern zumindest im Bund liegt
etwa bei drei Jahren und ein bisschen drunter. Für Beamte und Räte
gilt es nicht. Und das ist auch richtig so. Das deutsche Prinzip von
Veränderung und Kontinuität hat sich alles in allem gut bewährt. Wir
sehen zum Beispiel bei der amerikanischen Verwaltung, wie lange es
nach Wahlen dauert, bis es dort bis in die zweite, dritte, vierte Ebene
hinein eine arbeitsfähige Verwaltung gibt.

Es stellt sich natürlich die ernsthafte Frage: Was müssen wir tun,
um die Verwaltung im 21. Jahrhundert fit für die Zukunft zu machen
oder, um es bescheidener zu sagen, für das nächste Jahrzehnt?

Eine Verwaltung wendet Recht an. Sie unterliegt dem Gebot der
Recht- und Gesetzmäßigkeit. Anwendung ist etwas anderes als es zu
erfinden. Anwendung hat etwas Bewahrendes. Die Bürger müssen sich
auf die Verwaltung verlassen können. Juristen sprechen von der Selbst-
bindung der Verwaltung in dem Zusammenhang. Ständige Änderungen
der Verwaltungspraxis schaffen kein Vertrauen und sind sogar manch-
mal unzulässig. Deswegen muss ein Veränderungsantrieb von der Poli-
tik ausgehen. Und wer kritisiert, dass die Verwaltung sich nicht verän-
dert, kritisiert meist nicht die Verwaltung, sondern die Politik.

Und dennoch müssen wir uns stets fragen, ob und welche Anpas-
sungen im konkreten Verwaltungshandeln nötig und möglich sind.
Die Welt ändert sich. Europäisierung und Globalisierung, die Infor-
mationsgesellschaft, der demographische Wandel und nicht zuletzt
die Finanz- und Wirtschaftskrise verlangen neue Antworten. Eine
Verwaltung muss versuchen, mit den Entwicklungen um sie herum
Schritt zu halten. Sie muss nicht Avantgarde sein. Aber sie muss zeit-
gemäß sein. Sonst verknöchert sie.

Nun finden Modernisierung alle gut, solange sie in Strategiepapieren
steht und solange andere betroffen sind. Wenn man selbst betroffen ist,
sieht es schwierig aus. Das wissen alle, die die Modernisierung täglich
durchzusetzen versuchen. Aber die Kämpfe lohnen sich und wir sollten
sie führen gerade und trotz einer Haushalts- und Personalknappheit.

Die Bundeskanzlerin hat in ihrer Regierungserklärung von fünf
großen Aufgaben unserer Politik gesprochen. Eine davon war, das
Verhältnis der Bürger zu ihrem Staat zu verbessern. Die öffentliche
Verwaltung hat hierzu viele Möglichkeiten. Also müssen wir uns
genau fragen: Was ist es, was wir den Bürgern schulden und was dür-
fen die Bürger heute von einem modernen Staat und einer modernen
Verwaltung erwarten? Dabei müssen wir immer sehen: Die Verbesse-
rung des Verhältnisses zwischen Staat und Bürgern ist eine zweiseiti-
ge Veranstaltung, nicht nur des Staates zu seinen Bürgern, sondern
auch der Bürger zu ihrem Staat.

Da ist vor allem das Recht auf gute Verwaltung. Gibt es das eigent-
lich? Ja, das gibt es. In der Charta der Grundrechte der Europäischen
Union findet es sich sogar wörtlich. Die Charta, die in wenigen Tagen

in Kraft tritt und dann für rund 500 Millionen Menschen in Europa
verbindlich wird, enthält in Art. 41 ein „Recht auf eine gute Verwal-
tung“. Das ist kein weiteres Beispiel für die viel gescholtene EU-
Regulierungswut. Hier findet sich das, was wir die klassischen Ver-
fahrensrechte nennen – rechtliches Gehör, Recht auf Akteneinsicht. 

Ich hielte es aber für falsch, wenn wir das Recht auf eine gute Ver-
waltung reduzieren auf die Einhaltung guter Verwaltungsverfahren.
Egal, wie die Entscheidung ausfällt, Hauptsache alle wurden angehört
– das wäre ein bisschen zu wenig. Legitimität durch Verfahren, um es
etwas grundsätzlicher zu sagen, ist richtig, aber nicht ausschlaggebend.
Letztlich ersetzt ein gutes Verfahren nicht eine gute Entscheidung. Das
dürfen wir nicht vergessen und darum müssen wir uns stets bemühen.

Das sind wichtige Grundsätze. Aber der Bürger erwartet natürlich
viel mehr: er erwartet eine effiziente Verwaltung, die zügig entschei-
det, mit modernen Kommunikationsmitteln gut erreichbar ist und
dass die rechtlichen Schranken vor allem nicht so sind, dass das
gedeihliche Zusammenleben in unserer Gesellschaft erschwert wird.
Ich halte auch Ermessensentscheidungen für richtig und wichtig. Wir
sollten uns Mühe geben, dass wir wieder dazu kommen, dass es kräf-
tige und unterschiedliche Ausübung von Ermessen durch diejenigen
gibt, die eine Entscheidung treffen. 

Wenn wir über Entbürokratisierung reden, reden wir oft über
Gesetze. Wir würden wahrscheinlich das Dreifache erreichen, wenn
wir uns über Verwaltungsvorschriften unterhalten würden, die ja im
Grunde Ermessensspielräume ersetzen, ja geradezu ersetzen sollen.
Das wird oft gewünscht von dem Bürger, das wird oft verlangt von
der Rechtsprechung, aber es wird oft den einzelnen Lebenssachver-
halten nicht mehr gerecht. Ich finde, wir sollten jeden, der eine muti-
ge Ermessensentscheidung trifft, unterstützen und nicht kritisieren,
selbst wenn das Ermessen im Nachhinein sich als ermessensfehler-
haft herausstellen sollte.

Es gibt Menschen, die gerne und viel kritisieren, gerade auch Ver-
waltungen. Manches davon ist sicherlich bedenkenswert. Aber nie-
mand soll so tun, als ob unser Zusammenleben einfacher wäre, wenn
es keine Verwaltung gäbe. Das Funktionieren unserer arbeitsteiligen
Gesellschaft ist auf eine gute Verwaltung zwingend angewiesen. Ich
halte nichts von dem Begriff „unbürokratisch“. Gerade in einer Krise
braucht eine Verwaltung Mut, zügig und schnell zu entscheiden.
Ohne Verwaltung würde es nicht gehen.

Ihren Aufgaben kann die Verwaltung nur gerecht werden, wenn sie
sich fortentwickelt. Dazu muss sie sich natürlich immer selbst prüfen,
ihre Effizienz weiter steigern. Diese Selbstbeschäftigung darf aber
wiederum kein Selbstzweck sein, sondern sie muss dem Ziel dienen,
die Aufgabenerfüllung gut und vernünftig zu erledigen, sie muss dem
Gemeinwohl dienen und den Antragstellern. 

Bei der Bewältigung der Finanzkrise – wir stecken immer noch
mitten drin – nahm und nimmt der Staat seine Führungsrolle wahr. Er
tut dies nicht, weil er gerne im Rampenlicht steht oder stand und aus
purem Jux mit Milliardensummen jongliert, sondern weil es niemand
anderen gibt, der unser Land besser wieder auf Kurs bringen könnte.
Als die Banken sich nicht mehr untereinander vertraut haben, kamen
sie zum Staat. Der Staat musste das Vertrauen zwischen Banken erset-
zen – ein ungeheuerlicher Vorgang. Viele sagten über den Staat, er sei
eine Institution, die sich überholt habe und die nichts mehr zu bestim-
men habe. In der Stunde der Not war es anders. Die Rolle des Staates
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als letzte Instanz des Vertrauens in der Krise kann und darf aber nicht
eine Daueraufgabe sein. Diese Aufgabe würde ihn überfordern.

In der Ausnahmesituation, in der wir waren, hat der Staat richtig
und schnell reagiert. Er hat wichtige Impulse gesetzt, um unsere Wirt-
schaft und Infrastruktur zu stabilisieren. Und er hat einen weitrei-
chenden Anspruch erhoben, unser Land zu modernisieren. Es ist
interessant, dass inzwischen viele Länder auf Deutschland sehen und
beobachten, was wir gemacht haben und wie wir es gemacht haben. 

Und dazu braucht es eine gute Verwaltung. Sie können keine
Abwrackprämie ausloben, ohne eine gute Verwaltung. Sie können keine
Bürgschaftsentscheidung machen für große, mittlere oder kleinere
Unternehmen, ohne ein tüchtiges und kluges Verwaltungsverfahren. Sie
können nicht 13,3 Milliarden in zwei Jahren klug ausgeben, ohne eine
gute Verwaltung in den Kommunen und in den Ländern. Sie können
nicht für eine zügige Vergabeentscheidung Verfahren machen, ohne ein
kluges Verwaltungsverfahren und ohne kluge Regelungen zur Vergabe-
politik. Gerade in der Krise muss sich die Verwaltung bewähren.

Aber: Der Staat kann natürlich nicht alles machen und er kann nicht
dauerhaft das jetzige Investitionsvolumen aufrecht erhalten. Die
Schulden der öffentlichen Haushalte sind in atemberaubende Höhen
gestiegen. Wir haben das ungerne gemacht. Aber es war notwendig.
Gleichzeitig haben wir im deutschen Bundestag und im Bundesrat mit
der Schuldenbremse in der Föderalismuskommission II einen zwin-
genden Weg zur Konsolidierung vorgegeben. 

Man muss kein Hellseher sein, um zu sehen, dass das natürlich
auch Auswirkungen auf die Verwaltung hat. Wie im Koalitionsvertrag
festgehalten, streben wir eine „durchgreifende Modernisierung der
Bundesverwaltung“ an. Eine umfassende Aufgabenkritik, die Stan-
dardisierung von Prozessen, weitere Entbürokratisierung und man-
ches mehr wird dafür notwendig sein. 

Eine Veränderung der Bundesverwaltung hat auch etwas mit knap-
pen Haushaltsressourcen zu tun, sie hat auch etwas zu tun mit sich ver-
ändernden Bevölkerungszahlen, mit sich verändernden Bevölke-
rungsstrukturen. Es wäre falsch, das zu leugnen. 

Man muss nicht drum herum reden: Eine Verwaltungsmodernisie-
rung angesichts des Staatsdefizits, das wir haben, angesichts der Kon-
solidierungsbedürfnisse, die wir haben, hat auch einen Einsparanteil
für die staatlichen Aufgaben im Ganzen zu leisten. 

Das Bundeskanzleramt, das Bundesministerium für Finanzen und
das Bundesministerium des Innern werden sehr bald einen Vorschlag
dazu machen, wie dieser Prozess der Aufgabenkritik und Modernisie-
rung der Bundesverwaltung im Ganzen anzugehen ist. Wir fangen
dabei, was die Bundesverwaltung angeht, nicht bei null an.

Nehmen Sie die Dienstleistungszentren: Sie zeigen, wie interne
Routineaufgaben in verschiedenen Bereichen, beispielsweise Perso-
nal, Haushalt, Beschaffung, IT, nicht nur kostengünstiger, sondern
auch in höherer Qualität durch Konzentration erledigt werden können.

In den letzten Jahren wurden die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen, dass alle Bundesbehörden verpflichtend und umfassend Dienst-
leistungszentren nutzen. Nun gilt es, diesen Weg weiterzugehen: Der
verbindliche Einsatz und der weitere Ausbau von Kompetenz- und
Dienstleistungszentren sind im Koalitionsvertrag festgeschrieben.

Wir haben uns vorgenommen, bis zum Ende dieser Legislaturperiode
die Bündelung von Querschnittsaufgaben in den Bereichen Personal und
Beschaffung abzuschließen. Die Ministerien und Fachbehörden sollen
sich auf ihre strategischen Kernaufgaben konzentrieren können.

Um Leistungsfähigkeit und Innovationskraft der öffentlichen Ver-
waltung zu steigern, sind mehr Transparenz und mehr Wettbewerb um
die besten Ideen sinnvoll. Leistungsvergleiche schaffen einen wichtigen
Anreiz und bieten die Möglichkeit, voneinander zu lernen. Die Bundes-
regierung wird sich deshalb dafür einsetzen, dass der neue Grundge-
setzartikel 91d, der Leistungsvergleiche zwischen den Bundesländern
und gerne auch mit dem Bund, wo Vergleichbarkeit besteht, ermöglicht,

mit Leben gefüllt wird. Niemand sollte Angst haben vor einem Ver-
gleich mit anderen. Ein jährliches Arbeitsprogramm soll die Bereiche
von Leistungsvergleichen festlegen. Innerhalb der Bundesverwaltung
wollen wir mit gutem Beispiel vorangehen. 

Viele Reformen werden ermöglicht und getrieben durch die neuen
Entwicklungen in der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie. Hier steckt ein riesiges Potenzial, das wir nicht verschenken dür-
fen. Hier steckt aber auch ein riesiges Potential, Geld zu versenken.
Auch das muss man bedenken.

Beim IT-Beauftragten des Bundes bündeln wir konsequent Ange-
bot und Nachfrage. Das hilft effizienter in Beschaffung und Arbeits-
abläufen zu werden und sie zu verbessern. Das Ressortprinzip hat
sich bewährt. Und wenn man etwas anderes sagen würde, würde es
nichts helfen, es steht im Grundgesetz. Wir sollten aber aufpassen,
dass das Ressortprinzip nicht ein Alibi ist, um Veränderungen und
kluge gemeinsame Anstrengungen zu verhindern. Es muss nicht
jeder sein eigenes Süppchen kochen, man kann auch gemeinsam eine
gute Suppe kochen. Und jeder kann seinen Beitrag dazu leisten.

Verwaltungsmodernisierung mit moderner IT wird für Bund, Län-
der und Kommunen immer mehr zur Schlüsselaufgabe. Und eine ver-
nünftige Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern ist nicht gleich
ein Anschlag auf den Föderalismus. Wir hätten uns zum Beispiel mehr
vorstellen können bei der IT-Zusammenarbeit zwischen Bund und
Ländern. Nun haben wir mit dem neuen Artikel 91c des Grundgesetzes
eine Lösung gefunden. Ich glaube, dass es eine gute Lösung ist, auch
wenn wir uns noch etwas mehr gewünscht hätten. Ich habe vor einigen
Tagen den entsprechenden Staatsvertrag unterschrieben.

Wir werden die entsprechenden Gremien Anfang des Jahres kon-
stituieren und ich hoffe dann, dass wir von einigen Fehlern, die wir
gemeinsam gemacht haben, für die Zukunft lernen werden und es
besser machen werden.

Die Bürger sollen einfacher mit der öffentlichen Verwaltung in
Kontakt treten können. Dafür gibt es viele Möglichkeiten, zu denen
ich in der nächsten Zeit auch einige Vorschläge machen möchte. Fort-
setzen möchte ich gerne das Projekt D 115. Mit der Rufnummer 115
bekommen die Bürger einen direkten telefonischen Draht in die
gesamte öffentliche Verwaltung, egal welches Amt für ein Anliegen
zuständig ist. Wir wollen bis Ende 2011 alle Bundesbehörden ange-
schlossen haben, bis Ende 2013 soll die 115 in ganz Deutschland zur
Verfügung stehen. Ich appelliere an alle diejenigen, die noch zögerlich
sind, mitzumachen. Bei denjenigen, die vorbildlich in den Modellpro-
jekten vorangegangen sind, möchte ich mich sehr herzlich bedanken.

Ein wichtiger Schritt ist die heutige Unterzeichnung einer gemein-
samen Erklärung zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und
der Projektgruppe D115. Mit dieser Erklärung bekennen sich beide
Seiten zu einer engen Zusammenarbeit.

Die Aufgaben, die wir uns gesetzt haben, sind nicht in wenigen Tagen
abzuarbeiten. Es wird auch kein Punkt erreicht sein, wo man sagen
kann: Jetzt haben wir eine Verwaltungsreform abgeschlossen. Das ist
ein ständiger Prozess. Andererseits trägt eine ständige Organisationsun-
ruhe auch nicht zur Motivation von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
bei. Deswegen kommt es sehr darauf an, dass man sich Ziele setzt, dass
man Schwerpunkte bildet, dass man die Beschäftigten bei diesem
ganzen Prozess mitnimmt, dass wir die richtige Mischung zwischen
Organisationsruhe und Veränderungsdynamik finden. Dabei sollten wir
uns nicht auf uns selbst konzentrieren, nicht nur um uns selbst drehen,
sondern immer daran denken, für wen wir arbeiten. Das sind die Bürger,
die einen Anspruch auf eine gute Verwaltung haben. Dazu gehören ein
gutes Verwaltungsverfahren und eine gute Entscheidung.

Mein Wunsch ist, dass diese Messe erneut dazu beiträgt, dass es in
diesem Sinne einen guten Austausch gibt und dass man klüger, nicht
aus dem Rathaus, sondern aus einem Messegelände hinausgeht, als
man hineingekommen ist.

Thomas de Maizière Die Rolle des Staates in Zeiten des Umbruchs

91DVP 3/10 · 61. Jahrgang

DVP_03-10  23.02.2010  16:14 Uhr  Seite 91



Im Rahmen der Verwaltungsreformaktivitäten gibt es kaum ein
Thema, welches so häufig und dennoch so fruchtlos diskutiert wird wie
das strategische Handeln in den Kommunalverwaltungen. Dieser Auf-
satz bleibt dieser Ergebnisoffenheit zwar mangels überzeugender neuer
Erkenntnisse treu, ist jedoch dadurch nicht nutzlos, da er hinsichtlich
dieser Thematik sensibilisieren und Bewusstsein schaffen will, welches
zur Zeit in vielen Verwaltungen nicht oder nicht mehr vorhanden ist.

1 Einleitung

Die öffentliche Verwaltung zeichnet sich dadurch aus, dass sie als
rechtssicher und zuverlässig gilt.1 Ihr internationaler Ruf eilt ihr
voraus. In den letzten zwei Jahrzehnten ist das Verwaltungsmanage-
ment jedoch zunehmend in die Kritik geraten. Unter anderem wurde
und wird die Effizienz und Effektivität des Verwaltungshandelns in
Frage gestellt. Als ursächlich dafür werden insbesondere bürokra-
tische Strukturen angesehen, die sich herausgebildet haben und zu
Managementproblemen führen. Dabei soll der Begriff „Manage-
ment“ verstanden werden als „die Gestaltung und Lenkung eines
zweckorientierten Systems.“2 Die Zweckorientierung der öffentli-
chen Verwaltung liegt hier insbesondere im „übergreifenden
Gemeinwohlbezug des Verwaltungshandelns“.3

Die Managementprozesse in öffentlichen Verwaltungen waren
bzw. sind mit zahlreichen Problemen behaftet. Diese Management-
probleme wiederum waren die Auslöser für Reformbewegungen, die
international unter dem Namen New Public Management (NPM)
angestoßen wurden. Das NPM soll helfen, die auftretenden Manage-
mentprobleme des öffentlichen Sektors zu lösen. Die oben genannte
(o. g.) Reformwelle hat Anfang der 90er Jahre auch Deutschland
erreicht und sich in den Kommunen unter dem Namen „Neues Steue-
rungsmodell (NSM)“ verbreitet. Entwickelt wurde dieses Modell
von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfa-
chung (KGSt) mit Sitz in Köln. Sie hat diese neue Form der Steue-
rung in ihrem gleichlautenden Bericht „Das Neue Steuerungsmo-
dell“ beschrieben.4 Obwohl es beim NSM unter anderem (u. a.) um
den „Aufbau einer unternehmensähnlichen, dezentralen Führungs-
und Organisationsstruktur“5 geht, handelt es sich nicht um ein in sich
geschlossenes Modell. 6

Vielmehr sind unter dem Konzept „eher .. einzelne, vornehmlich
aus Erkenntnissen über die niederländische Stadt Tilburg abgeleitete
Handlungsempfehlungen mit unklarer oder eklektischer theoreti-
scher Grundlage“7 zu verstehen. Somit kann festgehalten werden,
dass das NSM kein „Einheitsrezept für den gesamten öffentlichen
Sektor“8 darstellt.

Es gibt somit nicht „das“ NSM. Es kommt bei der Ausgestaltung
der Verwaltungs-modernisierung vor Ort entscheidend darauf an, die
lokalen Gegebenheiten mit ein-zubeziehen.9 Gerade diese Tatsache
macht eine individuelle Betrachtung einzelner, insbesondere kleiner
Kommunen in Sachen „Managementprobleme“ so interessant.

2 Fragestellung

Der vorliegende Aufsatz „Strategisches Handeln in Kommunal-
verwaltungen“ beschäftigt sich mit den Problemen, die die Gestal-

tung und Lenkung einer kleinen Kommunalverwaltung betreffen. Es
sind oft schon die „alltäglichen Dinge“, wie der Postlauf oder Anord-
nungsbefugnisse, um nur zwei Aspekte zu nennen, die den Arbeitsall-
tag der Mitarbeiter10 erschweren und einen Ansatz für Reformmaß-
nahmen liefern; von der häufig geforderten (aber fehlenden) Zielori-
entierung der Politik, die sich bis in die Fachbereiche der Verwaltung
durchziehen soll, ganz zu schweigen. An dieser Stelle soll darauf hin-
gewiesen werden, dass es sich bei dem vorliegenden Aufsatz nicht
um eine Auseinandersetzung mit personellen oder rechtlichen
Aspekten des Verwaltungsmanagements handelt.

Das gewählte Thema ist vor dem Hintergrund interessant, weil
kleine Kommunen in Sachen „Verwaltungsmanagement“ wenig
Unterstützung durch Literatur oder Beratungsfirmen erhalten. Das
bestehende NSM-Konzept wurde zunächst für große bzw. mittelgro-
ße Städte konzipiert.11

Die Streitfrage, wie die Gestaltung und Lenkung von Organisatio-
nen durch aufeinander abgestimmte Tätigkeiten erreicht werden
kann, betrifft das Tagesgeschäft (= operative Ebene) wie auch den
politischen Entscheidungsprozess (= strategische Ebene). Vorliegend
soll das Augenmerk auf die „strategische Ebene“, d. h. die Politik,
also den Rat/die Gemeindevertretung gelegt werden. Wenn in diesem
Zusammenhang von kleinen Kommunalverwaltungen gesprochen
wird, sind damit Gemeinden mit einer Beschäftigtenzahl von weni-
ger als 2000 Mitarbeitern angesprochen.12
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An dieser Stelle soll kurz auf die in diesem Bereich existierende
Literatur eingegangen werden. Das Vorhandensein von Büchern und
Artikeln zum Thema „Public Management“ und zu den nachfolgend
im Rahmen dieser Arbeit dargestellten Einzel-Instrumenten des
NSM ist nahezu unüberschaubar geworden.13 Dennoch fehlt es an
systematischer Literatur zu dem hier behandelten Themenbereich, 
d. h. Strategisches Management in kleinen Kommunalverwaltungen.

Es findet sich zwar zum Teil Literatur mit dem Titel „Kommuna-
les Management“, allerdings sind dies bei näherer Betrachtung
Werke, die sich paradoxerweise gerade nicht mit Management
beschäftigen.14

Es scheint zum Teil so zu sein, dass das Wort Management auf-
grund seiner positiven Beschreibungen und Eigenschaften häufig
Verwendung findet. Auch die KGSt hat zu diesem Thema für kleine
Kommunalverwaltungen nur einen einzigen Bericht veröffentlicht,
der Grundlagencharakter hat.15

Darüber hinaus findet sich wenig Literatur, die für Gemeinden
dieser Größenordnung Verwendung findet. Das vorstehend Gesagte
trifft ebenso auf Fachzeitschriften, wie z. B. die „innovative Verwal-
tung“, zu, die sich als Plattform für die Verwaltungsmodernisierung
versteht, in der aktuelle Reformbeispiele diskutiert werden. Die dort
abgedruckten Beiträge beziehen sich ebenfalls häufig auf mittlere
oder große Kommunalverwaltungen.

3 Ursachen von Managementproblemen

Zunächst soll näher betrachtet werden, wie eine Kommunalver-
waltung arbeitet.

3.1 Die Arbeitsweise der Verwaltung

In der Verwaltung ist das Handeln mehrfach geregelt. Es können
drei Ausprägungen unterschieden werden:16

• Dies sind zum einen Regeln über die Interaktion mit den Kunden
und Klienten und dazu gehören Anträge, Formulare usw.

• Ferner existieren verwaltungsinterne Regeln, „welche der
Eigenart organisierter Problembearbeitung geschuldet sind“.17

Hierunter fallen Fragen der Bearbeitung, d. h., der eigentliche
Geschäftsprozess.

• Als letzten Typ werden die verwaltungsverfahrensrechtlichen
Regeln angeführt.

Hier geht es vordergründig um die verwaltungsinternen Regeln;
d. h. es geht um Fragen der eigentlichen (Sach-)Bearbeitung. Gerade
das bürokratische System hat zu verschiedenen Problemen geführt,
die insbesondere im Bereich der öffentlichen Verwaltung auf „frucht-
baren Boden“ gefallen zu sein scheinen. Dies sind u. a.:18

• Unsichtbarkeit bezüglich der ökonomischen Seite der Aufgaben-
erledigung

• Unmöglichkeit der Messung von Prozessqualitäten
• keine Ausrichtung auf Optimierung von Prozessabläufen
• unzureichende oder fehlende Verantwortungszuordnung auf-

grund zersplitterter Zuständigkeiten und Funktionen
• fehlender Blick für die ganze Organisation und dadurch

bedingte
• fragmentierte Prozessabläufe.

Hier haben in den letzten Jahren viele Weiterentwicklungen statt-
gefunden, die auch zu einer Verbesserung führten. Diese sollen in die-
sem Aufsatz jedoch nicht dargestellt werden, da es den Umfang
sprengen würde. Es geht hier nur um eine Darstellung der in vielen
Verwaltungen immer noch akuten strategischen Probleme.

3.2 Die Rolle der Politik im Kontext der Zeit

Diese Überschrift scheint zunächst etwas zu verwirren. Daher soll
nun erläutert werden, was genau damit gemeint sein soll.

Wir unterscheiden hinsichtlich der Zeitformen in Vergangenheit,
Gegenwart und Zukunft. Allerdings ist diese Unterscheidung noch zu
allgemein. Eine weitere Unterscheidung kann erfolgen in die inakti-
ve und aktive Zeit. Im Rahmen der inaktiven Zeit sprechen wir dann
von Vergangenheit und Zukunft. Im Rahmen der aktiven Zeit spre-
chen wir von der Gegenwart.

Der Rat einer Gemeinde oder Stadt beschäftigt sich häufig mit
Themenkomplexen, die in der Vergangenheit liegen (z. B. Beschlüs-
se über vergangene Ratssitzungen, Beschlüsse über Rechnungsprü-
fungsergebnisse, Beschlüsse über durchgeführte Gutachten usw.).
Natürlich geht es im Rahmen dieser Beschlussfassungen punktuell
auch immer um Themen, die in der Gegenwart entschieden werden
müssen (z. B. die Frage, ob Lärmschutzmaßnahmen aufgrund eines
Gutachtens ergriffen werden oder nicht). Dennoch ist der Praxis zu
beobachten, dass die Räte hier und da immer wieder Schwierigkeiten
haben, aufgrund dieser vergangenheitsorientierten Erkenntnisse ent-
sprechende Erkenntnisse für die Zukunft abzuleiten.

Ebenso häufig liegen in den Räten Beschlussvorlagen vor, die sich
mit Aktuellem beschäftigen (z. B. Anschaffung eines Rasenmähers
für das Stadion, Kauf von Weihnachtsbeleuchtung usw.). Dies ist
zwar im Zeitpunkt der Beschlussfassung sehr wichtig und für die
Bürger wie auch die Ratsmitglieder meist brisant, allerdings dürfte
hier fraglich sein, wie wichtig dies im Kontext der kommunalen
Gesamtaufgabenwahrnehmung ist.

Selten beschäftigen sich die kommunalen Gremien mit Fragestel-
lungen, die sich mit strategisch wichtigen Fragestellungen, also mit
der Zukunft der Gemeinde. Zwar gibt es z. B. die Planungen für die
Forstwirtschaft, ebenso wie die Finanzplanung, Kindertagesstätten-
bedarfsplanung, Flächennutzungsplanung usw. Allerdings werden
diese häufig aufgrund von Erfahrungswerten oder zurzeit gerade
aktuell als wichtig erachteten Aspekten heraus voran getrieben. Was
vielerorts fehlt ist ein ausgereiftes kommunales, strategisches
Management. Das bedeutet, ein Planungsinstrument für die in der
Zukunft liegenden 2 bis 5 Jahre. Diese Planungen wären auch für die
Bürgerinnen und Bürger von Interesse, könnten sie doch im Laufe
der Zeit überprüfen, welche Wahlversprechen wie eingelöst wurden.
Dieses strategische Management sollte von einer Vision getragen
werden, was die Gemeinde oder Stadt denn in der Zukunft sein will
(normatives Management). Eine solche Vision wäre auf die Zeitdau-
er von 5 bis 10 Jahren festzulegen. Dies würde für den Rat und die
Bürgerinnen und Bürger auch die Transparenz sicherstellen. Im Hin-
blick auf die Einführung neuer Steuerungselemente wie Budgetie-
rung, Kontraktmanagement und Controlling scheint die Forderung
nach normativem und strategischem Management ihre Berechti-
gung zu haben. Sie ist damit letztlich Ausfluss aus den in den
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Gemeindeordnungen formulierten nicht delegierbaren Aufgaben
des Rates.19

Wenn vielerorts dieses strategische Management immer wieder
gefordert wird, wäre es weiterführend herauszufinden, warum denn
ein solches (noch) nicht umgesetzt wurde. Es ist nach wie vor so, dass
gerade in kleinen Gemeinden die Bürger „ihren“ Gemeindevertreter
persönlich kennen. Die Loyalität des Gemeindevertreters „seinen“
Wählern gegenüber führt schließlich dazu, dass er sich „ihrer“ spe-
ziellen Anliegen annimmt. Mit diesem Engagement kann der Kom-
munalpolitiker vor Ort „punkten“. Dies führt in letzter Konsequenz
dazu, dass im Parlament die vielzitierte Metapher vom „klappernden
Kanaldeckel“ ein realer Diskussionspunkt wird. Gerade mit diesen
Dingen des täglichen Lebens können sich die Kommunalpolitiker
profilieren und sich selbst „vermarkten“. Durch die in der Praxis zu
beobachtende Fokussierung auf das Kleinteilige hat es den Anschein,
dass die Politiker in kleinen Kommunen an langfristigen Strategien
wenig Interesse haben. Allerdings ist dies ein neuralgischer Punkt in
Sachen Verwaltungsreform, warum man bei dem Verhältnis von Poli-
tik und Verwaltung auch von der „Sollbruchstelle Nr. 1 im Moderni-
sierungsprozess“20 spricht.

4 Lösungsansätze im Kontext des NSM

Zu den unter 3 genannten Managementproblemen werden nun
Instrumente des NSM dargestellt, die zur Lösung beitragen sollen.

Problem im strategischen Bereich Mögliche Ansätze zur Lösung

- Informationsversorgung der Politik Kontraktmanagement
- Zielorientierung der Politik strategisches Management

Organisatorische Aspekte sollen nachfolgend nur sehr allgemein
angerissen werden, da der Schwerpunkt der Betrachtung im strategi-
schen Bereich liegen soll.

4.1 Organisatorische Aspekte

Auf der Grundlage der Formel „strategy follows structure“21 soll-
te jede (Verbands)-Gemeinde-/Stadtverwaltung zunächst die beste-
hende Aufbauorganisation modifizieren. Die Aufbauorganisation ist
vielerorts häufig suboptimal im Sinne von: zu viele hierarchische
Ebenen, Schnittstellenaufblähung, schlechte Fachbereichsstruktur,
keine Übereinstimmung mit der Ausschussstruktur, zu viele Füh-
rungskräfte, die an Entscheidungen und Mitzeichnungen zu beteili-
gen sind. Dies scheinen nach wie vor die Hauptprobleme der Büro-
kratie zu sein.22 Dieses Phänomen hat Parkinson bereits 1957 unter-
sucht und festgestellt, „dass in öffentlichen Bürokratien die Anzahl
Stellen unabhängig vom Bestand der zu erledigenden Aufgaben
steigt. Die Begründung hierfür sah Parkinson im Streben der Beam-
ten nach Macht, welche sich unter anderem in der Anzahl Unter-
gebener zeigt.“23

Wie eine neue Aufbauorganisation aussehen kann und soll, kann
im Rahmen dieses Aufsatzes nicht dargestellt werden. Sie muss ört-
lich mit allen Verantwortlichen partizipativ erarbeitet werden. Im
Rahmen dieses Aufsatzes soll der Fokus auf de strategischen Ebene
liegen.

4.2 Strategische Ebene

Sinn und Zweck einer strategischen Ausrichtung sind, trotz dezen-
traler Fachbereichsverantwortung eine übergeordnete Gesamtver-
antwortung für die Politik sicherzustellen. Es soll nachfolgend ein

besonderes Augenmerk darauf gerichtet sein, wie die Politik in
Zusammenarbeit mit der Verwaltung eine genau geplante, einer Stra-
tegie folgende Gesamtkonzeption erreichen kann.

4.2.1 Kontraktmanagement

Der Gemeinderat als oberstes durch Wahl legitimiertes Organ ist
per Gesetz dazu ermächtigt, die Grundsätze festzulegen, nach der die
Verwaltung geführt wird.24 Damit ist klargestellt, dass eine dezentra-
le Ressourcenverantwortung nur mit der Politik umsetzbar ist. Sie
(die Politik) wird im Gegenzug Instrumente einfordern, um diesen
durch Dezentralisierung und Budgetierung vermeintlich erlittenen
Verlust an Steuerung bzw. an Macht kompensieren zu können. Die
NSM-Philosophie nennt in diesem Zusammenhang drei Elemente,
die hier vorgestellt werden sollen: Kontraktmanagement sowie damit
in Zusammenhang stehend das Berichtswesen und Controlling.

– Kontraktmanagement
Das Kontraktmanagement „sieht vor, dass zwischen verwaltungs-

internen Organisationseinheiten unterschiedlicher Hierarchiestufen,
aber auch zu verwaltungsexternen Organisationen Zielvereinbarun-
gen für einen bestimmten Zeitraum getroffen werden. Bestandteile
dieses Steuerungsmechanismus sind die Globalbudgets und die Leis-
tungsvereinbarungen. Das Kontraktmanagement wird sowohl zwi-
schen Politik und Verwaltung, als auch zwischen verwaltungsinter-
nen Einheiten und zwischen Verwaltung und ausgelagerten bzw. drit-
ten Organisationen eingesetzt.“25 Vereinfachend kann man sagen,
Kontraktmanagement „ist die Steuerung der Kommunalverwaltung
über Zielvereinbarungen und reicht von der Zielplanung bis zur Kon-
trolle der Zielerreichung.“26

An dieser Stelle sei auf den Rechtscharakter des hier in Rede ste-
henden Kontraktes verwiesen, „mit dem kein rechtsverbindlicher
Vertrag zwischen zwei gleichgeordneten unabhängigen Parteien“27

gemeint ist. 

19 S. § 32 Absatz II Nr. 9 GemO Rheinland-Pfalz; anders in Hessen: dort kann eine sol-
che Forderung nur aus § 9 I S. 1 und 2 HGO hergeleitet werden. Demnach ist die
Gemeindevertretung das oberste Organ der Gemeinde und trifft die „wichtigen“
Entscheidungen für die Gemeinde. Was in diesem Zusammenhang wichtig ist, defi-
niert das Gesetz nicht. Interessant ist jedoch, dass der Gesetzgeber in Hessen die
mittel- und langfristige Planung, die in Rheinland-Pfalz im Kompetenzbereich der
Gemeindeordnung des Rates aufgenommen wurde, gerade nicht in den Aufgaben-
katalog der ausschließlichen Zuständigkeiten der Gemeindevertretung aufgenom-
men hat.

20 Bogumil, J., Die Umgestaltung des Verhältnisses von Politik und Verwaltung, S.
494-502 (S. 494), in: Blanke, B., et al., a. a. O.

21 Eichhorn, P., Besonderheiten strategischen Managements in Kommunalverwaltun-
gen, S. 21–27  (S. 22 f.), in: Eichorn, P./Wiechers, M., Strategisches Management
für Kommunalverwaltungen, Baden-Baden: Nomos, 2001; im Gegensatz dazu sind
Unternehmen der Industrie zwischenzeitlich dazu übergegangen, zunächst ihre Pro-
zesse (= Ablauf-/ Prozessorganisation) zu analysieren und zu definieren, bevor sie
darauf „aufbauend“ ihre Aufbauorganisation entwerfen; dies wird zwischen-zeit-
lich auch für den öffentlichen Sektor diskutiert, vgl. Quinz, N., Kostensenkungspro-
gramme bringen eigentlich nichts, S. 25–26 (S. 26), in: Innovative Verwaltung, Heft
1-2/2004.

22 Vgl. Langkabel, T., Der Veränderungswille ist nur in Ansätzen erkennbar, S. 15–19
(S. 16), in: Innovative Verwaltung, Heft 10/2004.

23 Vgl. Schedler, K./Proeller, I., New Public Management, 2. Auflage, Bern; Stuttgart;
Wien: Haupt, 2003, S. 28.

24 S. § 32 I S. 2 GemO Rheinland-Pfalz, wobei das Recht der Verwaltungsorganisation
davon zu trennen ist, welches nach § 47 I S. 1. 1. HS GemO dem Bürgermeister der
VG zusteht; § 51 Nr. 1 HGO.

25 Neisser, H./Hammerschmid, G., Die innovative Verwaltung: Perspektiven des New
Public Management in Österreich, Wien: Signum, 1998, S. 568 (zitiert nach Sched-
ler, K./Proeller, I.,      a. a. O., S. 145 f.).

26 KGSt-Bericht 4/1998, a. a. O., S. 10.
27 KGSt-Bericht 4/1998, Kontraktmanagement: Steuerung über Zielvereinbarungen,

1998, Köln, S. 9.

DVP_03-10  23.02.2010  16:14 Uhr  Seite 94



Marco Weißer Strategisches Handeln in Kommunalverwaltungen

95DVP 3/10 · 61. Jahrgang

Auf den Bereich der Kommunalverwaltung(en) bezogen würde
dies bedeuten, dass zwischen der Politik (Rat/Gemeindevertretung)
und der Verwaltungsleitung (Bürger-meister/Erster Beigeordneter)
bzw. der Verwaltungsbehörde (Gemeindevorstand)28 Ziele festgelegt
werden, die von der Verwaltung zu erreichen sind und dessen Errei-
chung von der Politik gefordert und auch kontrolliert wird.

Dies soll anhand der folgenden Darstellung illustriert werden:

Quelle: In Anlehnung an KGSt-Bericht 4/1998, Kontraktmanage-
ment, S. 22.

Die Zielfindung ist die Aufgabe des Rates/der Gemeindevertre-
tung als höchstem Organ der Gemeinde; hier handelt es sich in jedem
Falle um mittel- und langfristige Planungsarbeit29 bzw. um eine
wichtige Aufgabe30.

Kriterien für eine sachgerechte Zielfindung sind unter anderem:31

– eindeutige Zieldefinition, die schriftlich festgehalten ist
– realisierbare Ziele; dabei dürfen sie selbstverständlich

anspruchsvoll sein
– es muss sich um lohnende Ziele handeln, für alle am kommuna-

len Diskurs Beteiligte
– Ziele sollten bzw. müssen messbar bzw. bewertbar sein.

Hier sollte nicht verwechselt werden, leicht messbare aber weni-
ger wichtige Ziele vor schweren bzw. nicht bewertbaren Zielen anzu-
gehen, die strategisch gesehen bedeutsamer sind. Ferner wird es nicht
zu vermeiden sein, dass es im Rahmen der Zieldefinition und -verein-
barung zu Meinungsverschiedenheiten und somit auch zu Zielkon-
flikten kommen kann. Diese sind dann im Kreise aller Beteiligten zu
erörtern und in einem konsensualen Akt einer für alle akzeptablen
Lösung zuzuführen.32

Im Rahmen der Vollzugs- und Rechenschaftslegungsphase wer-
den Soll-Ist-Abgleiche durchgeführt und an den Rat/die Gemeinde-
vertretung berichtet, wie der Stand der Implementation der vorgege-
benen Ziele ist. Durch diesen an Zielen orientierten Soll-Ist-Ver-
gleich wäre es möglich, dass die Schwierigkeiten der unzureichenden
Informationsversorgung und fehlenden Zielorientierung der Politik
gelöst werden können. Dies ist deswegen zu vermuten, da der Rat/die
Gemeindevertretung eine klar strukturierte Informationsversorgung
präferieren wird, um den o. g. Soll-Ist-Abgleich auch tatsächlich vor-
nehmen zu können.

Ferner könnte dieses Kontraktmanagement dazu beitragen, dass
die Politik die in der Vergangenheit üblichen Detailinformationen
nicht mehr verlangt, da eine „bessere“ Informationsversorgung mög-
lich ist. Dies kann durch ein ausgehandeltes Berichtswesen und
umfassendes Controlling gewährleistet werden, worauf weiter unten
näher eingegangen wird.

Durch die oben beschriebene Zuweisung der Aufgabe „Zielfin-
dung und -vereinbarung“ an den Rat/die Gemeindevertretung würde

dem Postulat Rechnung getragen, dass sich die Politik, auch nach
dem Grundverständnis des NSM, als strategischer Richtungsgeber
auf die Frage „Was soll geschehen?“ und weniger bzw. nicht mehr auf
die Frage „Wie soll es geschehen?“ konzentrieren soll.33 34Allerdings
ist zu beachten, dass die Politik für diese vorgenannte Arbeitsteilung
zugänglich und somit offen sein muss. Es muss der Verwaltung gelin-
gen, die Politik auf den „Modernisierungszug“ zu holen, da ohne sie
keine Erfolg versprechende Reform möglich ist.

Dies scheint mit Schwierigkeiten verbunden zu sein, da die Politik
in den Reformbemühungen meist vergessen und die Sache als
„Angelegenheit der Verwaltung“ betrachtet wird.

Darüber hinaus kann aufgrund dieser Tatsache die Politik die Ver-
waltung „zurückpfeifen“, wenn diese in der Reform zu weit voraus-
eilt und die Politik den Eindruck hat, den Anschluss zu verpassen.
Tendenziell scheint in Sachen Verwaltungsreform eine „Politikabsti-
nenz“ beobachtbar zu sein.35 Dies könnte darin begründet sein, dass
sich die Politik lieber mit Bekanntem, aber für die Gesamtentwick-
lung Unbedeutendem als mit Unbekanntem befasst, was unter
Umständen mit Verbesserungen verbunden ist.36

Ob die o. g. Trennung vor allem in kleinen Verwaltungen möglich
wäre, ist selbst in der Literatur uneinheitlich. Auf der einen Seite wird
diese Trennung gefordert37. Es wird in diesem Zusammenhang von
„policy making“ (Politikgestaltung) und „service delivery“ (Leis-
tungserbringung) gesprochen.38 Auf der anderen Seite gibt es jedoch
auch Stimmen in der Literatur, die die vom NSM geforderte strikte
Trennung in „Was?“ und „Wie?“ für nicht ungefährlich, ja sogar für
naiv39 halten, denn, so lautet die Forderung, „die politische Führung
muss auch den Realisierungsprozess beeinflussen können ...“.40

Somit schaltet sich die politische Ebene immer wieder in den Verwal-
tungsprozess ein. Somit entsteht ein „Geschäftsprozess by politics“.

Wegen der vorgenannten Gefahr, Einfluss zu verlieren, sind die
Räte „(aus guten Gründen) nicht bereit, sich aus dem Verwaltungs-
vollzug herauszuhalten, so dass es zu keiner neuen Arbeitsteilung
kommt.“41

Der in der Literatur bestehende Dissens bezüglich des „Pro“ und
„Contra“ lässt sich an dieser Stelle keiner Lösung zuführen. Es bleibt
vielmehr festzuhalten, dass die Frage, auf welchem Weg „diese
Grundidee des Kontraktmanagements zwischen Politik und Verwal-
tung erfolgreich in die Praxis umgesetzt werden kann, … bislang
weitgehend offen“42 ist.

28 Nur bei der Unechten Magistratsverfassung, bei anderen Kommunalverfassungen
existiert dieses Organ nicht.

29 S. § 32 II Nr. 9 GemO.
30 S. § 9 I S. 2 HGO.
31 Vgl. KGSt-Bericht 4/1998, a. a. O., S. 24 f.
32 Vgl. KGSt-Bericht 4/1998, a. a. O., S. 13.
33 Vgl. Schedler, K./Proeller, I., a. a. O., S. 54 ff.
34 Um an dieser Stelle den Managementvordenker des letzten Jahrhunderts, Peter F.

Drucker, zu zitieren: „Es ist wichtiger, die richtigen Dinge zu tun (Effektivität), als
die Dinge richtig zu tun (Effizienz).“

35 Vgl. Vernau, K., a. a. O., S. 3.
36 Vgl. Vernau, K., a. a. O., S. 3.
37 Bereits im Jahre 1887 wurde diese Trennung in „Politics and Administration“ von

dem späteren Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika, Woodrow Wilson,
gefordert, vgl. Jann, W., Verwaltungswissenschaft und Managementlehre, S. 50–60
(S. 52), in: Blanke, B., et al., a. a. O.

38 Vgl. Damkowski, W./Precht, C., a. a. O, S. 236.
39 Vgl. Fiedler, J./Vernau, K., Strategisches Management als fehlendes Teilchen im

Puzzle des Neuen Steuerungsmodells, S. 28-39 (S. 35), in: Eichhorn, P./Wiechers,
M., a. a. O.

40 Böhret, C., Verwaltungspolitik als Führungsauftrag, S. 44–50 (S. 47), in: Blanke, B.,
et. al., a. a. O.

41 Bogumil, J./Kuhlmann, S., a. a. O., S. 56.
42 Vernau, K., a. a. O., S. 4.
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Gerade in kleinen Kommunen kann diese Arbeitsteilung durch zu
enge Beziehungen zwischen dem Wähler (= politischer Kunde) und
dem Politiker (= Auftragnehmer für den Kunden/Auftraggeber für
die Verwaltung) konterkariert werden, sodass gerade deshalb diese
Separation von Auftragserteilung und -durchführung, wie sie zum
Teil in der Literatur gefordert wird, schwierig oder gar nicht umsetz-
bar sein könnte. 

Sollte das Kontraktmanagement dennoch eingeführt werden, ist
darauf zu achten, dass es dadurch zu keiner neuen Bürokratie in der
Bürokratie kommt. Um dem vorzubeugen, sollten die Kontrakte
nicht zu umständlich, sondern klar strukturiert und übersichtlich sein.
Ferner kann der Rat nur durch ein ausgereiftes Berichtswesen in die
Lage versetzt werden, ihrer Steuerungsaufgabe gerecht zu werden.

– Berichtswesen
Unter Berichtswesen versteht man in diesem Zusammenhang

„einen Teil des Managementsystems und bezeichnet alle Berichte,
die Politik, Verwaltungsspitze und sonstige Führungskräfte für Pla-
nungs-, Steuerungs- und Kontrollzwecke benötigen.“43 Letztlich
geht es beim Berichtswesen um Erzielung von Transparenz für das
Handeln der Verwaltung. Durch die Übermittlung von Berichten an
den Rat bleibt diese in der Lage, sich über alle wesentlichen Aspekte
der Leistungserbringung zu informieren; insbesondere deshalb, weil
sie den Umfang und die Detailliertheit des Berichts sowie die Häufig-
keit (monatlich, quartalsmäßig, halbjährlich) bestimmen kann.

Gerade in Bezug auf die Detailliertheit sollte darauf geachtet wer-
den, dass der mit dem Kontraktmanagement und dem Berichtswesen
intendierte Sinn nicht dadurch ausgehöhlt wird, dass die Berichte zu
umfangreich und vor allem zu detalliert sind. In dieses traditionelle
Verhalten könnte die Politik verfallen. Des Weiteren ist darauf zu ach-
ten, dass der Aggregationsgrad der Berichte für die Verwaltungslei-
tung und den Rat hoch sein muss. Für die Fachausschüsse hingegen
nimmt der Aggregationsgrad ab und die Detailliertheit zu. Selbst
wenn sich die Politik jedoch auf diese neuen „Spielregeln“ einlässt,
ist es mit dem Berichtswesen allein nicht getan. Dieses muss in ein
umfassendes Controlling-Konzept eingebettet sein.

– Controlling
Controlling wird häufig mit „Kontrolle“ gleichgesetzt, was in die-

ser stringenten Wortwahl falsch ist. Abgeleitet aus dem englischen
„to control“ bedeutet diese soviel wie „steuern, unter Kontrolle
haben“, was natürlich auch Aspekte der Kontrolle beinhaltet, aber
nicht primär darauf abzielt.

Definitorisch ist Controlling „ein System zur Unterstützung von
Führungskräften bei ihren Planungs-, Steuerungs- und Kontrolltätig-
keiten.“44 Controlling hilft insbesondere bei der Organisation der
Informationsversorgung aller Kontraktpartner in allen Prozess-
phasen, bei der Konzeption des Berichtswesens und der Gesamtkoor-
dination hinsichtlich der Leistungen der Ämter sowie der langfristi-
gen Richtungsentscheidungen.45 Controlling ist in diesem Kontext in
Bezug auf die festgelegten Ziele von großer Bedeutung.

Controlling kann weiter unterschieden werden in zentrales sowie
dezentrales, aber auch strategisches und operatives Controlling. Wäh-
rend zentrales Controlling die Politik (Rat) und Verwaltungsführung
(Bürgermeister/Beigeordnete) bei der Gesamtsteuerung der Verwal-
tung unterstützt, sorgt das dezentrale Fachbereichs-Controlling für
den Support großer Organisationseinheiten. Das dezentrale Control-
ling hat auf Grund der Größe der Gemeindeverwaltung Kriftel keine
Bedeutung, da die Organisation und Aufgaben sehr überschaubar
sind. Von größerer Bedeutung wäre in diesem Zusammenhang das
strategische und operative Controlling. Letzteres müsste von den
Fachbereichen im Bereich der Geschäftsprozesse durchgeführt wer-
den, während das strategische nur dann Sinn macht, wenn auch strate-

gische Ziele gesetzt werden, deren Erreichung mit Hilfe von strategi-
schem Management „controlled“ werden. Controlling zu betreiben,
ohne Ziele gesetzt zu haben, läuft ins Leere, ist quasi unmöglich.

Trotz der NSM-Instrumente fehlt es den Kommunen häufig an
einem Orientierungspunkt, wo sie in Zukunft hin wollen, welches
Ziel sie ansteuern. Vor diesem Hintergrund sind die zunehmenden
Forderungen nach strategischem Management von entscheidender
Bedeutung. Die Literatur stellt in diesem Bereich ein „fehlendes Teil-
chen im Puzzle des Neuen Steuerungsmodells“46 fest.

4.2.2 Strategisches Management

Das strategische Management war trotz durchgeführter Rahmen-
und Entwicklungsplanung in der Vergangenheit im Bereich des kom-
munalen Managements weitgehend bedeutungslos. Diese Situation
hat sich in den letzten Jahren verändert. Das Handeln der öffentlichen
Verwaltung hat sich in diesem Bereich sozusagen professionalisiert.
Das ursprüngliche, auf rein binnenorganisatorisch angelegte
Reformprozesse (Optimierung von Aufbau- und Ablauforganisation)
ausgerichtete „NSM classic“ wurde wesentlich erweitert; um es in
der Computersprache auszudrücken, kann von einem NSM 3.0
gesprochen werden. Hier steht die Sicht der Kommunalverwaltung
als „Konzern Kommune“ im Vordergrund, der von der Konzernlei-
tung (und somit strategisch) gesteuert werden muss.47

Unter strategischem Management ist „konzeptionelles, das heißt
grundlegendes, übergreifendes und weit reichendes Zielesetzen, Ent-
scheiden und Handeln“48 zu verstehen. Es „bildet ... das Gelenk zwi-
schen dem parteipolitischen und dem verwaltungsprofessionellen
Hebel.“49

Nach der Definition kann dafür in einer Gemeinde nur der Rat/die
Gemeindevertretung als oberstes Organ zuständig sein, da diese/r über
die mittel-/langfristigen bzw. wichtigen Angelegenheiten der Gemein-
de entscheidet. Dies würde bedeuten, dass die Politik noch über das im
Rahmen des Kontraktmanagements diskutierte „Was?“ hinausgehend
detailliertere Planungen durchführt und in die Zukunft gerichtete Pläne
konzipiert, die dann von der Verwaltung umzusetzen sind.

Dies könnte dazu beitragen, die Problematik der bisher ungeklär-
ten Trennung des „Was?“ und „Wie?“ kommunaler Aufgabenerledi-
gung ein Stück weit zu entschärfen. Bisher haben die Kommunen
zwar in Teilbereichen auch Planungen durchgeführt, die solche
Namen trugen, wie z. B. Schul- und Kulturentwicklungsplan, Kin-
dertagesstättenbedarfsplan usw. Diese Planungen waren jedoch zum
Teil zu allgemein. Es konnten für die Verwaltung keine Handlungsan-
weisungen daraus abgeleitet werden.

Das strategische Management soll die bestehenden Unzulänglich-
keiten, die mit Einführung von Instrumenten des NSM verbunden
waren, beheben helfen.50 Es ist jedoch fraglich, ob durch die Installie-

43 Bals, H./Hack, H., Die neue Kommunalverwaltung – Verwaltungsreform: Warum
und wie?, München; Berlin: Jehle Rehm, 2000, S. 119.

44 Bals, H./Hack, H., a. a. O., S. 129.
45 Vgl. KGSt-Bericht 4/1998, a. a. O., S. 28.
46 Vgl. Wendel, V., Der Ansatz des Schmalenbach-Arbeitskreises New Public

Management, S. 15–20 (S. 15), in: Eichhorn, P./Wiechers, M., a. a. O.
47 Vgl. Reichard, C., Strategisches Management in der Kernverwaltung, S. 80–92 

(S. 82 f.), in: Eichhorn, P./Wiechers, M., a. a. O.; sowie Reichard, C., Das „Neue
Steuerungsmodell“ und der Bürger, S. 44–60 (S. 56 ff.), in: Deutsche Zeitschrift für
Kommunalwissenschaften, Ausgabe II/2002; vgl. auch Banner, G., 25 Jahre Ver-
waltungsreform – und es geht weiter, S. 13–17 (S. 17), in: Innovative Verwaltung,
Heft 11/2003.

48 Eichhorn, P., Besonderheiten strategischen Managements in Kommunalverwaltun-
gen, S. 21–27  (S. 22), in: Eichhorn, P./Wiechers, M., a. a. O.

49 Eichhorn, P., a. a. O. S. 23.
50 Vgl. Budäus, D./Finger, S., Grundlagen eines strategischen Managements auf kom-

munaler Ebene, S. 40–51 (S. 49), in: Eichhorn, P./Wiechers, M., a. a. O.
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rung eines strategischen Managements die in der Literatur bereits
beschriebene und kontrovers diskutierte Dichotomie in „Was?“
(Politik) und „Wie?“ (Verwaltung) behoben werden kann. Da Kom-
munen vorwiegend Sachziele wie z. B. die Bereitstellung von Kin-
dergartenplätzen verfolgen und ihr Handeln weniger nach Formal-
zielen wie z. B. Einnahmenmaximierung ausrichten, stellt sich
die Frage, ob das für den Wirtschaftsbetrieb durchaus sinnvol-
le strategische Management auch für kleine Gemeindeverwal-
tungen weiterführend ist. Insbesondere ist an dieser Stelle
herauszustellen, dass es nicht „das“ strategische Management
gibt, es ist vielmehr individuell – bezogen auf eigene Rahmen-
bedingungen – zurechtzuschneiden.

Ferner ist die Frage ungeklärt, wie die Politik zu einem sol-
chen strategischen Management animiert werden kann bzw.
ob sie ein solches überhaupt will. Bloße Aufforderungen von
Seiten der Verwaltung scheinen hier keine Erfolg versprechen-
den Lösungen zu generieren.51 Zwar wird durch die Einfüh-
rung eines strategischen Managements die bestehende Kom-
plexität hinsichtlich des Leitens und Lenkens einer Organisa-
tion absorbiert und die Führung kann sich mehr auf die eigent-
liche Führungsaufgabe konzentrieren52, allerdings produzie-
ren die dezentralen Einheiten nach außen wirkende Effekte in
den verschiedensten Politikbereichen, wodurch „die Komple-
xitätsreduktion in der Problembearbeitung … auf die Kosten
der Effektivität der politischen Steuerung“53 geht.

Dies ist ein wesentlicher Kritikpunkt, da die Politik vermut-
lich nicht bereit sein wird, ihre Steuerungsmöglichkeiten zu
Gunsten größerer Freiheiten der Fachbereiche einengen zu las-
sen. Ob im Rahmen von durchschnittlich sieben bis zehn Sitzun-
gen des Rates im Jahr überhaupt von einer effektiven politischen Steue-
rung gesprochen werden kann, erscheint in höchstem Maße fraglich.

Unabhängig davon ist zu vermuten, dass die Politik gerade an
langfristigen Strategien54 kein Interesse zu haben scheint, da in den
Gemeindevertretungen „die … Tendenzen der Konzentration auf das
Kleinteilige und aktuell Terminierte bestehen.“55 So kommt bezüg-
lich der Postulierung einer Einführung strategischen Managements
in der Kommunalverwaltung häufig der Hinweis auf die Falle des
politischen Machtverzichts durch die Festlegung von Zielen.

Dies scheint nachvollziehbar, da gerade in kleinen Kommunen, in
denen die Bürger „ihre“ politischen Interessenvertreter kennen, die
Politik sich durch die Formulierung von Zielen in ihrer Aufgabenfle-
xibilität selbst zementiert. Je konkreter Ziele von der Gemeindever-
tretung festgelegt werden, desto größer ist die Angreifbarkeit für den
politischen Gegner, aber auch für den politischen Kunden, also den
Bürger. Insbesondere würden die in der Praxis gestellten Anträge und
Anfragen sowie Bitten um Prüfung einer bestimmten Angelegenheit
dann möglich, wenn konkret auf ein Ziel hin Informationen
gewünscht werden. Eine klare und eindeutige Zielorientierung würde
somit eine Verschleierung von Anfragen und Anträgen durch unge-
naue und unstrukturierte Antwortgebung erheblich senken.56

Allerdings gibt es auch Stimmen in der Literatur, die der Auffas-
sung sind, „dass die sich dynamisch verändernden Rahmenbedingun-
gen für Politik, Verwaltungen und deren Aufgabenfelder die öffentli-
chen Gebietskörperschaften ohne eine stategische Grundorientie-
rung immer stärker in ein aktionistisches Krisenmanagement als
dominantes öffentliches Handlungsprinzip zwingen.“57 Insofern
scheint es zweckmäßig, von verwaltungsprofessioneller Seite auf die
Politik zuzugehen und diese für ein strategisches Management im
oben beschriebenen Sinn zu gewinnen bzw. sie dafür zu sensibilisie-
ren. Das bedeutet, dass die Politik die Notwendigkeit von strategi-
scher Planung erkennen muss (Akzeptanz) und sich Kompetenzen
aneignet, die die Durchführung strategischer Planung ermöglichen
(Fähigkeiten).58 Hierzu könnte die Institutionalisierung eines The-

menmanagements ein erster Schritt sein. Die nachfolgende Darstel-
lung soll diesen Vorschlag visualisieren:

Idee eines Themenmanagements:

Quelle: In Anlehnung an Fiedler, J./Vernau, K., Strategisches
Management, 2001, S. 38.

Die Umsetzung eines solchen Themenmanagements könnte zu
einem schwierigen Unterfangen werden, da – wie bereits beschrieben –
in der Politik die Tendenz besteht, sich ausgiebig mit dem aktuellen,
aber langfristig Unwichtigen anstatt mit dem für die Zukunft einer
Gemeinde Bedeutenden zu befassen. Insofern könnte das an der
Schnittstelle zwischen Verwaltung und Politik einzusetzende strate-
gische Management möglicherweise nicht in dem Maße zur Lösung
des Managementproblems der fehlenden Zielorientierung beitragen.

5 Schlussfolgerungen

In diesem Aufsatz wurden die Werkzeuge der strategischen Ebene
für Kommunalverwaltungen (Kontraktmanagement und strategi-

51 Vgl. Fiedler, J./Vernau, K., Strategisches Management als fehlendes Teilchen im
Puzzle des Neuen Steuerungsmodells, S. 28–39 (S. 28), in: Eichhorn, P./Wiechers,
M., a. a. O.

52 Vgl. Fiedler, J./Vernau, K., a. a. O., S. 29.
53 Fiedler, J./Vernau, K., a. a. O., S. 30.
54 Diese langfristige Orientierung könnte dazu führen, dass „die Ergebnisse kommu-

nalen Handelns im Wettbewerb der Städte .. i. d. R. erst in nachfolgenden Perioden
ersichtlich (sind). Spätere Politikgenerationen würden an den Vorteilen und Nach-
teilen ... partizipieren. Die Folge ist, dass strategische Informationen ungenutzt blei-
ben und sich die Politik einem kurzfristigen Projektmanagement zuneigt und die
Strategie eines ‚kommunalen muddling throughs‘ pflegt.“, Richter, W./Dreyer, M.,
Transparenz als Voraussetzung kommunaler Steuerung – Zwischen Anspruch und
Wirklichkeit, S. 369–373 (S. 372), in: Verwaltungsrundschau – Zeitschrift für Ver-
waltung in Praxis und Wissenschaft, 46. Jahrgang, Heft 11/2000.

55 Fiedler, J./Vernau, K., a. a. O., S. 32.
56 Budäus, D./Finger, S., a. a. O., S. 41.
57 Budäus, D./Finger, S., a. a. O., S. 41.
58 Vgl. Budäus, D./Finger, S., a. a. O., S. 49.
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sches Management) beschrieben. Hier ist insbesondere die Politik
gefordert, im Rahmen des strategischen Management Ziele festzule-
gen, zu operationalisieren und über ein Kontraktmanagement so zu
formulieren, dass die verselbständigten Fachbereiche in der Verwal-
tung diese auch umsetzen können. Die Fachbereiche wiederum kön-
nen durch ein verbessertes Berichtswesen in Feedback-Schleifen die
Politik informieren, wie weit die Zielerreichung vorangeschritten ist.
Diese Prozesse sind in ein umfassendes Controlling-Konzept einge-
bettet, mit dem der Rat/die Gemeindevertretung in die Lage versetzt
wird, durch einen Soll-Ist-Vergleich ihre Ziele gegebenenfalls neu zu
justieren und Optimierungen anzusetzen.

Die obigen Ausführungen sollen in dem Schaubild auf der folgen-
den Seite dargestellt werden:

6 Handlungsempfehlungen

Als allgemein formulierte Empfehlungen soll hinsichtlich der Vor-
gehensweise noch auf folgende Aspekte hingewiesen werden. Wenn
die öffentliche Hand einen Blick in die Wirtschaft und den Dienstleis-
tungssektor wagt, kann sie viel in Sachen „Kreativität und Innovation
sowie Inspiration“ lernen.

Hier soll nur ein Kreativitätsmodell angeführt werden, welches nach
seinem Erfinder Walt Disney benannt worden ist. Walt Disney hatte in
seiner Firma immer drei Arbeitsgruppen. Diese drei Arbeitsgruppen

haben die verschiedenen Ideen und Möglichkeiten bei der Produktent-
wicklung immer gegenseitig weiter gegeben. Es gab die Rolle der Krea-
tiven, der Realisten und der Kritiker.

Die Kreativen haben sich eine Idee ausgedacht und sie danach an die
Realisten weitergegeben, damit die alle die Punkte herausgepickt haben,
die aus deren Sicht realistisch waren. Dann wurde die Idee an die Kritiker
weitergegeben, die alle die Aspekte kritisiert haben, die gerade nicht gehen.

Mit diesen Informationen der Realisten und der Kritiker gingen die
Ideen wieder an die Kreativen. Der Prozess wiederholte sich fortlau-
fend solange, bis am Ende ein Ergebnis stand. Dieses kreative Prozess-
modell bietet sich auch im Bereich der kommunalen Verwaltung an.

So könnte z. B. die Arbeitsgruppe der Kreativen mit dem Bürgermeis-
ter und Verwaltungsvorstand unter Beteiligung des Büroleitenden Beam-

ten im Hinblick auf Visionen und Ziele für die Kommu-
ne besetzt werden. Ferner könnten im politischen Akti-
onsfeld hier die Fraktionen aufgefordert werden, von
sich aus Visionen und Ziele zu entwickeln.

Die Verwaltung könnte z. B. die Arbeitsgruppe
der Realisten besetzen, die abklärt, welche Ideen
und Visionen überhaupt realisierbar und finanzier-
bar sind.

Die dritte Gruppe der Kritiker könnte mit dem
gesamten Rat besetzt sein. Hier wäre dann eine kom-
munalpolitische Diskussion anzuregen, bei der nicht
nur Kritik geäußert wird, sondern sozusagen der
zweite Durchgang eingeläutet wird. Aber auch hier
könnte die Verwaltung eine Schlüsselrolle überneh-
men, weil sie immer auch den Fokus auf der Kritik
haben muss, schon aus Gründen der Rechtsstaatlich-
keit und den Grundsätzen vom Vorrang und Vorbe-
halt des Gesetzes. Nur die Verwaltung in ihrer Funk-
tion und Rolle als Profi weiß in der Regel, was mach-

bar ist und welche erdachten Ideen und Visionen vermutlich dauer-
haft eine Utopie bleiben.

Allgemein soll abschließend nur angemerkt werden, dass es hier
keinen Königsweg gibt, den die Verwaltungen beschreiten können.
Vielmehr erscheint es sinnvoll und zielführend – im wahrsten Sinne
des Wortes – mit dem Prozess zu beginnen, die Vorgespräche mit den
Verantwortlichen zu führen, um dann nach und nach konkrete Maß-
nahmen umsetzen zu können. Hilfreich kann hier die Hinzuziehung
eines externen Beraters sein, der in diesen Bereichen jedoch fach-
und feldkompetent sein sollte.

Strategisches Handeln in Kommunalverwaltungen Marco Weißer
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In die komplexen Zusammenhänge des Zivilrechts
führt dieses Lehrbuch auf verständliche Weise an-
hand zahlreicher Beispiele ein. Praxisnah werden die
Fragestellungen erörtert, die für das Gesamtver-

ständnis des Bürgerlichen Rechts, aber auch für die in der öffentlichen Ver-
waltung speziell erforderlichen Kenntnisse von Bedeutung sind. Zugunsten
der ausführlichen Darstellung des Vertragsrechts, Familien- und Erbrechts
wurden andere Kapitel, die für die universitäre Juristenausbildung relevant
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A. Einführung

Die Gründe für den (angestrebten) Erwerb eines akademischen
Grades oder eines Titels sind vielfältig. Nicht zuletzt der Wunsch
nach gesellschaftlicher und beruflicher Aufwertung und – damit ver-
bunden – höherem Einkommen dürfte ein Hauptmotiv sein. Aller-
dings ist nur die Wirtschaft geneigt, derartige „Titel“ zu honorieren,
im öffentlichen Dienst spielt ein akademischer Grad – abgesehen
vom Bereich der Hochschulen – keine Rolle und schlägt sich auch
nicht in der Besoldung nieder. Jährlich promovieren mehr als 24 000
Personen in Deutschland, d.h. sie dürfen den Dr.-Grad führen (DUZ
6/2008, S. 25; von Münch, Jura 2007, S. 495, 500). Nicht zuletzt unter
dem Einfluss des Europarechts (sog. Bologna-Prozess) werden sich
auch in Deutschland verstärkt die Bachelor- und Master-Grade als
akademische Bezeichnungen für (Fach-) Hochschulabschlüsse
durchsetzen. Damit soll auf lange Sicht eine einheitliche Wertigkeit
solcher Grade zumindest auf europäischer Ebene gewährleistet wer-
den. Insbesondere bei einer (angestrebten) beruflichen Tätigkeit im
Ausland kann ein solcher akademischer Grad als Ausweis der Quali-
fikation nützlich sein. Der Doktorgrad wird dadurch zwar an Bedeu-
tung verlieren, jedoch schon im Hinblick auf die „Altfälle“ auch
künftig relevant bleiben. Dies gilt um so mehr, als die Bestrebungen
dahin gehen, den Trägern vergleichbarer ausländischer akademischer
Grade das Führen des „Doktortitels“ in Deutschland ohne Zusatz zu
ermöglichen. Im Übrigen zeichnen sich Tendenzen ab, das Promoti-
onsprivileg der Universitäten aufzuweichen. Schon jetzt können sich
Fachhochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen an
kooperativen Promotionsverfahren – auch ausländischer Universitä-
ten – beteiligen. 

B. Akademische Grade

I. Begriff

Akademische Grade sind die von einer deutschen Hochschule ver-
liehenen Titel, Bezeichnungen oder Ehrungen. Die umgangssprachli-
che Bezeichnung des Doktorgrades als „Doktortitel“ ist daher unzu-
treffend. Akademische Grade sind vielmehr Auszeichnungen, die
nach Abschluss eines ordnungsgemäßen Studiums oder nach Erbrin-
gung einer besonderen wissenschaftlichen Leistung nach Maßgabe
der einschlägigen Promotionsordnung von einer wissenschaftlichen
Hochschule oder einem besonderen Prüfungsamt verliehen werden
(Laitenberger/Bickenbach/Bassier, Deutsche Orden und Ehrenzei-
chen, 6. Aufl. 2005, § 2 Ordensgesetz, Rn. 12, S. 52). 

Beispiele: „Dr.“ (nicht in weiblicher Form – „Doctora“: VG Hanno-
ver, Urt. v. 22. 3. 2000 – 6 A 1529/98), Bachelor (BA), Master und
Magistergrad (MA), Diplomkaufmann, Diplom-Wirtschaftsjurist/
Fachhochschule, Diplom-Jurist, Diplom-Verwaltungswirt (FH),
Diplom-Finanzwirt (FH)

Umstritten ist die Bewertung des Honorarprofessors (für aka-
demischen Grad: Schönke/Schröder/Cramer, StGB, 27. Aufl. 2006,
§ 132a Rn. 7; Fischer, StGB, 56. Aufl. 2009, § 132a Rn. 7: „titelglei-
che akademische Würde“). Speziell die Bezeichnung „Professor” ist
nicht stets akademischer Grad, sondern kann auch (nur) eine Amtsbe-

zeichnung sein. Maßgebend ist die jeweilige gesetzliche Regelung
im (Landes-)Hochschulrecht. Die Bezeichnung Privatdozent (s. z. B.
§ 68 Abs. 2 Satz 3 HG NRW) wird nicht zu den akademischen Gra-
den, sondern zu den (akademischen) Titeln (s. u. C, I) gerechnet ( Hart-
mer, in: Hartmer/Detmer, HochschulR, 2004, Kap. III, Rdnr. 74, S.
143). Das Land Rheinland-Pfalz hat diesen Titel im Zuge der Einfüh-
rung der Juniorprofessur zulässigerweise abgeschafft (OVG Ko-
blenz, Urt. v. 16.04.2007 – 2 A 11351/06). 

II. Erwerb

1. Verleihung durch deutsche Hochschulen

a) Erwerb kraft Prüfung

Akademische Grade werden üblicherweise durch erfolgreich
bestandene Prüfungen erworben, die nach einem Hochschulstudi-
um abgelegt werden (z. B. Promotion, s. z. B. § 67 HG NRW). Ein-
zelheiten ergeben sich aus den Prüfungs- und Promotionsordnungen.
Hierzu gehört regelmäßig eine schriftliche Arbeit (Dissertation; s. hier-
zu von Münch, Jura 2007, S. 495). Zur Verleihung befugt sind – je
nach Art des Grades – Universitäten und Fachhochschulen. Landes-
und Hochschulrecht bestimmen, welche akademischen Grade verlie-
hen werden. 

Auch die von den Hochschulen der DDR vergebenen akademi-
schen Grade gelten als inländische Grade. Ein Anspruch auf Um-
wandlung in der DDR erworbener (Diplom-) Grade in das westdeut-
sche Pendant (hier: von „Diplom-Ökonom“ in „Diplom- Kauffrau“)
besteht nach dem Einigungsvertrag allerdings nicht; es ist nur auf
Antrag die Gleichwertigkeit der jeweils zugrunde liegenden Prüfun-
gen festzustellen (BVerwG, DVBl. 2006, S. 709).

b) Verleihung ehrenhalber

Die zweite Möglichkeit des Erwerbs ist die Verleihung infolge
von Verdiensten auf wissenschaftlichem, kulturellem oder politi-
schem Gebiet. Dabei genügt es in den meisten Fällen, dass etwa die
Wissenschaft nur mittelbar gefördert wird, z. B. durch großzügige
finanzielle Unterstützung eines Forschungsvorhabens. Allerdings
können die Hochschulgesetze weitere Voraussetzungen – z. B. Nach-
weis von Lehrtätigkeiten – vorschreiben. Zu den bekanntesten akade-
mischen Würden in diesem Sinne gehören der Doktorgrad ehren-
halber („e. h.“ bzw. „h. c.“) und der „Ehrenprofessor/Honorarpro-
fessor“. Auch einige private „Hochschulen“, sog. kirchliche Hoch-
schulen und ähnliche Einrichtungen („Institute” etc.) versprechen
unverhohlen die Chance, „unbürokratisch” einen akademischen
Ehrengrad zu erwerben, wenn die jeweiligen „satzungsgemäßen”
Voraussetzungen – in praxi: Zahlung einer nicht unerheblichen Geld-
summe – erfüllt sind. Gelegentlich dürfte es sich um Einmann-
Betriebe handeln, bei denen die Funktionen des „Rektors” bzw. Prä-
sidenten/Präsidiums, des „Lehrkörpers” und der „Verwaltung” in
einer Person zusammenfallen. Indessen sind nur staatliche und
staatlich anerkannte Hochschulen berechtigt, für besondere Ver-
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dienste um die Hochschule einen akademischen Grad ehrenhalber zu
verleihen.

2. Verleihung durch ausländische Hochschulen

Ausländische Hochschulgrade, die von einer nach dem Recht des
Herkunftslandes anerkannten Hochschule aufgrund eines durch
Prüfung abgeschlossenen Studiums verliehen werden, dürfen in der
verliehenen Form geführt werden Für die Anerkennung gilt das
jeweilige deutsche Landeshochschulrecht (s. z. B. § 37 Abs. 1 LHG
BW, Art. 68 Abs. 1 BayHSchG, § 69 Abs. 2 HG NRW; s. u. IV, 3).

III. Steuerrechtliche Gesichtspunkte und Ausbildungsförderung

Besteht ein berufsbezogener (Veranlassungs-) Zusammenhang,
so können bzw. müssen die Aufwendungen für den Erwerb des Dok-
torgrades einschl. Promotion als steuerliche Werbungskosten aner-
kannt werden (BFH, NJW 2004, S. 1063 für Promotion auf dem
Gebiet der Orthopädie). Eltern, die eine Promotion ihres Kindes
finanzieren, können Freibeträge unter dem Gesichtspunkt der
„Berufsausbildung“ (§ 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 lit. a EStG) in
Anspruch nehmen. Dies gilt auch dann, wenn die Promotion für
den angestrebten Beruf zwar nicht erforderlich, aber geeignet ist,
die berufliche Stellung des Kindes zu verbessern (BFH, NJW
2004, S. 3447; s. auch Marx, Jura 2004, S. 826). Der Erwerb eines
„niedrigeren“ akademischen Grades (z. B. Bachelor) schließt einen
Anspruch auf Förderung für ein höher qualifizierendes Studium
(hier: Masterstudium) nach dem BAföG nicht aus (VG Hamburg,
Beschl. v. 07.08.2007 – 8 E 1878/07). 

IV. Umfang und Grenzen der Benutzung akademischer Grade

1. Führen eines erworbenen Grades

Der Inhaber des akademischen Grades ist berechtigt, die Bezeich-
nung im privaten, geschäftlichen und dienstlichen Verkehr zu
benutzen („führen“). Jeder Eintrag der Bezeichnung im Zusammen-
hang mit dem Namen in öffentlichen Registern, auf Urkunden, Wer-
bematerial oder im Telefonbuch ist ein „Führen“. Akademische
Grade dürfen grundsätzlich nur in der Form geführt werden, die
durch die Verleihungsurkunde oder die Prüfungsordnung festge-
legt ist. Wurde der Diplomgrad einer Fachhochschule z. B. mit dem
Zusatz „FH“ verliehen, darf dieser Zusatz bei der Führung des Grades
nicht weggelassen weden

Der ehrenhalber verliehene akademische Grad gewährt dem Inha-
ber das Recht, ihn unter Beifügung des Zusatzes „h.c.“ oder „e.h.“ zu
führen. Der „Professor“ darf in den meisten Bundesländern als aka-
demische Würde (d. h. auch ohne den Zusatz „em.“ für Emeritus)
nach Eintritt in den Ruhestand weitergeführt werden.

Da der „Doktor“ (nur) Namenszusatz ist, kann aus dem Namens-
recht (§ 12 BGB) nicht abgeleitet werden, dass die Nennung des
„vollen Namens“ auch die Nennung des Doktorgrades umfasst. Es
gibt daher keinen Rechtsanspruch, mit „Doktor“ angesprochen zu
werden. Andere akademische Grade sind erst recht kein Bestandteil
des bürgerlichen Namens (BVerwGE 5, S. 291, BGHZ 38, S. 380).
Nur in wenigen Ausnahmefällen können Akademiker darauf beste-
hen, mit ihrem korrekten Grad angesprochen zu werden, z. B. in
Zeugnissen des Arbeitgebers (BAG, MDR 1984, S. 873).

2. Eintragung in Papiere

Auf Wunsch kann der „Doktortitel“ im Personalausweis und im
Reisepass eingetragen werden (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 PersonalauswG, § 4

Abs. 1 Nr. 3 PassG). Der Doktorgrad wird nur in der fachunspezifi-
schen Bezeichnung eingetragen (z. B. „DR“, „D“, DR hc“, „DR eh“,
DR Eh“). Außerhalb der EU erworbene Doktorgrade dürfen nicht
ohne Weiteres in den (deutschen) Personalausweis oder Reisepass
eingetragen werden.

3. Besonderheiten ausländischer Grade

In Bezug auf die Führbarkeit ausländischer akademischer Grade
ist die formale Anerkennung der (verleihenden) Hochschule und die
Anerkennung der Studiengänge maßgebend (s. z. B. § 34a BerlHG).
Ausländische akademische Grade dürfen grundsätzlich nur in der
Originalform unter Angabe der verleihenden Hochschule (Klam-
merzusatz) geführt werden. Eine wörtliche Übersetzung des auslän-
dischen Grades ins Deutsche kann hinzugefügt werden.

Hochschulgrade aus Staaten der EU und des europäischen
Wirtschaftsraums (EWR), des Europäischen Hochschulinstituts
Florenz sowie der Päpstlichen Hochschulen können in Original-
form ohne Herkunftsbezeichnung geführt werden (Beschluss der
KMK v. 21. 9. 2001 i. d. F. v. 15.5.2008). Der Inhaber eines in einem
Promotionsstudium erworbenen Doktorgrades anderer Mitglied-
staaten der EU und des EWR kann wahlweise auch die Abkürzung
„Dr.“ ohne fachlichen Zusatz und ohne Herkunftsbezeichnung ver-
wenden (z. B. gem. § 1 Abs. 1 der nordrhein-westfälischen VO über
die Führung akademischer Grade v. 31.03.2008, GVBl. 2008, S.
375). Absolventen besonders angesehener US- Universitäten,
wenn diese in der sog. Carnegie-Liste aufgeführt sind, sowie
bestimmte Dr.- Abschlüsse aus Australien, Israel, Kanada und
Russland dürfen mit der schlichten „Dr.“- Bezeichnung und mit
Herkunftsbezeichnung geführt werden. 

Die Wissenschaftsminister der Bundesländer können die Füh-
rung eines Grades im Einzelfall oder allgemein untersagen. Der
Inhaber muss eigenverantwortlich prüfen, ob die gesetzlichen
Voraussetzungen für das Führen in Deutschland erfüllt sind. Infor-
mationen zu anerkannten ausländischen Abschlüssen, deren Über-
setzung und Abkürzung sind der Datenbank „Anabin“ der Zen-
tralstelle für ausländisches Bildungswesen zu finden. 

Unzulässig ist die mehr oder weniger freie „Anpassung“ interna-
tionaler Hochschulgrade an ein deutsches Äquivalent.

Beispiel: Die Bezeichnung „Visiting Professor“ der Volksrepu-
blik China darf nur mit dem entsprechenden Zusatz („VRC“)
geführt werden (OVG NRW, NWVBl. 2005, S. 352). Nicht kor-
rekt ist umgekehrt auch die häufig anzutreffende Übersetzung des
Diplom-Kaufmanns in englischen Unterlagen in „MBA (Univer-
sity of Heidelberg)“.

4. Sanktionen für unberechtigten Gebrauch

Das unbefugte Führen eines akademischen Grades wird durch
§ 132a StGB unter Strafe gestellt. Ein „Führen“ erfordert eine sich
gegenüber der Umwelt äußernde aktive Inanspruchnahme der
geschützten Bezeichnung, so dass die bloße – auch wohlwollende –
Duldung einer entsprechenden Anrede (z. B. „Herr Professor“) nicht
tatbestandsmäßig ist (OLG Karlsruhe, wistra 2007 S. 438). Auch ein
Aufschneiden im privaten Umgang gegenüber einer einzelnen Per-
son, z. B. bei einer neuen Freundin, reicht nicht aus. 

Andererseits kann ein einmaliger Gebrauch genügen, wenn das
Schutzgut der Strafvorschrift – Vertrauen der Bevölkerung in die
Integrität des angesprochenen Personenkreises – hierdurch gefährdet
werden kann (z. B. bei öffentlicher Werbung mit dem „Dr.-Titel“).
Wird der akademische Grad ohne staatliche Legitimation geführt, so
ist das Merkmal „unbefugt“ im allgemeinen erfüllt.
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Das strafrechtliche Verbot gilt auch für das Führen von Bezeichnun-
gen, die akademischen Graden zum Verwechseln ähnlich sind. Da in
Deutschland im Bereich der beruflichen Weiterbildung als „Diplom“
titulierte Bescheinigungen häufig sind und auch oft bewusst akademisch
anmutende Begriffe wie „Fernstudium“, „Diplomprüfung“, „auf univer-
sitärem Niveau“ im selben Zusammenhang verwendet werden, ist der
Irrtum weit verbreitet, man könne sich nach Erhalt eines solchen Zerti-
fikats das Kürzel „Dipl.“ vor die Berufsbezeichnung setzen. „Diplom-
zeugnisse“, von Einrichtungen, die nicht zur Verleihung des akademi-
schen Grades „Diplom“ berechtigt sind, können jedoch nicht wirksam
das Recht zur Führung eines solchen Grades verleihen. Auch das Hinzu-
fügen des „verleihenden“ (Weiterbildungs-) Instituts als Klammerzusatz
etc. ist nicht geeignet, die Verwechselungsgefahr auszuchließen.

Beispiele: Dipl.- Webmaster Bill Müller; Diplom-Sekretärin
Doris Meier

Die Erschleichung einer Anstellung durch Angabe eines fal-
schen akademischen Grades kann zum Verlust des Vergütungsan-
spruchs führen (so für Insolvenzverwalter mit falschem Diplom:
BGH, Beschl. v. 06.05.2004 – IX ZB 349/02). 

Verträge, die auf die Erlangung eines akademischen Grades
hinauslaufen, (sog. Titelkauf), sind sittenwidrig i. S. des § 138 BGB
(BGH, NJW 1994, S. 187; OLG Koblenz, NJW 1996, S. 665: „Dis-
sertationsberatung“). Einer Rückforderung von bereits gezahlten
Honoraren kann jedoch der Einwand beidseitigen Sittenverstoßes
entgegenstehen (§ 817 Satz 2 BGB), so dass der „Erwerber“ doppelt
„bestraft“ ist (BGH, a. a. O). Durch Kauf erworbene Grade dürfen
ohne Ausnahme nicht geführt werden.

Schließlich kann die unbefugte Führung eines akademischen Gra-
des einen unzulässigen Wettbewerbsverstoß darstellen und entspre-
chend verfolgt werden (zur Werbung eines Diplom-Wirtschaftsjuris-
ten mit dem Begriff „Wirtschaftsjuristenkanzlei“: OLG Hamm, NJW
2007, S. 2191). 

Im Übrigen enthalten die Hochschulgesetze Ordnungswidrigkei-
tentatbestände für den unzulässigen Umgang mit akademischen
Graden (s. z. B. § 69 Abs. 7 Satz 4 HG NRW).

5. Akademischer Grad als Bestandteil der Firma

Durch Gründung einer (Handels-) Gesellschaft im Ausland kann
es zulässig sein, den ausländischen akademischen Grad als Teil des
Firmennamens zu führen (BGH, NJW 1998, S. 1150: zulässige Fort-
führung einer „Doktorfirma“ durch nicht promovierten Nachfolger
mit entsprechendem Zusatz „Nachf.“). Der BGH hat hinsichtlich der
Führung des Doktorgrades jedoch entschieden, dass eine erhebliche
Täuschung der Verbraucher vorliegen kann, wenn die Firmenbe-
zeichnung zu Unrecht den Eindruck vermittelt, ein promovierter
Akademiker bestimmte die Unternehmensbelange maßgeblich mit
(NJW 1991, S. 752: „Dr. Stein-Arzneimittel“). Das Führen einer
„Dr.-Firma“ wird daher unzulässig, wenn der Träger des akademi-
schen Grades aus dem Unternehmen ausscheidet. Sobald die
Bezeichnung zu einer Täuschung der angesprochenen Verkehrskrei-
se führt, endet die Berechtigung zu ihrem Führen.

6. Verlust des akademischen Grades

Eine Hochschule kann einen akademischen Grad entziehen.
wenn sich nachträglich herausstellt, dass

– er auf einer Täuschung (insbesondere Plagiat) beruht oder
wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irriger-
weise als gegeben angenommen worden sind (z. B. Fehlen eines
Hochschulstudiums); 

– der Inhaber der Verleihung eines akademischen Grades unwür-
dig war oder sich durch sein späteres Verhalten der Führung
eines akademischen Grades unwürdig erweist (z. B. aufgrund
einer Straftat: BVerwG, NVwZ 1992, S. 1201).

C. (Ehren-) Titel

I. Arten

Nach § 1 TitelG können Titel für besondere Verdienste um die
Bundesrepublik Deutschland nach Maßgabe dieses Gesetzes ver-
liehen werden. Die Stiftungskompetenz steht gem. § 2 Abs. 1 Satz 2
dem Gesetzgeber zu: „Die Bezeichnung der Titel und die Voraus-
setzungen werden durch Gesetz festgelegt“. Der Bund hat von der
Möglichkeit, staatliche Ehrentitel zu schaffen, bisher allerdings
keinen Gebrauch. Die Befugnis der Länder, ähnliche Auszeichnun-
gen zu schaffen und zu verleihen, wird durch das TitelG nicht
berührt (§ 1 Abs. 2), d. h. damit sinngemäß anerkannt. Die Länder-
kompetenz erstreckt sich naturgemäß nur auf Verdienste um das
jeweilige Land, die sich jedoch häufig mit “Bundes”verdiensten
decken. Bei den staatlichen Ehrentiteln handelt es sich nicht um
berufliche Bezeichnungen, auch nicht der höchsten Art, sondern um
staatliche Auszeichnungen, die ohne sonstiges äußeres Zeichen
verliehen werden, und die nicht mit einer Amts- oder Dienststel-
lung in Verbindung stehen. Ebenso kann der Ehrentitel „Professor“
verliehen werden.

Beispiel: Justizrat.

Die Zurückhaltung des Bundesgesetzgebers macht andererseits
die Anerkennung ausländischer Ehrentitel – über deren Annahme
der Bundespräsident entscheidet (§ 5 TitelG) zum Gegenstand des
Interesses. Von den Ehrentiteln des TitelG zu unterscheiden ist in
diesem Zusammenhang der Titel Honorarkonsul, der dem Diplo-
matenrecht, d. h. dem Völkerrecht i. w. S. entstammt und gelegent-
lich eine bloße Ehrenernennung ohne Aufgaben und Pflichten für
den Träger sein kann. Er beruht auf der Verleihung durch einen
ausländischen Staat und bedarf innerstaatlicher Zustimmung.
Auch insoweit ist aber vor Ämter- und Titelbeschaffungsmaßnah-
men per Vertrag ohne staatliche Beteiligung zu warnen (Bolewski,
VR 2003, S. 189).

Beispiel: Weder der „Honorarkonsul von Sierra Leone in Ungarn“
noch der „Konsul von Thomond“ fanden in Strafverfahren wegen
unbefugter Führung derartiger Phantasietitel verständnisvolle
Richter ( BGH, NJW 1994 S. 187).

II. Entziehung und Verlust

Ein Verlust des Titels kann durch Entziehung nach § 4 TitelG ein-
treten. Voraussetzung ist, dass sich ein „Würdenträger“ durch sein
Verhalten – insbesondere durch eine „entehrende“ Straftat – des Titels
unwürdig erweist oder ein solches Verhalten erst nachträglich
bekannt wird. In Bezug auf ausländische Titel ist die Möglichkeit des
Widerrufs der Genehmigung vorgesehen (§ 5 Abs. 1 Satz 3 TitelG). 

III. Folgen unbefugter Titelführung 

Die unbefugte Führung inländischer oder ausländischer Titel oder
öffentlicher Würden (z. B. „Ehrenbürger“ einer Gemeinde) ist gem.
§ 132a StGB strafbar. Wegen der Einzelheiten wird auf B, I, 4 ver-
wiesen.
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie
unterliegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegen-
stände, Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse
bringen neue Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte
Fachausdrücke verschwinden. Die neuen oder mit verändertem
Inhalt verwendeten Begriffe entstehen in Deutschland oder entstam-
men europarechtlichen Vorgaben. Sie gehen in die Gesetzgebung und
in das Verwaltungshandeln ein und machen auch nicht vor angel-
sächsischen Termini halt. Das hier und in den folgenden Heften abge-
druckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeutsame neue Wort-
prägungen erklären.

Ämterpatronage

Wenn man traditionelle Werte des öffentlichen Dienstes in
Deutschland wie Befähigung, Eignung, Unparteilichkeit, Gleichbe-
handlung und Objektivität Ernst nimmt, dürfte es gar keine Ämterpa-
tronage geben. Sie stellt den andauernden Versuch dar, partei- oder
verbandspolitischen oder privaten Einfluss auszuüben auf die Beset-
zungen von Stellen und die Beförderungen in Regierungen, Verwal-
tungen, Gerichten, Rundfunkanstalten, Hochschulen und anderen
Körperschaften und Anstalten öffentlichen Rechts.

Die Einflussnahme gründet auf dem Interesse, Personen entweder
zur eigenen Machtausübung in Ämtern unterzubringen oder für gelei-
stete Dienste mit Ämtern zu belohnen. In der sog. Parteibuchwirt-
schaft zählt das „richtige“ Parteibuch mehr als die fachliche Leistung.
Treue Parteisoldaten geraten auf diese Weise auch auf meist leitende
Positionen in Schulen, Schulbehörden, Finanzämtern, kommunalen
und staatlichen Unternehmen. Vom Standpunkt der behördlichen Per-
sonalpolitik aus ist die Ämterpatronage von Übel, denn sie wird in der
Regel von vorschlags- und entscheidungsunbefugten Personen oder
Institutionen wahrgenommen mit entsprechend nachteiligen Wirkun-
gen für Personalführung, Personalplanung und -entwicklung, Nach-
wuchs, Motivation und Karriere.

Die Verfilzung im politisch-administrativen System ist hierzulan-
de offensichtlich nicht zu vermeiden, denn im Unterschied zu manch
anderen Ländern hat es in Deutschland nie die Tradition eines partei-
politisch neutralen Beamtentums gegeben. Anders gesagt: Die partei-
politische Betätigung von Beamten gilt daher als legitim.

Nutzkosten

Für die Erfassung von Verwaltungskosten insofern von Bedeu-
tung, als Nutzkosten den Teil der beschäftigungsunabhängigen bzw.
fixen Kosten ausmachen, der auf die genutzten Kapazitäten entfällt.
Angenommen ein Amt hält trotz sinkender Einwohner- und Antrags-,
Auskunfts-, Beratungs- oder Betreuungszahlen an den Planstellen
fest, verringern sich die Nutzkosten und erhöhen sich die Leerkosten.
Nutz- und Leerkosten ergeben zusammen den Fixkostenblock.

Allerdings muss man den Nutzkosten den Teil der Leerkosten
zurechnen, der durch Pflichten zur Kapazitätsvorhaltung entsteht.
Die Erreichbarkeit der Polizei rund um die Uhr, die ständige Einsatz-
bereitschaft der Feuerwehr und des Katastrophenschutzes, die Vor-
haltung von Krankenhausbetten oder von Militäreinrichtungen und 
-personal bedeutet zwangsläufig ein Mehr an Nutz- und ein Weniger
an Leerkosten. Denn bei der vorausschauenden Vorhaltung von

Kapazitäten kommt es ja nicht darauf an, diese zu beanspruchen.
Wesentlich ist deshalb die Dimensionierung der vorzuhaltenden

Kapazitäten. Man wird zu den personellen, räumlichen, technischen
und finanziellen Kapazitäten für ein durchschnittliches Arbeitspen-
sum die für eine prognostizierte Spitzenlast notwendigen Kapazitä-
ten hinzufügen. Nicht zuletzt der hohen Fixkosten wegen wird man
sich um flexible Lösungen durch Amtshilfen, (Ruf-) Bereitschafts-
dienste, Zentralisierung, Vorsorgeverträge usw. bemühen.

Schwachstellenanalyse

Darunter versteht man den permanenten Prozess zu Ermittlung
und Beseitigung von Engpässen bzw. Mängellagen für die Zielerrei-
chung oder Aufgabenerfüllung. Der ehemalige Betriebswirtschafts-
professor Erich Gutenberg (1897-1984) spricht vom Ausgleichsge-
setz der Planung, wonach sich die Gesamtplanung auf den jeweils
schwächsten Teilbereich betrieblicher Betätigung, den Minimum-
sektor, einzustellen habe. Die Teilpläne einer Unternehmung oder
einer Verwaltung werden somit auf die Schwachstelle mit dem Ziel
ausgerichtet, sie zu beseitigen. Wie immer ein Glied die Zugkraft
einer Kette begrenzt, geht es danach mit der Suche nach dem näch-
sten „bottle-neck“ weiter.

Während Unternehmen Schwachstellen vornehmlich bei der Fak-
torbeschaffung, Leistungserstellung und Produktverwertung analy-
sieren, konzentrieren sich Verwaltungen zunächst auf Mängellagen
unter anderem in der Infrastruktur, bei Bevölkerungsgruppen, bei
öffentlicher Sicherheit und erst danach auf eigene – gegebenenfalls
daraus resultierende – Engpässe im Bereich Mitarbeiter, Ausstattung,
Verfahren, Bürgernähe, Serviceangebote, Öffentlichkeitsarbeit usw.

Solidaritätsprinzip

Solidarität steht umgangssprachlich für Zusammengehörigkeits-
gefühl und gegenseitige Unterstützung. Die Mitglieder einer Solidar-
gemeinschaft empfinden eine gemeinsame Sozial- und Interessenla-
ge und sind zur Durchsetzung gemeinsamer Anliegen bereit. Kir-
chen, Parteien, Gewerkschaften, Sozialvereine und -verbände sowie
sozialen Zwecken gewidmete Stiftungen bilden Sammelbecken für
gelebte Solidarität.

Als Prinzip kann Solidarität durchaus unterschiedlich gestaltet
sein. Die anhaltenden Kontroversen um die gesetzliche Krankenversi-
cherung als kollektives Solidarsystem, lies: Risikoausgleichssystem,
verkennen offenbar die Gestaltungsalternativen. (Nebenbei bemerkt:
Auch die privaten Krankenversicherungen bilden Risikoausgleichs-
systeme – jedoch statistisch ausgerichtet, nicht solidarisch.) Abwegig
ist beispielsweise die Behauptung, in einer Solidargemeinschaft sei es
niemals gerecht, dass jeder das Gleiche einzahlt. Er müsse gemäß sei-
ner Leistungsstärke, also seines Einkommens, zur Kasse gebeten wer-
den. Nur so würde die Mehrheit derer, die nie oder selten zum Arzt
gehen, die Kosten für diejenigen mittragen, die medizinische Leistun-
gen oft oder immer in Anspruch nehmen müssen. 

Peter Eichhorn*

ABC – Glossar – XYZ

* Prof. (em.) Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn ist Präsident der SRH Hochschule Ber-
lin und Präsident des Bundesverbandes Deutscher Verwaltungs- und Wirtschafts-
Akademien e.V., Frankfurt am Main.
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Der innerhalb einer Gemeinschaft angestrebte soziale Ausgleich,
oft mit einem Ausgleich von Kranken-, Pflege-, Berufs-, Sicherheits-
und Versorgungsrisiken verbunden, kommt dadurch zustande, dass
die Solidarmitglieder entweder gleich hohe oder je nach Finanzkraft
unterschiedliche Beiträge leisten. Diese werde in der Regel zur
Eigenbedarfsdeckung für alle gleich oder nach individuellen oder
institutionellen Merkmalen verwendet. Grundsätzlich sind vier Fälle
möglich: Mittelherkunft und Mittelverwendung richten sich erstens
nach Gleichheit pro Kopf oder Institution oder folgen zweitens einer
Differenzierung pro Kopf oder Institution oder es findet eine
Mischung statt. In diesem Fall können die Mittel drittens von jedem in
gleicher Höhe erhoben und differenziert verteilt oder viertens diffe-
renziert erhoben und gleich verteilt werden. Für die Differenzierungen
lassen sich diverse Kriterien heranziehen, etwa ethische und soziale
Maßstäbe für gerechte Teilhabe und Bedürftigkeit oder ökonomische
Maßstäbe für Belastbarkeit bzw. Leistungsfähigkeit.

Sozialstaatsgebot

Ein in Art. 20 Grundgesetz verankerter elementarer Verfassungs-
grundsatz, der in erster Linie den Gesetzgeber dazu verpflichtet,
gesellschaftliche Gegensätze und Konflikte auszugleichen, insbeson-
dere wirtschaftlich Schwache zu schützen, in Not geratenen Bürgern
zu helfen und ihnen ein menschenwürdiges Dasein und eine angemes-
sene Beteiligung am allgemeinen Wohlstand zu gewähren. Das Sozi-
alstaatgebot bildet den anderen Pol der Sozialen Marktwirtschaft mit
ihren grundgesetzlich und größtenteils auch europarechtlich gesicher-
ten Freiheiten wie der Konsumfreiheit, Gewerbefreiheit, Freiheit der
Berufs- und Arbeitsplatzwahl, Produktions- und Handelsfreiheit
sowie der Freiheit der Eigentumsnutzung.

Die allgemein gehaltene Formulierung des Sozialstaatsgebots
bzw. Sozialstaatsprinzips trifft keine genaueren inhaltlichen Bestim-
mungen, so dass sich im Regelfall keine konkreten Einzelansprüche
ableiten lassen. Rechtlich fassbare Begriffe und justitiable Forderun-
gen enthalten die Gesetze zur Vermeidung von Ungleichheiten in den
sozialen Verhältnissen. Aber auch beim Gesetzesvollzug stößt man
auf Ermessensentscheidungen bei der Abwägung und Auslegung.

Dem vorrangigen Ziel, soziale Notlagen und Beeinträchtigungen
durch Krankheit, Invalidität, Arbeitslosigkeit und Alter zu bewälti-
gen, widmen sich die Sozialversicherungen (d.h. die gesetzliche
Kranken-, Pflege-, Unfall-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung).
Das Sozialstaatsgebot schlägt sich darüber hinaus in zahlreichen
Gesetzen und Verordnungen nieder für die Fürsorge für Hilfsbedürf-
tige, für die Kriegsopferversorgung und Kriegslastenverteilung, zum
Arbeitsschutz (insb. Sicherheit des Arbeitsplatzes und der Arbeits-
zeit), zur Daseinsvorsorge (kollektive Existenzsicherung durch Infra-
strukturmaßnahmen), zur Bildungs-, Gesundheits- und Wohnungs-
bauförderung bis hin zum Schutz der Wirtschaftsdemokratie (insb.
durch Mitbestimmungsgesetze und Gesetze gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen). Eine Ausprägung des Sozialstaatsgebots ist auch die
Sozialbindung des Eigentums (Art. 14 Abs. 2 Grundgesetz: „Eigen-
tum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allge-
meinheit dienen.“).

Die gesetzlichen Sozialversicherungen, behördlichen Sozialhilfen
und die genannten weiteren Sozialleistungen, Fördermaßnahmen und
Regelungen zur Verhütung des Missbrauchs wirtschaftlicher Macht-
stellung gelten als wesentlicher Bestandteil der Sozialen Marktwirt-
schaft in Deutschland. Das Kennzeichen dieser Wirtschaftsordnung
ist der Ausgleich zwischen der persönlichen und wirtschaftlichen Ent-
faltung im Wettbewerb und der finanziellen Absicherung der Men-
schen durch Korrekturen der Marktergebnisse (mittels Sozialbeiträ-
gen, Steuern, Subventionen, Unterstützungen usw.). 

Eine Ausweitung des Sozialstaatsgebots ist in Deutschland mög-
lich und wird zur Eindämmung der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise praktiziert, ohne allerdings beim Namen genannt zu
werden. Angesprochen sind die derzeitigen (Teil-) Verstaatlichun-
gen von (systemrelevanten) Banken und anderen (Schlüssel-)
Unternehmen. Im Grunde wendet man den „Vorratsartikel“ 15
Grundgesetz an, wonach „Produktionsmittel“ (zu denen Banken
gehören) „zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz,
das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum
oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden
können.“

Es fehlt nicht an Versuchen, das Sozialstaatsgebot über seinen
bisherigen Katalog hinaus auf weitere Gebiete auszudehnen und als
Grundrechte in die Verfassung aufzunehmen. Beispielhaft genannt
seien das Recht auf Arbeit und das Recht auf Wohnen.

Manche befürchten, andere befürworten, dass ein umfassendes
Sozialstaatsgebot zu einer sozialistischen Markt- oder gar Planwirt-
schaft führt. Dies würde geschehen, wenn das Privateigentum nicht
mehr respektiert und die dezentral gelenkte Wirtschaftsordnung
aufgegeben würde.

Umweltschutzprinzipien

Umweltschutz ist Sache der Umweltpolitik. Sie umfasst die Ziele
und Maßnahmen, die dem Menschen und der Tier- und Pflanzenwelt
die natürlichen Lebensgrundlagen auf Dauer erhalten. Vier Prinzipi-
en des Umweltschutzes gelten als hilfreich:

Nach dem Vorsorgeprinzip sollen Beeinträchtigungen der Umwelt
möglichst gar nicht entstehen. Bei Abfällen geht es deshalb primär
um Vermeidung, dann um stoffliche oder energetische Verwertung
und schließlich um Beseitigung. Die Verwertungsphase hat zu einer
extensiven Kreislaufwirtschaft in den Unternehmen und in der Volks-
wirtschaft geführt.

Das Verursacherprinzip, häufig als das Grundprinzip der Umwelt-
politik bezeichnet, will demjenigen die Kosten zur Vermeidung, Ver-
wertung, Beseitigung oder zum Ausgleich von Umweltschäden
zurechnen, der sie verursacht. Da es aber meist mehrere Verursacher
gibt, sind schwierige Zurechnungsprobleme zu lösen. Wer ist Verursa-
cher von CO2-Emissionen im Straßenverkehr? Sind es die Raffineri-
en, Fahrzeughalter, Fahrer, Fahrgäste, Autoindustrien, Verkehrsrege-
lungen, Infrastrukturen, Großveranstaltungen, Steuergesetze, Mobili-
tätszwänge oder Substitutionsdefizite?

Bei Altlasten lassen sich oft überhaupt keine Verursacher mehr
feststellen. Für solche Fälle greift man auf das Gemeinlastprinzip
zurück. Es kann sich auf eine größere Gesamtheit oder auf eine
bestimmte Gruppe beziehen, etwa beim sog. Wasserpfennig, der die
wasserverbrauchenden Industriebetriebe zu Gunsten der auf Kunst-
dünger verzichtenden Landwirte belastet.

Mit dem Kooperationsprinzip will man die Mitwirkung Betroffe-
ner sicherstellen (etwa die Autoindustrie bei der Entsorgung der Alt-
autos), um die Selbstverwaltung in der Wirtschaft zu stärken – umge-
kehrt öffentliche Verwaltungen zu entlasten –, Umweltentscheidun-
gen zu verbessern und Strukturanpassungen im Konsens zu fördern.

Auf der Grundlage dieser Prinzipien werden ordnungsrechtliche
(d.h. verwaltungs- und abgabenrechtliche), marktwirtschaftliche (via
Umweltzertifikate und Verhandlungslösungen) sowie erkenntnislei-
tende Instrumente (z.B. Forschung und Entwicklung, Appelle, Forde-
rungen und Mahnungen) eingesetzt. In den mit Umweltrecht befass-
ten Behörden wird das ökologische Verhalten ordnungsrechtlich zum
einen durch Ge- und Verbote bei Produktionsfaktoren, Herstellungs-
verfahren und bei Produkten, zum andern durch monetäre Be- und
Entlastungen bei Faktoren, Verfahren und Produkten gesteuert.
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Mit Beschluss vom 05. Dezember 20061 hat das Bundesverfas-
sungsgericht Teile des neuen Hufbeschlaggesetzes2 vorläufig
gestoppt. Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts setzte nach
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung und der damit erho-
benen Verfassungsbeschwerde das Hufbeschlaggesetz insoweit einst-
weilen aus, als Personen, die Verrichtungen an Hufen zum Zweck des
Schutzes, der Gesunderhaltung, der Korrektur oder der Behandlung
vornehmen, ohne dabei einen Eisenbeschlag anzubringen, den
Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfen wurden. Die u.a. von
praktizierenden und zukünftigen Huftechnikern gegen das neue Huf-
beschlaggesetz eingelegte Verfassungsbeschwerde hatte Erfolg. Der
Erste Senat hat mit Beschluss vom 03. Juli 2007 wesentliche Teile des
erst im Jahr 2006 verabschiedeten Hufbeschlaggesetzes, das ein
ganzes Berufsfeld aus der Welt schaffen wollte, für nichtig erklärt.3

Die Fallbearbeitung ist an den Karlsruher Beschluss angelehnt. Im
Mittelpunkt der klausurtechnisch aufbereiteten Verfassungsbe-
schwerde steht die Prüfung der Anforderungen des Art. 12 Abs. 1
GG an subjektive Berufszulassungsvoraussetzungen bei der Zusam-
menführung mehrerer Berufe.

Sachverhalt

In der Zeit bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs erfolgte der
Schutz des Pferdehufs gegen übermäßige Belastung durch auf den
Huf genagelte Hufeisen. Dies entsprach der damaligen Beanspru-
chung der Pferde als Zug-, Last- und Nutztiere. Mit der zunehmenden
Bedeutung von Pferden als Freizeit- und Sporttiere und der Verwen-
dung neuer Beschlagmaterialien stellte sich der Eisenbeschlag als
nicht mehr unbedingt geboten, teilweise auch als nicht mehr
erwünscht dar. So entwickelten sich alternative Formen der Hufver-
sorgung und des Hufbeschlags. Unter die Berufsbezeichnung „Huf-
techniker“ fallen Spezialisten für alle Arten der Hufhilfsmittel und
des Hufschutzes mit Ausnahme des – dem Hufbeschlagschmied vor-
behaltenen – Eisenbeschlags. Das Betätigungsfeld des Huftechnikers
umfasst neben der Hufbearbeitung das Anbringen von Kunststoff-
und Aluminiumbeschlägen, das Anbringen von Klebeschuhen, das
Anpassen von Hufschuhen sowie die Hufreparatur mit Kunsthornen
oder anderen Hufersatzmaterialien. Auch wenn die Rechtslage mit
Blick auf die Huftechniker in den vergangenen Jahren unklar war, so
wurde deren Tätigkeit doch geduldet. Darüber hinaus sind auch pri-
vate Ausbildungseinrichtungen im Bereich der Huftechnik mit eige-
nen Lehr- und Prüfungsstandards entstanden.

Unter ordnungsgemäßer Beteiligung des Bundesrats hat der
Bundestag ein neues Gesetz über den Beschlag von Hufen und
Klauen beschlossen (Hufbeschlaggesetz; im Folgenden: HufBe-
schlG). Das HufBeschlG wurde vom Bundespräsidenten ordnungs-
gemäß ausgefertigt und im Bundesgesetzblatt verkündet. Es soll
das Gesetz aus dem Jahr 1940 über den Hufbeschlag ablösen, das
allein die Hufbeschlagschmiede erfasst. Mit dem neu gefassten
HufBeschlG soll den Anforderungen des modernen Hufbeschlags
entsprochen und die notwendige Qualität des Klauen- und Hufbe-
schlags im Interesse des Tierschutzes sichergestellt werden.

Das Regelungsprogramm des neuen HufBeschlG ist in § 1 Abs. 1
umschrieben: 

§ 1 Anwendungsbereich
(1) Die Gesundheit von Huf- und Klauentieren, insbesondere die

Leistungsfähigkeit ihres Bewegungsapparates, ist durch einen sach-,
fach- und tiergerechten Huf- und Klauenbeschlag zu erhalten und zu
fördern. Dazu werden die Berechtigung zur Ausübung des Beschla-
ges von Hufen und Klauen und die damit verbundene staatliche Aner-
kennung sowie die staatliche Anerkennung von Hufbeschlaglehr-
schmieden/Hufbeschlaglehrschmiedinnen und Hufbeschlagschulen
geregelt.

(2) ... § 2 Nr. 1 HufBeschlG enthält im Unterschied zum Hufbe-
schlaggesetz von 1940 eine Legaldefinition des Hufbeschlags, die
diesen nicht nur auf den Hufeisenbeschlag beschränkt. Definiert wird
der Hufbeschlag als die Gesamtheit aller Verrichtungen an einem Huf
zum Zweck des Schutzes, der Gesunderhaltung, der Korrektur oder
der Behandlung.

Nach § 3 Abs. 1 HufBeschlG darf der Hufbeschlag nur von geprüf-
ten und staatlich anerkannten Hufbeschlagschmieden ausgeübt wer-
den. Diese Anerkennung setzt Zuverlässigkeit, eine abgeschlossene
Berufsausbildung, eine erfolgreiche Prüfung an einer staatlich aner-
kannten Hufbeschlagschule und insbesondere eine mindestens zwei-
jährige sozialversicherungspflichtige hauptberufliche Beschäftigung
bei einem Hufbeschlagschmied voraus, der wiederum seit minde-
stens drei Jahren anerkannt und gewerblich tätig sein muss (§ 4 Abs.
1 HufBeschlG).

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 HufBeschlG handelt ordnungswidrig,
wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 Abs. 1 den Huf- und
Klauenbeschlag ausübt.

§ 10 Abs. 1 HufBeschlG bestimmt, dass die früheren Anerken-
nungen für Hufbeschlagschmiede als Anerkennungen nach dem
neuen Hufbeschlaggesetz fortgelten. § 10 Abs. 2 HufBeschlG erlaubt
auch im Übrigen die Fortsetzung einer bisher rechtmäßig ausgeübten
Tätigkeit, „ausgenommen die dauerhafte Anbringung von Huf- oder
Klauenschutzmaterialien“ (§ 10 Abs. 2 Satz 1 HufBeschlG). 

Zur Prüfung zum Hufbeschlagschmied ist im Regelfall nur zuzu-
lassen, wer eine mindestens zweijährige praktische Tätigkeit bei
einem Hufbeschlagschmied, den Besuch eines anerkannten vier-
wöchigen Einführungslehrgangs sowie eines viermonatigen Vorbe-
reitungslehrgangs an einer Hufbeschlagschule nachweisen kann. Der
praktische Teil des Vorbereitungslehrgangs umfasst die Vermittlung
und Vertiefung von Kenntnissen, Fertigkeiten und Fähigkeiten für
das Schmieden von Hufeisen. Der Ausbildung entsprechend umfasst
der praktische Teil der Prüfung zum Hufbeschlagschmied als Prü-
fungsbereiche die Durchführung eines Warmbeschlags mit Hufeisen,
die Durchführung eines Beschlags mit alternativen Hufschutzmate-
rialien, die Durchführung einer Barhufversorgung sowie die Herstel-
lung eines Hufeisens.

* Prof. Dr. Yvonne Dorf ist Hochschullehrerin an der Fachhochschule des Bundes für
öffentliche Verwaltung, Brühl.

1 S. BVerfGE 117, 126 ff.; s. auch NVwZ 2007, S. 324 ff.
2 Hufbeschlaggesetz vom 19. April 2006 (BGBl. I S. 900), das – soweit die einstwei-

lige Anordnung des Bundesverfassungsgerichts vom 05. Dezember 2006 nicht ent-
gegenstand – am 01.01.2007 in Kraft trat.

3 S. BVerfGE 119, 59 ff.; s. auch DVBl. 2007, 1567; GewArch 2008, 28 ff.; EuGRZ
2007, 732 ff.

Yvonne Dorf*
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H ist seit mehreren Jahren praktizierender Huftechniker. Er sieht
sich durch das neue HufBeschlG in seinem Grundrecht aus Art. 12 Abs.
1 GG verletzt. H ist der Ansicht, dass es sich bei dem Beruf des Huf-
technikers gegenüber dem des Hufbeschlagschmieds um einen völlig
eigenständigen Beruf handele, der dem Schutzbereich des Art. 12 Abs.
1 GG unterfalle. Durch die Verbotsnorm des § 3 Abs. 1 i.V.m. § 9 Abs.
1 Nr. 1 bis 3 HufBeschlG könne er in Zukunft nicht mehr als Huftech-
niker tätig sein. Wer auf dem Gebiet der Huftechnik tätig sein wolle,
müsse künftig die Hufbeschlagprüfung absolviert haben. Dieser Ein-
griff in die Berufsfreiheit sei nicht gerechtfertigt. Dem Bundesgesetz-
geber fehle hierzu bereits die Gesetzgebungskompetenz. Auch inhalt-
lich seien die Verbote des HufBeschlG nicht gerechtfertigt. Die
Schließung ganzer Berufe bedürfe zu ihrer Rechtfertigung besonders
wichtiger, anders nicht zu erreichender Gemeinwohlziele. Tierschutz
und Qualitätssicherung könnten zwar solche Ziele sein. Die Eignung
der gesetzlichen Bestimmungen zur Erreichung dieser Ziele sei jedoch
höchst fraglich. Die neue gesetzliche Regelung sei außerdem nicht
erforderlich. Huftechniker wollten keinen Hufeisenbeschlag aus-
führen, weil sie diesen – was zutrifft – aus grundsätzlichen Erwägun-
gen ablehnten und bedürften daher auch nicht der entsprechenden Qua-
lifikation. Auch erwarteten die Kunden von Huftechnikern keinen Huf-
eisenbeschlag und wollten diesen bei ihnen auch nicht in Anspruch
nehmen – dafür gebe es ja schließlich die Hufbeschlagschmiede.
Schließlich sei die gesetzliche Neuregelung auch unverhältnismäßig.
Es sei praktizierenden Huftechnikern nicht zuzumuten, nachträglich
die Anerkennung als Hufbeschlagschmied zu erwerben. 

Weiterhin ist H der Ansicht, dass das Gesetz auch gegen das Gleich-
heitsgebot des Art. 3 Abs. 1 GG verstoße. Hufschmiede und Huftechni-
ker würden im Hinblick auf die Verrichtungen von Hufbeschlag-
schmieden vereinheitlichenden Tätigkeits- und Anerkennungsvoraus-
setzungen unterworfen, obwohl sie von ihrer Tätigkeit und Qualifikati-
on her unterschiedlich ausgerichtet seien. Art. 3 Abs. 1 GG verbiete,
wesentlich Ungleiches ohne sachlichen Grund gleich zu behandeln.

H ist dermaßen über das neue HufBeschlG empört, dass er noch
vor dessen Inkrafttreten dagegen Verfassungsbeschwerde zum Bun-
desverfassungsgericht erhebt. 

Aufgabenstellung
Prüfen Sie gutachterlich, ob die Verfassungsbeschwerde des H

Aussicht auf Erfolg hat.

Lösung

Die Verfassungsbeschwerde des H hat Aussicht auf Erfolg, wenn
sie zulässig und begründet ist.

A. Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig, wenn die in Art. 93 Abs. 1
Nr. 4a GG, §§ 23, 90 ff. BVerfGG genannten Sachentscheidungsvor-
aussetzungen vorliegen.

I. Statthaftigkeit

Die Verfassungsbeschwerde an das Bundesverfassungsgericht ist
gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, §§ 13 Nr. 8a, 90 ff. BVerfGG statthaft.

II. Beschwerdeberechtigung und Prozessfähigkeit des H

Gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 41 GG und § 90 Abs. 1 BVerfGG ist
„jedermann“, d.h. derjenige, der Träger von Grundrechten oder grun-
drechtsgleichen Rechten sein kann, beschwerdeberechtigt. H ist als

natürliche Person grundrechtsfähig und damit beschwerdeberechtigt.
Als volljährige und mithin voll geschäftsfähige Person bestehen auch
an seiner Prozessfähigkeit keine Zweifel.4

III. Beschwerdegegenstand

Zulässiger Beschwerdegegenstand kann gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr.
4a GG, § 90 Abs. 1 BVerfGG jeder Akt öffentlicher Gewalt sein.5

Unter den Begriff der öffentlichen Gewalt i.S.d. § 90 Abs. 1 BVerfGG
fällt jedes Tun und jedes Unterlassen der grundrechtsgebundenen
(vgl. Art. 1 Abs. 3 GG) Legislative, Exekutive und Judikative. H wen-
det sich gegen das neue HufBeschlG. Es liegt mithin ein tauglicher
Beschwerdegegenstand in Form eines Aktes der Legislative vor.

IV. Beschwerdebefugnis

H muss weiterhin beschwerdebefugt sein. Das setzt gemäß Art. 93
Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 Abs. 1 BVerfGG voraus, dass H behaupten
kann, in einem seiner Grundrechte oder grundrechtsgleichen Rechte
verletzt zu sein. Ein bloßes „Behaupten“ reicht jedoch entgegen dem
Wortlaut des § 90 Abs. 1 BVerfGG für die Beschwerdebefugnis nicht
aus. Vielmehr ist hierfür ein Vortrag erforderlich, aus dem die Mög-
lichkeit einer Grundrechtsverletzung hervorgeht. Das ist der Fall,
wenn die behauptete Grundrechtsverletzung nicht offensichtlich aus-
geschlossen ist.6 Zudem muss H durch das neue HufBeschlG auch
selbst, gegenwärtig und unmittelbar in seinen Grundrechten betrof-
fen sein.7

Durch das neue HufBeschlG sind Huftechniker gehindert, weiter-
hin ihre hufversorgenden Tätigkeiten zu erbringen, solange sie nicht
die neuen Zugangsvoraussetzungen in Gestalt schmiedetechnischer
Kenntnisse und Fertigkeiten erwerben und nachweisen. Das Gesetz
hat damit Auswirkungen auf den Freiheitsbereich des Art. 12 Abs. 1
GG und eine Verletzung dieses Grundrechts des H, der als Deutscher
in den persönlichen Schutzbereich des Grundrechts des Art. 12 Abs.
1 GG fällt, scheint jedenfalls nicht von vornherein ausgeschlossen.
Gleiches gilt mit Blick auf das Grundrecht des Art. 3 Abs. 1 GG, da
das HufBeschlG zu einer Gleichbehandlung von – unterschiedliche
Versorgungsansätze verfolgenden – Huftechnikern und Hufbe-
schlagschmieden führt.

H ist als Huftechniker Adressat des neuen HufBeschlG und somit
selbst betroffen. Er ist gegenwärtig betroffen, wenn das HufBeschlG
auf seine Rechtsstellung aktuell „schon oder noch“ einwirkt. Zwar
tritt das Gesetz erst zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft und erzeugt
seine materielle Rechtswirkung erst in Zukunft. Von einem verkün-
deten, wenngleich auch noch nicht in Kraft getretenen Gesetz kann
aber dann eine gegenwärtige Beschwer ausgehen, wenn bereits aktu-
ell abzusehen ist, dass und auf welche Weise die Beschwerdeführer
von der angegriffenen Vorschrift betroffen sein werden.8 Dies ist hier
der Fall. H wäre als Huftechniker mit Inkrafttreten des HufBeschlG
gehindert, weiterhin seine hufversorgenden Tätigkeiten zu erbringen,
vgl. § 3 Abs. 1 HufBeschlG. Die Grundrechtsbetroffenheit des H ist
somit in absehbarer Zeit hinreichend konkretisierbar und H folglich
auch gegenwärtig betroffen. Die unmittelbare Betroffenheit liegt bei
einem Gesetz vor, wenn die angegriffene Regelung, ohne dass es

4 Vgl. zu Fragen der Prozessfähigkeit Hillgruber/Goos, Verfassungsprozessrecht, 
2. Aufl. 2006, Rn 127 ff.

5 Vgl. hierzu auch Pieroth/Schlink, Grundrechte Staatsrecht II, 25. Aufl. 2009, Rn.
1231 ff.

6 Vgl. Hartmann, JuS 2003, 897.
7 Vgl. Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 1243 ff.; Zuck, Das Recht der Verfassungsbe-

schwerde, 3. Aufl. 2006, Rn. 684 m.w.N.
8 Vgl. BVerfGE 102, 197 (207); 110, 141 (151 f.).
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eines weiteren Vollzugsaktes bedarf, die Rechtsstellung des Be-
schwerdeführers unmittelbar verändert.9 Für H steht bereits jetzt
ohne weiteren Vollzugsakt fest, dass er nach Inkrafttreten des neuen
HufBeschlG keine Möglichkeit mehr hat, ohne Ausbildung zum Huf-
beschlagschmied seine Tätigkeit als Huftechniker fortzusetzen. H ist
also auch unmittelbar betroffen. Insgesamt ist damit festzustellen,
dass H beschwerdebefugt ist.

V. Rechtswegerschöpfung/Subsidiarität 

§ 90 Abs. 2 S. 1 BVerfGG verlangt, gestützt auf Art. 94 Abs. 2 S.
2 GG, die Erschöpfung des Rechtswegs, wenn ein solcher einge-
räumt ist. Gegen formelle Gesetze ist jedoch ein Rechtsweg nicht
eröffnet (s. insoweit auch § 93 Abs. 3 BVerfGG).10 Das Erfordernis
der Rechtswegerschöpfung steht somit der Zulässigkeit der Verfas-
sungsbeschwerde nicht entgegen. Allerdings könnte der Zulässig-
keit der in § 90 Abs. 2 BVerfGG zum Ausdruck kommende Grund-
satz der Subsidiarität entgegenstehen. Nach diesem Grundsatz kann
die Verfassungsbeschwerde unzulässig sein, wenn der Beschwerde-
führer nicht alle zur Verfügung stehenden und zumutbaren Mög-
lichkeiten verwaltungsbehördlichen und fachgerichtlichen Rechts-
schutzes ordnungsgemäß ausgeschöpft hat, um die Grundrechts-
verletzung zu beseitigen.11 Verfahrensrechtliche Möglichkeiten für
eine Korrektur der geltend gemachten Grundrechtsverletzung
bestehen für H im vorliegenden Fall jedoch nicht. Die Ausübung
des Hufbeschlags setzt gem. § 3 Abs. 1 i.V.m. § 4 Abs. 1 HufBe-
schlG die Ausbildung zum Hufbeschlagschmied und damit den
Nachweis schmiedetechnischer Fähigkeiten voraus. Ohne diesen
Nachweis darf der Hufbeschlag nicht ausgeübt werden. D.h. es
steht für H, der keine schmiedetechnischen Fähigkeiten nachwei-
sen kann, von vornherein fest, dass es mit Inkrafttreten der neuen
Regelung ohne entsprechende Hufbeschlagschmied-Ausbildung
keine Möglichkeit einer legalen Hufbeschlag-Tätigkeit für ihn
geben kann. Andere verfahrensrechtliche Möglichkeiten zur Kor-
rektur der Grundrechtsverletzung erweisen sich damit von vornher-
ein als offensichtlich aussichtslos. Der Grundsatz der Subsidiarität
steht daher der Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde ebenfalls
nicht entgegen.

VI. Form und Frist 

Die Verfassungsbeschwerde des H muss unter Beachtung der in
§§ 23 Abs. 1, 92 BVerfGG vorgeschriebenen Anforderungen – Schrift-
form, Begründung, Angabe erforderlicher Beweismittel – erhoben
werden, wovon mangels anderweitiger Angaben im Sachverhalt
auszugehen ist.

Da das HufBeschlG ein formelles Gesetz ist, gegen das, wie oben
gesehen, der Rechtsweg nicht offen steht, ist die Verfassungsbe-
schwerde gemäß § 93 Abs. 3 BVerfGG binnen eines Jahres zu erhe-
ben.12 Die Frist beginnt mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zu laufen.
Die von H bereits zuvor erhobene Verfassungsbeschwerde ist daher
Frist wahrend eingelegt.13

Zwischenergebnis

Die Verfassungsbeschwerde des H ist zulässig.14

B. Begründetheit der Verfassungsbeschwerde

Die Verfassungsbeschwerde ist begründet, wenn H in einem seiner
Grundrechte aus Art. 12 Abs. 1, 2 Abs. 1, 3 Abs. 1 GG verletzt ist. 

I. Art. 12 Abs. 1 GG – Berufsfreiheit 

Eine Verletzung des H in seinem Grundrecht aus Art. 12 Abs. 1 GG
setzt einen verfassungswidrigen Eingriff in den Schutzbereich dieses
Grundrechts voraus.

1. Schutzbereich

a. Persönlicher Schutzbereich

Da mangels gegenteiliger Sachverhaltsangaben davon auszuge-
hen ist, dass H Deutscher ist, ist der persönliche Schutzbereich des
Art. 12 Abs. 1 GG eröffnet. 

b. Sachlicher Schutzbereich

Art. 12 Abs. 1 GG schützt neben der Wahl des Arbeitsplatzes und der
Ausbildungsstätte den Beruf. Der Begriff „Beruf“ ist weit auszulegen.
Es handelt sich dabei um eine auf eine gewisse Dauer angelegte Tätig-
keit, die der Schaffung und Erhaltung der Lebensgrundlage dient oder
dazu beiträgt.15 Für die Anerkennung einer auf Dauer angelegten und
auf die Schaffung und Erhaltung der Lebensgrundlage ausgerichteten
Tätigkeit als Beruf ist nicht ausschlaggebend, ob der Gesetzgeber
bereits ein entsprechendes Berufsbild vorgesehen hat.16Von der Berufs-
freiheit geschützt sind nicht nur traditionell oder gesetzlich fixierte
Berufsbilder, sondern auch aufgrund der fortschreitenden technischen,
sozialen oder wirtschaftlichen Entwicklung neu entstandene Berufe.
Dies hat das Bundesverfassungsgericht bereits früh anerkannt.17 Die
bisherige unklare Rechtslage hinsichtlich der Tätigkeit der Huftechni-
ker kann dabei der Annahme nicht entgegenstehen, dass deren Tätigkeit
die Voraussetzungen eines Berufs erfüllt. Da es sich bei der Tätigkeit des
Huftechnikers nicht um eine schlechthin sozial- und gemeinschafts-
schädliche Betätigung handelt, könnte selbst ein etwaiges Verbot nach

9 Vgl. BVerfGE 53, 366 (389); 70, 35 (50 f.); 110, 370 (381 f.); Hillgruber/Goos
(Fn. 4), Rn. 202 ff. 

10 Vgl. Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 1255. 
11 Vgl. BVerfGE 69, 122 (125 f.), 71, 305 (334 ff.); 74, 69 (74 ff.); 75, 246 (263); 79, 1

(19 ff.); 79, 29 (35 ff.); 85, 80 (85 f.); 97, 157 (165); Zuck (Fn. 7), Rn. 795, 767, 764
und 28 ff.; Schlaich/Korioth, Das Bundesverfassungsgericht, 7. Aufl. 2007, Rn. 253
m.w.N.

12 Kritisch zu dieser Frist bei Verfassungsbeschwerden gegen Normen Schenke, JuS
1981, 81 (87).

13 An dieser Stelle hätte man überlegen können, ob die Frist nicht möglicherweise
nach § 93 Abs. 4 BVerfGG verstrichen ist, da die Tätigkeit der Huftechniker mögli-
cherweise nach alter Rechtslage ohnehin bereits verboten gewesen wäre. Der
Gesetzgeber geht davon aus, dass schon nach der bisherigen Rechtslage nicht nur
der Eisenbeschlag, sondern ausnahmslos das dauerhafte Anbringen aller Huf-
schutzmaterialien den Hufbeschlagschmieden vorbehalten ist (vgl. BT-Drucks.
16/29, S. 13). Hat der Gesetzgeber jedoch den Anwendungsbereich der Norm ein-
deutiger als bisher bestimmt und ihr damit einen neuen Inhalt gegeben, so wird hier-
durch die Frist aus § 93 Abs. 3 BVerfGG in Gang gesetzt (vgl. BVerfGE 11, 351
(359 f.); 74, 69 (73)). Hält es der Gesetzgeber selbst für geboten, die bisherige
Regelung zu präzisieren, so kann dem Beschwerdeführer nicht entgegengehalten
werden, er hätte bereits die vorherige Regelung mit der Verfassungsbeschwerde
angreifen müssen (vgl. BVerfGE 117, 126 (136 f.) unter Hinweis auf BVerfGE 74,
69 (73)).

14 Gemäß § 93a Abs. 1 BVerfGG, der auf Art. 94 Abs. 2 S. 2 GG beruht, bedarf die Ver-
fassungsbeschwerde der Annahme zur Entscheidung; vgl. hierzu Schlaich/Korioth
(Fn. 11), Rn. 258 ff. 

15 Vgl. BVerfGE 7, 377 (397); 110, 304 (321); 111, 10 (28); 115, 276 (300); BVerwGE
96, 136 (140); 96, 293 (296); 96, 302 (307); 97, 12 (22); Vgl. auch Ipsen, Staatsrecht
II Grundrechte, 12. Aufl. 2009, Rn. 635 m.w.N.

16 S. BVerfGE 119, 59 (78) unter Hinweis auf BVerfGE 97, 12 (34).
17 Vgl. BVerfGE 7, 377 (397); 13, 97 (106); s. auch BVerfGE 119, 59 (78) unter Hin-

weis auf BVerfGE 97, 12 (25 f.).
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dem alten HufBeschlG der Tätigkeit der Huftechniker nicht den Schutz
durch das Grundrecht der Berufsfreiheit versagen.18

Ein wichtiges Indiz für die Annahme eines Berufs ist es, dass sei-
ner Ausübung eine über die Vermittlung der üblichen Branchenkennt-
nisse hinausgehende Berufsausbildung vorausgeht. Gemessen hieran
hat sich die huftechnische Tätigkeit vom traditionellen Beruf des
Hufbeschlagschmieds durch die Ablehnung des Eisenbeschlags, die
Entwicklung neuer Materialien und Verfahren zum Schutz des Hufs
und die veränderten, einen Eisenbeschlag nicht stets erfordernden
Bedürfnisse der Pferdehaltung gelöst und zu einem eigenständigen
Beruf weiterentwickelt.19 Dem trägt auch das Entstehen privater Aus-
bildungseinrichtungen im Bereich der Huftechnik mit eigenen Lehr-
und Prüfungsstandards Rechnung.

2. Eingriff

Das HufBeschlG müsste in den von H wahrgenommenen Schutzbe-
reich der Berufsfreiheit eingreifen. Ein Eingriff ist jede nicht unerheb-
lich belastende staatliche Maßnahme, die dem Einzelnen ein Verhalten,
das in den Schutzbereich des Grundrechts fällt, ganz oder teilweise
unmöglich macht oder erschwert.20

Im HufBeschlG hat der Gesetzgeber die Berufe der Huftechniker und
der Hufbeschlagschmiede zu einem einheitlichen Beruf zusammenge-
führt. Nicht nur der Eisenbeschlag, sondern sämtliche Verrichtungen am
Huf, die dem Schutz, der Gesunderhaltung, der Korrektur oder der
Behandlung dienen, und damit auch die Hufversorgung mit alternativen
Hufschutzmaterialien dürfen nur noch durch geprüfte und staatlich aner-
kannte Hufbeschlagschmiede ausgeführt werden, vgl. § 2 Nr. 1 i.V.m.
§ 3 Abs. 1 HufBeschlG. Huftechniker, welche die nun auch für sie zwei-
felsfrei geltenden gesetzlichen Vorschriften über die Ausbildung und
Prüfung von Hufbeschlagschmieden nicht erfüllen, können nach der
neuen Regelung ihre Berufe als Huftechniker nicht fortführen. Der
Gesetzgeber ist grundsätzlich befugt, verwandte Berufsbilder zu einem
Beruf zu vereinheitlichen. Er „ist insbesondere nicht gehalten, mehrere
Berufe mit ähnlichen Funktionen und unterschiedlichen Ausbildungs-
gängen und Berufspflichten nebeneinander beizubehalten“.21 Durch die
Vereinheitlichung mehrerer Berufe, die Festlegung eines Berufsbildes
und das Aufstellen von bestimmten Anforderungen wird jedoch in die
Berufsfreiheit des Einzelnen eingegriffen.22 Die Garantie der Berufsfrei-
heit schützt auch davor, dass der Staat die Aufgabe eines Berufs ver-
langt.23 Ein Eingriff in die Berufsfreiheit kann diese in ihrem Ausübungs-
aspekt oder in ihrem Wahlaspekt betreffen, wobei im letzteren Fall der
Eingriff in die Berufswahl entweder an subjektive oder an objektive
Zulassungsvoraussetzungen anknüpfen kann.24 Da das HufBeschlG die
Tätigkeit als Huftechniker von der Qualifikation zum Hufbeschlag-
schmied abhängig macht, betrifft die gesetzliche Regelung nicht das
„Wie“ der beruflichen Tätigkeit, sondern das „Ob“, nämlich die Frage,
ob der Betroffene in Zukunft den Beruf des Huftechnikers (noch) ausü-
ben darf. Da das HufBeschlG dabei an Umstände anknüpft, die in der
Person des Betroffenen liegen, greift es unmittelbar in die Berufswahl-
freiheit von H in Gestalt subjektiver Zulassungsvoraussetzungen ein. 

3. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

Der gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit sind jedoch Grenzen
gesetzt. Der Grundrechtseingriff müsste verfassungsrechtlich gerecht-
fertigt sein. Hierzu müsste er zunächst durch Grundrechtsschranken
gedeckt sein. 

a. Schranken
Das Grundrecht der Berufsfreiheit wird nicht unbegrenzt gewähr-

leistet. Nach dem Wortlaut des Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG ist die Berufs-

ausübungsfreiheit „durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes“
beschränkbar. Anders als der Wortlaut es hergibt, enthält Art. 12 Abs. 1
GG einen einheitlichen Schutzbereich der Berufsfreiheit, was zur
Folge hat, dass auch der Gesetzesvorbehalt des Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG
ein einheitlicher und somit auch auf die Gewährleistungen des Satzes 1
auszudehnen ist.25 Beim Gesetzesvorbehalt des Art. 12 Abs. 1 GG han-
delt es sich um einen sog. einfachen Gesetzesvorbehalt in Form eines
Regelungsvorbehalts.26 Das in die Berufswahlfreiheit eingreifende
HufBeschlG ist ein formelles Bundesgesetz, das dem Gesetzesvorbe-
halt des Art. 12 Abs. 1 GG der Form nach entspricht.

b. Schranken-Schranken

Eingriffe in dieses Recht sind nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG nur auf
der Grundlage einer gesetzlichen Regelung erlaubt, die den Anforde-
rungen der Verfassung an grundrechtsbeschränkende Gesetze genügt.
Danach muss die eingreifende Norm nicht nur kompetenzgemäß erlas-
sen worden sein, sondern auch durch hinreichende, der Art der betrof-
fenen Betätigung und der Intensität des jeweiligen Eingriffs Rechnung
tragende Gründe des Gemeinwohls gerechtfertigt werden und auch im
übrigen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen.

aa. Formelle Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes

Das HufBeschlG ist formell verfassungsgemäß, wenn der Bun-
desgesetzgeber zuständig ist (1) und die Regelung unter Einhaltung
der Verfahrens- und Formvorschriften erlassen wurde (2). 

aaa. Kompetenz des Bundes

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes gliedert sich in die aus-
schließliche und konkurrierende Gesetzgebung (vgl. auch Art. 70
Abs. 2 GG). Ein Gegenstand der ausschließlichen Gesetzgebung
nach Art. 71, 73 GG liegt nicht vor. Daher kommt es entscheidend
darauf an, ob das HufBeschlG in den Bereich der konkurrierenden
Gesetzgebung nach Art. 72, 74 GG fällt. In diesem Bereich kann der
Bund jederzeit von seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch
machen, s. Art. 72 Abs. 1 GG. Ggfs. hat er die Erforderlichkeitsvor-
aussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG zu beachten.

(1) Kompetenztitel aus Art 74 Abs. 1 Nr. 11 GG

Der Begriff „Recht der Wirtschaft“ ist weit auszulegen. Erfasst
werden hiervon nicht nur „die Vorschriften, die sich in irgendeiner
Form auf die Erzeugung, Herstellung und Verteilung von Gütern des
wirtschaftlichen Bedarfs beziehen..., ... sondern auch alle anderen

18 Vgl. BVerfGE 115, 276 (300 f.); 117, 126 (137); 119, 59 (78); vgl. zum Kriterium
der Erlaubtheit der Tätigkeit auch Mann, in: Sachs (Hrsg.), GG, 4. Aufl. 2009, Art.
12 Rn. 52 f.; Manssen, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG I, 5. Aufl. 2006, Art. 12 Rn.
42; Sodan, in: Sodan (Hrsg.), GG, 2009, Art. 12 Rn. 9; Ipsen (Fn. 15), Rn. 635 ff.;
Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 879 f.

19 So ausdrücklich BVerfGE 119, 59 (78) unter Hinweis auf BVerfGE 17, 269 (274 f.).
20 Vgl. zum (erweiterten) Eingriffsbegriff Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 252 ff.; Sodan

(Fn. 18), Vorb. Art. 1 Rn. 47 ff.
21 BVerfGE 119, 59 (79) unter Hinweis auf BVerfGE 75, 246 (268); vgl. zur Befugnis

des Gesetzgebers, Berufe zu vereinheitlichen auch Sodan (Fn. 18), Art. 12 Rn. 11.
22 Vgl. zu den Grenzen der gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit bei der rechtlichen

Fixierung von Berufsbildern Mann (Fn. 18), Art. 12 Rn. 68 f.; Sodan (Fn. 18), Art.
12 Rn. 11 f.; Ipsen (Fn. 15), Rn. 639 ff.; Manssen (Fn. 18), Art. 12 Rn. 44 f.

23 Vgl. BVerfGE 85, 360 (373).
24 Vgl. hierzu Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 894 ff.; Ipsen (Fn. 15), Rn. 653 ff.
25 Vgl. hierzu auch Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 914, 877. 
26 Vgl. Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 914 mit Rn. 875, 877, sowie zur Typologie der

Gesetzesvorbehalte Rn. 263 ff.; vgl. auch Ipsen (Fu, 15), Ru. 653, 181.
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das wirtschaftliche Leben und die wirtschaftliche Betätigung als sol-
che regelnden Normen und Gesetze mit wirtschaftsregulierendem
oder wirtschaftslenkendem Inhalt“.27 Auf dieser Grundlage kann der
Bund sowohl den Inhalt der beruflichen Tätigkeit als auch die Voraus-
setzungen für die Berufsausübung, wie eine entsprechende Ausbil-
dung oder das Bestehen bestimmter Prüfungen, normieren.28 Ent-
sprechende Regelungen sieht das HufBeschlG für die Ausbildung
und staatliche Anerkennung von Hufbeschlagschmieden vor. Es trifft
damit Regelungen für einen Beruf, der – als eine selbständige, auf
Erwerb ausgerichtete Tätigkeit – im Bereich des Gewerberechts
anzusiedeln ist.29 Diese Materie unterfällt als Teil des Rechts der
Wirtschaft der konkurrierenden Gesetzgebung. Damit ist die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes gegeben. 

(2) Kompetenztitel aus Art 74 Abs. 1 Nr. 20 GG

Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG erfasst u.a. die Kompetenz für den Tier-
schutz. Der Tierschutz bezieht sich insbesondere auch auf die Hal-
tung, Pflege und Unterbringung von Tieren. Das HufBeschlG soll die
notwendige Qualität der Arbeit von Hufbeschlagschmieden und
damit im weitesten Sinne die Pflege der Tiere im Sinne des Tier-
schutzes sicherstellen. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes
ergibt sich somit auch aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 20 GG.30

(3) Erfordernis einer bundesgesetzlichen Regelung, Art. 72 Abs. 2 GG

Sowohl beim Kompetenztitel nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 als auch
nach Nr. 20 GG muss wegen Art. 72 Abs. 2 GG das Erfordernis einer
bundesgesetzlichen Regelung nachgewiesen werden (sog. Bedarfs-
kompetenzen), wobei alternativ drei mögliche Ziele in Betracht
kommen.

Im Hinblick auf die erstgenannte Zielsetzung der Herstellung der
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ist der Bundesgesetzgeber
nur dann zum Eingreifen befugt, „wenn sich die Lebensverhältnisse
in den Ländern in erheblicher, das bundesstaatliche Sozialgefüge
beeinträchtigender Weise auseinander entwickelt haben oder sich
eine derartige Entwicklung konkret abzeichnet“.31 Von einer solchen
Auseinanderentwicklung kann im vorliegenden Fall jedoch nicht
ausgegangen werden.

Die zweite Zielvorgabe – Wahrung der Rechtseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse – greift nicht schon dann ein, wenn in den Län-
dern unterschiedliches Recht gilt. Vielmehr ist eine Vereinheitli-
chung des Rechts erst dann erforderlich, wenn eine Gesetzesvielfalt
auf Länderebene „eine Rechtszersplitterung mit problematischen
Folgen darstellt, die im Interesse sowohl des Bundes als auch der
Länder nicht hingenommen werden kann“.32 Die dritte Zielvorgabe,
die Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse,
zielt auf die Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Wirtschaftsraums
durch bundeseinheitliche Rechtsetzung. Die Voraussetzung ist gege-
ben, „wenn Landesregelungen oder das Untätigbleiben der Länder
erhebliche Nachteile für die Gesamtwirtschaft mit sich bringen“.33

Auch wenn beide Zielvorgaben unterschiedliche Schwerpunkte
haben, kann sich Wirtschaftseinheit typischerweise über die Verein-
heitlichung von Rechtslagen herstellen. Geht es in erster Linie um
wirtschaftspolitisch bedrohliche oder unzumutbare Auswirkungen
einer Rechtsvielfalt oder mangelnder länderrechtlicher Regelung,
greift die dritte Zielvorgabe des Art. 72 Abs. 2 GG ein.34 Ob ein
Gesetz zur Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit erforderlich
ist, ist nicht anhand des Gesetzesziels zu prüfen, sondern anhand der
tatsächlichen Auswirkungen im Bundesgebiet, soweit diese erkenn-
bar und abschätzbar sind. „Zur Schaffung eines einheitlichen Wirt-
schaftsgebiets ist ein Bundesgesetz jedenfalls dann erforderlich,
wenn nur dadurch die Einheitlichkeit der beruflichen Ausbildung

sichergestellt oder für gleiche Zugangsmöglichkeiten zu Berufen
oder Gewerben in allen Ländern gesorgt werden kann. Unterschied-
liche Ausbildungs- und Zulassungsvoraussetzungen können im deut-
schen Wirtschaftsgebiet störende Grenzen aufrichten, sie können
eine Ballung oder Ausdünnung des Nachwuchses in bestimmten
Regionen bewirken, sie können das Niveau der Ausbildung beein-
trächtigen und damit erhebliche Nachteile für die Chancen des Nach-
wuchses sowie für die Berufssituation im Gesamtstaat begründen.“35

Vor diesem Hintergrund sind die Voraussetzungen für eine bundesge-
setzliche Regelung erfüllt. Ohne eine bundeseinheitliche Regelung
wäre das vom Gesetzgeber verfolgte legitime Ziel einer Vereinheitli-
chung der unterschiedlichen Berufsbilder der hufversorgenden Beru-
fe nicht hinlänglich zu erreichen. Berücksichtigt man darüber hinaus
noch die Prärogative des Gesetzgebers, Gesetze zu konzipieren und
auszugestalten,36 ist die Neuregelung des Hufbeschlags damit auch
im Sinne des Art. 72 Abs. 2 GG zur Wahrung der Wirtschaftseinheit
im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.37

bbb. Beschlussfassung und Verkündung 

Von einer ordnungsgemäßen Beschlussfassung über das HufBe-
schlG durch den Bundestag unter ordnungsgemäßer Beteiligung des
Bundesrats (s. Art. 77 GG) ist auszugehen. Auch wurde das HufBe-
schlG vom Bundespräsidenten ausgefertigt und im Bundesgesetz-
blatt verkündet (s. Art. 82 GG).

Mithin ist das HufBeschlG formell verfassungsmäßig. 

bb. Materielle Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes

aaa. Verhältnismäßigkeit

Da ein Unterschied besteht, ob der Betroffene bereits daran gehin-
dert wird, einem Beruf (weiterhin) nachzugehen oder ob er lediglich
in der Ausübung seines Berufs eingeschränkt wird, hat das BVerfG,
um den unterschiedlichen Intensitätsstufen der Eingriffe gerecht zu
werden, in seinem „Apotheken-Urteil“ die sog. Drei-Stufen-Theorie
entwickelt.38 Unterschieden wird danach, ob ein Eingriff in die
Berufsausübung (1. Stufe) oder in die Berufswahl vorliegt, wobei bei
der Berufswahl wiederum zwischen subjektiven (2. Stufe) und objek-
tiven (3. Stufe) Zulassungsvoraussetzungen unterschieden wird.

Im vorliegenden Fall liegt ein Eingriff in die Berufswahl aufgrund
subjektiver Zulassungsregelungen (s. oben) und damit ein Eingriff
auf der 2. Stufe vor. Nach der Drei-Stufen-Theorie werden die Anfor-
derungen an die Rechtfertigung des Eingriffs mit steigender Stufe
höher. Eingriffe in die Berufswahl auf der 2. Stufe sind nur dann
gerechtfertigt, wenn durch sie besonders wichtige Gemeinschaftsgü-

27 BVerfGE 68, 319 (330) unter Bezugnahme auf BVerfGE 4, 7 (13); 29, 402 (409);
vgl. zum Begriff der Wirtschaft auch Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG II, 5.
Aufl. 2005, Art. 74 Rn. 83 ff.

28 Vgl. BVerfGE 119, 59 (82) unter Verweis auf BVerfGE 26, 246 (255).
29 Vgl. BVerfGE 119, 59 (82).
30 Das BVerfG hat in seiner Entscheidung (E 117, 126) die Frage des Kompetenztitels

aus Art 74 Abs. 1 Nr. 20 GG offen gelassen, allerdings auf die entsprechende
Begründung in den Gesetzesmaterialien, BT-Drucks. 16/29, S. 1, hingewiesen.

31 BVerfGE 112, 226 (244); 106, 62 (144).
32 BVerfGE 106, 62 (145).
33 BVerfGE 112, 226 (249); 106, 62 (147).
34 Vgl. Degenhart, in: Sachs (Hrsg.), GG, 5. Aufl. 2009, Art. 72 Rn. 17.
35 BVerfGE 119, 59 (82) unter Bezugnahme auf BVerfGE 106, 62 (147).
36 Vgl. BVerfGE 106, 62 (149).
37 Vgl. hierzu auch Glaser, JURA 2008, 949 (952 f.).
38 Vgl. BVerfGE 7, 377 (402 ff.) – Apotheken-Urteil; vgl. hierzu auch Ipsen (Fn. 15),

Rn. 652 ff.; Pieroth/Schlink (Fn. 5), Rn. 916 ff.
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ter, die der Freiheit des Einzelnen vorgehen, geschützt werden sol-
len,39 und wenn die Regelung zur Erreichung dieses Zwecks geeig-
net, erforderlich und angemessen ist.

(1) Zweck i.R.d. 2. Stufe

Zweck des HufBeschlG ist, den Tierschutz durch die Sicherung
der Qualität der Hufversorgung zu fördern. Die Tiere sollen vor kör-
perlichen Schmerzen, Leiden und Schäden durch unsachgemäß
hergestellten und unqualifiziert angebrachten Hufschutz bewahrt
werden. Mit der hiernach erstrebten Verbesserung des Tierschutzes
wird ein besonders wichtiges Gemeinschaftsgut verfolgt; denn die
Verfassung selbst verpflichtet den Gesetzgeber durch Art. 20a GG,
geeignete Vorschriften mit dem Ziel des Tierschutzes zu erlassen.40

Ein hinreichend legitimes Ziel ist damit gegeben. 

(2) Geeignetheit

Ein Mittel ist bereits dann geeignet, wenn mit seiner Hilfe der
gewünschte Erfolg gefördert werden kann. Es genügt mithin die
Möglichkeit der Zweckerreichung. Diese ist hier zu bejahen. Mit
der gesetzlichen Fixierung eines einheitlichen Berufsbilds und ins-
besondere mit der Einführung umfassender Ausbildungs- und Prü-
fungsstandards auf insgesamt höchstem Niveau ist es möglich, eine
qualifizierte Hufversorgung sicherzustellen und damit einen ver-
besserten Schutz der Tiergesundheit zu erreichen. 

(3) Erforderlichkeit

Die subjektiven Zulassungsvoraussetzungen, gegen die sich H
wendet, sind nur dann erforderlich, wenn ein anderes, gleich wirk-
sames, aber die Berufsfreiheit weniger einschränkendes Mittel
nicht zur Verfügung steht. Der Eingriff in die Berufswahlfreiheit
darf nicht weiter gehen, als es die rechtfertigenden Gemeinwohl-
belange erfordern. Im vorliegenden Fall lässt sich die Erforderlich-
keit der durch das HufBeschlG eingeführten subjektiven Berufszu-
gangsvoraussetzungen nicht verneinen. Mit Rücksicht auf die
Tiergesundheit muss jeweils im konkreten Einzelfall eine Ent-
scheidung für eine der verschiedenen Möglichkeiten aus dem
gesamten Spektrum der Hufversorgung getroffen werden können.
Es ist daher nur folgerichtig, dass der Gesetzgeber den Tierhaltern
verlässliche Berufsträger zur Verfügung stellen will, die umfas-
send kompetent beraten und sämtliche Korrektur-, Schutz- und
Behandlungsoptionen zur Hufversorgung sicher beherrschen
sowie tiergerecht anwenden können. Dieser Schutz der Tiere wäre
durch die denkbare, weniger belastende Alternative, neben dem
Hufbeschlagschmied noch ein eigenes Berufsbild des Huftechni-
kers zu schaffen, nicht in gleichem Maße gewährleistet, da Huf-
techniker keine Kenntnisse und Fähigkeiten im Hufeisenbeschlag
erlernen müssen.

Als milderes Mittel käme auch ein gezieltes Vorgehen der
zuständigen Behörden zur Bekämpfung von in Einzelfällen unsach-
gemäßer Hufversorgung im Betracht, jedoch stellt dies ebenfalls
kein in gleicher Weise geeignetes Mittel dar. Konkrete Missstände
werden den Behörden regelmäßig erst dann bekannt, wenn es
zumindest in einem Fall zu erheblichen beruflichen Fehlleistungen
gekommen ist. Dann musste das Tier jedoch bereits Schmerzen und
möglicherweise auch gesundheitliche Schäden erleiden, weshalb
das Ziel des Schutzes der Tiergesundheit zumindest in diesem Ein-
zelfall verfehlt wird. Dem ließe sich zwar durch umfassende
präventive Kontrolle des Tierbestands zumindest teilweise entge-
genwirken. Dies wäre jedoch mit einem hohen Kostenaufwand ver-
bunden, den der Gesetzgeber als nicht zumutbar ansehen durfte.

(4) Angemessenheit

Bei der normativen Fixierung eines Berufsbilds im Wege der Ver-
einheitlichung mehrerer Berufe hat der Gesetzgeber darauf zu ach-
ten, dass er keine Regelung trifft, die sich als eine übermäßige, unzu-
mutbare Belastung darstellt. Insbesondere muss das Maß der den
Einzelnen treffenden Belastung noch in einem vernünftigen Verhält-
nis zu den der Allgemeinheit erwachsenden Vorteilen stehen. Dem ist
vorliegend nicht hinreichend Rechnung getragen. Unterzieht sich H
nicht der Ausbildung zum Hufbeschlagschmied und absolviert er nicht
die für diesen Beruf vorgeschriebene Prüfung, kann er seine berufliche
Tätigkeit nicht fortsetzen (vgl. § 3 Abs. 1 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
HufBeschlG). Dies stellt eine unzumutbare Belastung für H dar.

Es verstößt gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, wenn
von einem Berufsbewerber Kenntnisse und Fähigkeiten verlangt wer-
den, die in keinem Verhältnis zu der geplanten Tätigkeit stehen.41 Das
Qualifikationserfordernis schmiedetechnischer Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten steht in keinem Verhältnis zur beruflichen Tätig-
keit der Huftechniker. Bewerber für den Huftechnikerberuf müssen
künftig eine mindestens zweijährige praktische Tätigkeit bei einem
Hufbeschlagschmied nachweisen (§ 4 Abs. 1 HufBeschlG). Außerdem
sind ein vierwöchiger Einführungslehrgang und ein viermonatiger Vor-
bereitungslehrgang zu absolvieren, die ebenfalls auf die umfassende
Qualifikation des Hufbeschlagschmieds ausgerichtet sind. So umfasst
etwa der praktische Teil des Vorbereitungslehrgangs die Vermittlung
und Vertiefung von Kenntnissen, Fertigkeiten und Fähigkeiten für das
Schmieden von Hufeisen. Der Ausbildung entsprechend hat ein
Berufsbewerber im Rahmen der praktischen Prüfung zum staatlich
anerkannten Hufbeschlagschmied einen Warmbeschlag mit Hufeisen
durchzuführen und ein Hufeisen herzustellen. All das zwingt Huftech-
niker zum Erwerb überschießender Qualifikationen. Sie benötigen die
genannten schmiedetechnischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten nicht, weil sie den Eisenbeschlag als Teil ihrer zukünftigen
beruflichen Tätigkeiten gerade nicht anstreben, sondern im Gegenteil
für ihren Beruf nachdrücklich ausschließen. Dies gilt auch vor dem
Hintergrund des vom Gesetzgeber verfolgten Konzepts, den Tierhal-
tern im Interesse der Tiergesundheit den Zugang zu allen Angeboten
der Hufversorgung zu eröffnen. Um ihnen die erforderlichen kompe-
tenten Ansprechpartner auch unter den Huftechnikern zur Verfügung
zu stellen, reicht es aus, wenn Huftechniker zur Aufnahme ihres Berufs
theoretische Kenntnisse erwerben und nachweisen müssen, die sie in
die Lage versetzen, uneingeschränkt aus dem gesamten Versorgungs-
spektrum einschließlich des Eisenbeschlags die jeweils indizierte
Methode auszuwählen, die Tierhalter entsprechend zu beraten und
gegebenenfalls an Hufbeschlagschmiede zu verweisen.42 Obwohl es
sich um Berufe mit teilidentischen Tätigkeitsbereichen handelt, genü-
gen für den Huftechnikerberuf aus sachlichen Gründen deutlich ande-
re Ausbildungs- und Prüfungsanforderungen, als sie der höher qualifi-
zierte Beruf des Hufbeschlagschmieds verlangt.43 Die durch die Neu-
regelung vorgesehenen Anforderungen an die Qualifikation der Huf-
techniker sind mithin nicht angemessen. Huftechniker bieten ihre
Dienste gerade als Alternative zum Eisenbeschlag an und ihre Leistun-
gen werden entsprechend nachgefragt. Werden sie dem Berufsbild des

39 Vgl. BVerfGE 7, 377 (405). In seinen jüngeren Entscheidungen greift das BVerfG
nicht mehr ausdrücklich und strikt die Drei-Stufen-Theorie auf; vgl. hierzu ausführ-
lich Mann (Fn. 18), Art. 12 Rn. 142 ff.

40 S. BVerfGE 119, 59 (83) unter Bezugnahme auf BVerfGE 118, 79 (110 f.) für den
Umweltschutz, abgedruckt auch in DVBl 2007, 821 (831).

41 S. BVerfGE 119, 59 (90) unter Hinweis auf BVerfGE 54, 310 (330 f.) m.w.N.
42 So BVerfGE 119, 59, (91).
43 Vgl. den Hinweis in BVerfGE 119, 59 (91) auf dieses Kriterium in BVerfGE 75, 246

(270).
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Hufbeschlagschmieds unterworfen, so sind sie gezwungen, Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten zu erwerben, von denen sie keinen
Gebrauch machen wollen, und die die interessierten Tierhalter bei
ihnen auch weder erwarten noch in Anspruch nehmen wollen. Es wird
also durch die Neuregelung ein Beruf mit dem des Hufbeschlag-
schmieds zusammengefasst, dessen Entstehung und Fortbestand sich
gerade aus der Abgrenzung in Ansatz und Methoden von der – durch
den Eisenbeschlag gekennzeichneten – Hufversorgung durch den Huf-
beschlagschmied erklärt.44

Da das HufBeschlG den Erwerb und Nachweis einer nicht zumut-
baren Überqualifikation für Huftechniker verlangt, liegt ein Verstoß
gegen die Angemessenheit vor.

bbb. Einzelfallgesetz, Zitiergebot, Wesensgehaltsgarantie und Be-
stimmtheitsgebot

Da das HufBeschlG allgemein und nicht nur für den Einzelfall gilt,
handelt es sich nicht um ein unzulässiges Einzelfallgesetz (s. Art. 19
Abs. 1 S. 1 GG). Es verstößt auch nicht gegen das Zitiergebot des
Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG. Dieses gilt nach dem Wortlaut der Norm nur für
Grundrechte, die unter einem Gesetzesvorbehalt in dem Sinn stehen,
dass sie „durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes“ eingeschränkt
werden können. Für Grundrechte, die wie Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG unter
einem Regelungsvorbehalt stehen, findet das Zitiergebot keine
Anwendung.45 Die Wesensgehaltsgarantie des Art. 19 Abs. 2 GG wird
vom HufBeschlG ebenfalls gewahrt. Auch liegt kein Verstoß gegen
das Bestimmtheitsgebot vor. 

Aufgrund der unverhältnismäßigen, weil nicht verhältnismäßigen
Eingriffswirkung verletzt das HufBeschlG das Grundrecht der Berufs-
freiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG.

II. Art. 2 Abs. 1 GG – Allgemeine Handlungsfreiheit

Das Grundrecht auf allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1
GG wird vom spezielleren Grundrecht der Berufsfreiheit aus Art. 12
Abs. 1 GG hier verdrängt. 46

III. Art. 3 Abs. 1 GG – Gleichheitsgrundsatz 

Das HufBeschlG müsste auch mit dem Gleichbehandlungsgrund-
satz des Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar sein.

Art. 3 Abs. 1 GG verbietet eine Ungleichbehandlung von wesentlich
Gleichem sowie eine Gleichbehandlung von wesentlich Ungleichem
ohne sachlichen Grund. 

Im vorliegenden Fall werden durch das HufBeschlG Hufbeschlag-
schmiede und Huftechniker vereinheitlichenden Tätigkeits- und An-
erkennungsvoraussetzungen unterworfen, obwohl sie von ihrer

Tätigkeit und Qualifikation her unterschiedlich ausgerichtet sind
(s. hierzu bereits oben). Zwar bearbeiten beide Personengruppen Hufe,
doch ist Wesensmerkmal der beruflichen Tätigkeit der Huftechniker,
dass sie gerade nicht mit Eisenbeschlag arbeiten. Der Huftechniker-
beruf ist entstanden, weil der Eisenbeschlag wegen der zunehmenden
Bedeutung von Pferden als Freizeit- und Sporttieren und der Ent-
wicklung neuer Materialien zum Zwecke des Hufschutzes nicht län-
ger die allein angezeigte Methode der Hufversorgung darstellt. Huf-
techniker bieten daher ihre Dienste gerade als Alternative zum Eisen-
beschlag an und ihre Leistungen werden entsprechend nachgefragt.
Obwohl es sich um Berufe mit teilidentischen Tätigkeitsbereichen
handelt, genügen für den Huftechnikerberuf aus sachlichen Gründen
deutlich andere Ausbildungs- und Prüfungsanforderungen, als sie der
höher qualifizierte Beruf des Hufbeschlagschmieds verlangt. Aus
diesem Grund ist vorliegend von wesentlich unterschiedlichen Perso-
nengruppen auszugehen, die durch die Regelungen des HufBeschlG
gleich behandelt werden. 

Für diese Gleichbehandlung besteht jedoch kein sachlicher Grund.
Die Huftechniker benötigen für ihre Tätigkeit keine Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten für den Hufbeschlag mit Eisen. Es
kommt hinzu, dass Huftechniker durch den Erwerb und Nachweis
einer schmiedetechnischen Qualifikation keinen Zuwachs an berufli-
chen Chancen und sozialem Ansehen erfahren, der die überschießen-
den Anforderungen aufwiegen könnte. Aufgrund des eigenen beruf-
lichen Selbstverständnisses wollen Huftechniker eine Hufversor-
gung durch Eisenbeschlag nicht selbst anbieten. Auch die Tierhalter,
die sich an Huftechniker wenden, erwarten von ihnen solche Leistun-
gen nicht, sondern werden einem Eisenbeschlag regelmäßig distan-
ziert gegenüberstehen. Unter diesen Umständen bleibt die Überqua-
lifikation für das berufliche Umfeld der Huftechniker ohne positive
Effekte. Ein sachlicher Grund für die Gleichbehandlung liegt damit
nicht vor.47

Das HufBeschlG ist somit auch mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbar.

Ergebnis 

Die Verfassungsbeschwerde des H ist damit zulässig und begrün-
det und hat Aussicht auf Erfolg. 

44 S. BVerfGE 119, 59 (92).
45 Vgl. im Einzelnen Krebs, in: v.Münch/Kunig, GG I, 5. Aufl. 2000, Art. 19 Rn. 15 ff.

m.w.N. auf die Rechtsprechung des BVerfG und die gegenteiligen Ansichten in der
Literatur. 

46 Vgl. hierzu BVerfG E 6, 32 (37); 89, 1 (13); 95, 173 (188).
47 Eine a.A. ist gut vertretbar. Das BVerfG hat in seiner Entscheidung (E 119, 59 (95))

aufgrund der bereits festgestellten Unvereinbarkeit des HufBeschlG mit Art. 12
Abs. 1 GG von einer weiteren Prüfung am Maßstab des Art. 3 Abs. 1 GG abgesehen.
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A: Einleitung

I. Zum Hintergrund dieser Klausur

Der folgende Fall wurde am Fachbereich Allgemeine Verwaltung
der Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechts-
pflege Mecklenburg-Vorpommern im Dezember 2009 als dreistündi-
ge Zwischenprüfungsklausur für Anwärter des gehobenen allgemei-
nen Verwaltungsdienstes im Fach Polizei- und Ordnungsrecht
gestellt. Der Klausur liegt ein Beschluss des OVG Greifswald vom
19.09.2009 – 3 M 155/09 – zugrunde1. Eine gegen diese Entscheidung
gerichtete Verfassungsbeschwerde hat das BVerfG mit Beschluss vom
24.09.2009 – BVerfG, 2 BvR 2179/092 – nicht zur Entscheidung ange-
nommen. Der Fall, der bundesweit für Aufsehen gesorgt hat, ist nicht
nur von hoher rechtspolitischer Brisanz, sondern auch rechtsmetho-
disch anspruchsvoll. Von den Bearbeitern wird unter anderem der
sichere Umgang mit § 130 I Nr. 2 StGB verlangt. Das ist eine Straf-
rechtsnorm, die den Anwärtern unbekannt sein dürfte und auf die des-
halb im Aufgabentext ausdrücklich hingewiesen wurde. Zudem gab
die Klausuraufgabe den Bearbeitern Gelegenheit, ordnungsrechtli-
che Grundkenntnisse fallbezogen anzuwenden. In verfassungsrecht-
licher Hinsicht liegt der Schwerpunkt der Klausur beim Grundrecht
der Meinungsfreiheit (Art. 5 I 1 Alt. 1 GG) und seiner Einschränkbar-
keit durch allgemeine Gesetze nach Art. 5 II GG.

II. Zum Straftatbestand der Volksverhetzung nach § 130 StGB
und seiner Geschichte

Anlässlich dieser Fallbearbeitung sind zunächst einige Ausfüh-
rungen zu dem sowohl verfassungsrechtlich als auch in rechtspoliti-
scher Hinsicht umstrittenen Tatbestand der Volksverhetzung ange-
zeigt. Der in § 130 StGB geregelte Straftatbestand ist vor allem im
Zusammenhang mit der Verbreitung rechtsradikaler Parolen von
erheblicher Praxisrelevanz für Versammlungs- und Ordnungsbe-
hörden sowie die Polizei. § 130 StGB stellte früher die „öffentliche
Anreizung verschiedener Klassen der Bevölkerung“ zu Gewalttätig-
keiten in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise unter
Strafe3. Als Reaktion auf antisemitische und neonazistische Aus-
schreitungen in der Bundesrepublik Deutschland um die Jahreswen-
de 1959/60, welche im Ausland großes Aufsehen erregten, wurde der
„Klassenkampfparagraph“ durch das 6. StrÄndG vom 30.06.19604

neu gefasst.
Einschneidende Änderungen der Vorschrift waren dann wieder mit

dem Verbrechensbekämpfungsgesetz vom 28.10.19945 verbunden.
Durch diese Novelle wurde in § 130 III StGB die bis dahin von der
Rechtsprechung6 nur als Beleidigung, nicht aber als Volksverhetzung
angesehene, sog. „einfache Auschwitz-Lüge“ (das bloße Leugnen
der systematischen Tötung von Juden unter der nationalsozialisti-
schen Gewalt- und Willkürherrschaft) unter Strafe gestellt. 

Eine wesentliche Erweiterung erfuhr der Volksverhetzungstatbe-
stand letztmals unter dem Eindruck einer geplanten Demonstration der
NPD am 08.05.2005, die in der Bundeshauptstadt Berlin in der Nähe
des Brandenburger Tors stattfinden sollte: Mit dem am 01.04.2005 in
Kraft getretenen Gesetz zur Änderung des Versammlungsgesetzes

und des Strafgesetzbuches vom 24.03.20057 wurden nicht nur
Gedenkorte für Opfer des Nationalsozialismus durch § 15 II VersG
unter besonderen versammlungsrechtlichen Schutz gestellt, sondern
auch § 130 IV StGB in die Strafvorschrift der Volksverhetzung ein-
gefügt8. Nach § 130 IV StGB n.F. wird nunmehr auch derjenige mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer
„öffentlich oder in einer Versammlung den öffentlichen Frieden in
einer die Würde der Opfer verletzenden Weise dadurch stört, dass er
die nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft billigt, ver-
herrlicht oder rechtfertigt.“

§ 130 StGB gehört – mit §§ 86, 86 a und 90 a StGB – zu den
umstrittensten Normen des „politischen Strafrechts“: Bezweifelt
werden sowohl Verfassungsmäßigkeit als auch rechtspolitische
Notwendigkeit9 der Vorschrift. Zudem bereitet die Norm angesichts
der Kumulation unbestimmter Rechtsbegriffe erhebliche Auslegungs-
schwierigkeiten. Die verfassungsrechtlich gebotene restriktive Ausle-
gung der einzelnen Tatbestandsmerkmale10 birgt überdies die Gefahr,
in der Bevölkerung nicht verstanden und als politisches Zurückwei-
chen vor Gewalttendenzen gewertet zu werden, so dass überhöhte
Normerwartungen enttäuscht werden können11.

B: Sachverhalt

Der Kreisverband Uecker-Randow der NPD (N), ein eingetrage-
ner Verein, verwendete im Gebiet des Landkreises Uecker-Randow
in Mecklenburg-Vorpommern im Zusammenhang mit der Teilnahme
der NPD an der für den 27.09.2009 angesetzten Wahl zum Deutschen
Bundestag ein Plakat, auf dem im oberen Drittel auf rotem Hinter-
grund und weiß unterlegt drei schwarze Vögel mit weit geöffneten
Augen zu sehen sind. Zwei der Vögel ragen mit ihren Schnäbeln über

Henning Biermann*

„Die umstrittenen Wahlplakate“
– Fallbearbeitung aus dem Allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht –

* Oberregierungsrat Henning Biermann lehrt als Dozent für Allgemeines und Beson-
deres Verwaltungsrecht an der Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung, Polizei
und Rechtspflege Mecklenburg-Vorpommern.

1 Das OVG Greifswald änderte damit einen Beschluss des Verwaltungsgerichts
Greifswald – 2 B 1133/09 VG HGW – vom 11.09.2009, der die aufschiebende Wir-
kung des vom Kreisverband  Uecker-Randow der NPD eingelegten Widerspruchs
gegen die Ordnungsverfügung wieder hergestellt hatte. 

2 Einsehbar unter
http://www.bverfg.de/entscheidungen/rk20090924_2bvr217909.html.
(Abrufdatum: 15.12.2009)

3 Zur Entstehungsgeschichte des § 130 StGB a.F. vgl. RGSt 22, 93; 35, 96, 97.
4 BGBl. I, 478; dazu Schafheutle, JZ 1960, 470; Frommel, KritJ 1995, 402.
5 BGBl. I, 3186.
6 BGHSt 40, 97 ff= NJW 1994, 1421.
7 BGBl. I, S. 969. Zu Anlass und Entstehungsgeschichte des Gesetzes vgl. Poscher,

NJW 2005, 1316, der angesichts des kaum dreiwöchigen Gesetzgebungsverfahrens
von einem „aktionistisch wirkenden Kraftakt des Gesetzgebers“ spricht. 

8 Nach Fischer, StGB, 56. Aufl. 2009, § 130 Rdn. 3 ist § 130 Abs. 4 StGB „ein bedenk-
liches Beispiel einer anlassbezogenen, auf symbolische Wirkungen oder polizeili-
cher Zwecke ausgerichteten Kriminalpolitik“.

9 Näher unten C IIII 1 a aa.
10 Dazu eingehend unten C III 1 a bb.
11 Ostendorf, in: Nomos-Kommentar zum StGB, Band 1, 2. Aufl. 2005, § 130 Rdn. 8.
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ein Bündel Euro-Geldscheine. Einer von ihnen pickt mit seinem
Schnabel nach dem Geldbündel, der andere hält seinen geöffneten
Schnabel, dessen oberer Teil überdimensioniert und leicht gekrümmt
ist, über das Geldbündel. Im Hintergrund ist in der Mitte ein sehr viel
kleinerer Vogel gleicher Art zu erkennen. Die Krallenfüße der beiden
vorderen Vögel sind gut zu sehen. In das mittlere Drittel des Plakats,
das einen weißen Hintergrund aufweist, ragt das Geldbündel deutlich
hinein, ebenso, wenn auch nur am oberen Rand, die Krallenfüße der
Vögel. Auf dem weißen Hintergrund aufgedruckt sind in schwarzen
Buchstaben untereinander gestellt die Worte: „Polen – Invasion stop-
pen!“. Im unteren Drittel des Plakats finden sich in Großbuchstaben
ein Logo der NPD und ein angekreuztes Wahlfeld. 

Dieses Plakat wurde ab dem 31.08.2009 in zahlreichen im Landkreis
Uecker-Randow gelegenen Gemeinden in größerer Zahl aufgehängt.
Hiergegen gab es in der Bevölkerung des Landkreises erhebliche Pro-
teste. Das Einschreiten der Ordnungsbehörden wurde gefordert. 

Mit Datum vom 04.09.2009 erließ der Landrat des Landkreises
Uecker-Randow eine Ordnungsverfügung mit dem Inhalt, dass N unter-
sagt wurde, im Landkreis Uecker-Randow die Wahlplakate mit dem
Inhalt „Poleninvasion – stoppen“ in der Öffentlichkeit, insbesondere im
öffentlichen Straßenraum oder an und in öffentlichen Einrichtungen zu
verbreiten, öffentlich auszustellen, anzuschlagen, vorzuführen oder
sonst zugänglich zu machen. Die Plakate erfüllten den Straftatbestand
der Volksverhetzung, der auch bei Beachtung der verfassungsrechtli-
chen Grenzen der Beschränkung der Meinungsäußerungsfreiheit erfüllt
sei. Darin liege die Störung der öffentlichen Sicherheit. Die öffentliche
Ordnung sei ebenfalls gestört.

Dagegen wendet sich der Widerspruch des N. Der Tatbestand des 
§ 130 Abs. 1 StGB sei nicht erfüllt. Diese Vorschrift sei bereits verfas-
sungswidrig, weil sie die Meinungsfreiheit über Gebühr einschränke.
Im Übrigen enthalte das Plakat lediglich zwei voneinander streng zu
trennende Aussagen (Ablehnung des Euro und die Ablehnung der Zu-
wanderung polnischer Staatsbürger nach Deutschland), welche beide
vom Grundrecht der freien Meinungsäußerung gedeckt seien. Ein An-
griff auf die Menschenwürde der in Deutschland lebenden Polen sei
nicht beabsichtigt. Schließlich sei die Verfügung auch unverhältnismä-
ßig: Eine Einschränkung der Mitwirkung demokratischer Parteien an der
politischen Willensbildung durch das Einschreiten gegen Meinungs-
äußerungen, die von einer „schweigenden Mehrheit“ der Bevölkerung
geteilt würden, sei gerade in Wahlkampfzeiten „völlig inakzeptabel“.

Aufgaben: 

1. Ist der zulässige Widerspruch des Kreisverbandes Uecker-Ran-
dow der NPD begründet?

2. Entwerfen Sie Rubrum, Tenor und Rechtsbehelfsbelehrung
eines Widerspruchsbescheides! Gehen Sie davon aus, dass N
von einem schriftlich bevollmächtigten Anwalt vertreten wird.

C: Hinweise zur Lösung

Der zulässige Anfechtungswiderspruch ist begründet, soweit die
Verfügung des Landrats rechtswidrig ist und N in seinen Rechten ver-
letzt (§ 113 I 1, 68 I 1 VwGO) oder als Ermessensverwaltungsakt in
zweckwidriger Weise erlassen wurde (§ 68 I 1 VwGO).

I. Ermächtigungsgrundlage

Mangels einschlägiger spezialgesetzlicher Ermächtigungsgrund-
lage kann die Maßnahme, die ihre Rechtsgrundlage auch nicht in den
Standardmaßnahmen der §§ 50 ff. SOG M-V findet, allein auf die
polizei- und ordnungsrechtliche Generalklausel der §§ 13, 16 SOG
M-V12 gestützt werden.

Verfehlt wäre ein Abstellen auf die Standardbefugnis der Sicher-
stellung des § 61 SOG M-V13, da der Landrat die Plakate nicht in
amtliche Verwahrung genommen hat.

II. Formelle Rechtmäßigkeit

1. Zuständigkeit

a. Sachliche Zuständigkeit der Ordnungsbehörden

Die sachliche Zuständigkeit der Ordnungsbehörden (in Abgren-
zung zur Zuständigkeit der Polizei)14 ergibt sich aus § 4 I SOG M-V.

b. Instanzielle Zuständigkeit des Landrats als Kreisordnungsbe-
hörde?

aa. Grundsätzliche Zuständigkeit der örtlichen Ordnungsbe-
hörden

Instanziell zuständig für die Gefahrenabwehr sind gem. § 4 II 1
SOG M-V grundsätzlich die örtlichen Ordnungsbehörden. In den

12 Entsprechend Art. 1 I 1 bayPAG; 14 BPolG; 3 bwPolG; 17 I ASOG Bln; 13 I
bbgOBG; 10 bbG PolG; 10 I bremPolG; 3 I hmbSOG; 11 hessSOG; 11 NdsSOG; 8
I PolG NRW; 14 I OBG NRW; 9 I rhpfPOG; 8 I saarlPOG; 3 I sächsPOlG; 13 SOG
LSA; 174 schlHLVwG; 12 I thürPAG; 5 i thürPAG,

13 Entsprechend §§ 47 BPolG; 21 V BKAG; Art. 25 bayPAG; §§ 32, 33 bwPolG; 38
ASOG Bln; 25 bbG PolG; 32 bremPolG; 14 hmbSOG; 40 hessSOG; 26 NdsSOG;
43 PolG NRW; 22 rhpfPOG; 21 saarlPOG; 26, 27 sächsPolG; 45 SOG LSA; 210
schlhLVwG; 27 thürPAG; 22 thürOBG.

14 Das am 15.8.1992 in Kraft getretene SOG M-V trennt wie die meisten anderen Bun-
desländer Ordnungsbehörden und Polizei organisatorisch voneinander (sog. Trenn-
system). Am sog. Einheitssystem halten dagegen Baden-Württemberg, Bremen,
das Saarland und Sachsen fest. Dennoch entschied man sich in Mecklenburg-Vor-
pommern – anders als in Bayern, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Thürin-
gen – dafür, in einem gemeinsamen Gesetz sowohl die Aufgaben und Befugnisse
der Ordnungsbehörden als auch die der Polizei im organisatorischen Sinne zu
regeln. Ausschlaggebend hierfür war zum einen der Einfluss der Berater aus Schles-
wig-Holstein, vor allem aber die Tatsache, dass ein jeweils getrenntes Gesetz über
die Aufgaben und Befugnisse von Ordnungsbehörden und Polizei zu umfangrei-
chen Doppelregelungen und zahlreichen Verweisen geführt hätte (vgl. Landtag M-
V, LTDrS 1/ 1612, S. 2).
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amtsfreien Gemeinden wären dies die Bürgermeister, in den amtsan-
gehörigen Gemeinden des Landkreises Uecker-Randow die Amts-
vorsteher (§ 3 I 1 Nr. 3 SOG M-V). Insofern ist vorliegend problema-
tisch, dass die Ordnungsverfügung vom Landrat des Landkreises
Uecker-Randow erlassen wurde, der Kreisordnungsbehörde nach
§ 3 I 1 Nr. 2 SOG M-V, aber nicht örtliche Ordnungsbehörde ist. 

bb. Rechtfertigung der Zuständigkeit des Landrats durch
„Gefahr im Verzug“?

Gerechtfertigt wäre diese Zuständigkeitsverlagerung gem. § 4 III
1 SOG M-V, wenn „Gefahr im Verzug“15 vorgelegen hätte. In diesen
Fällen ist für unaufschiebbare Maßnahmen jede örtlich zuständige
Behörde auch sachlich zuständig. 

„Gefahr im Verzug“ liegt vor, wenn die normalerweise vorge-
schriebene Vorgehensweise bei der Gefahrenabwehr ihr Gelingen
in Frage stellen würde16. Der Begriff ist eng auszulegen. Die Annah-
me von „Gefahr im Verzug“ bewirkt eine beträchtliche Minderung
des Grundrechtsschutzes, insbesondere wenn auf Grund der Annah-
me einer solchen eine unabhängige und neutrale Rechtmäßigkeits-
kontrolle durch den Richter entfällt, und muss deshalb mit auf den
Einzelfall bezogenen Tatsachen begründet werden. Reine Spekula-
tionen, hypothetische Erwägungen oder fallunabhängige Vermutun-
gen reichen nicht aus. Den Organen der Exekutive kommt bei der
Auslegung kein Beurteilungsspielraum zu. Vielmehr sprechen
Wortlaut, Entstehungsgeschichte und Sinn und Zweck der durch die
Gefahr im Verzug begründeten Eilkompetenzen für eine volle
gerichtliche Kontrolle des Begriffes17.

Auch bei Anlegung dieser strengen Kriterien ist hier vom Vorlie-
gen von „Gefahr im Verzug“ auszugehen: Der Landrat musste dafür
Sorge tragen, dass die Plakate – ihren strafrechtsrelevanten Inhalt
vorausgesetzt – möglichst schnell entfernt wurden. Allein eine ein-
heitliche Verfügung durch die Kreisordnungsbehörde war geeignet,
ein koordiniertes und rasches Vorgehen zu ermöglichen. Eine bloße
Anweisung an die an sich zuständigen örtlichen Ordnungsbehörden
im Wege der Fachaufsicht18 hätte eines weiteren Umsetzungsaktes
bedurft und – zumal bei der umstrittenen strafrechtlichen Bewertung
der in den Wahlplakaten getätigten Meinungsäußerungen – die Effek-
tivität und Zügigkeit der Gefahrenabwehr beeinträchtigt.

c. Örtliche Zuständigkeit

Die örtliche Zuständigkeit des Landrates des Landkreises Uecker-
Randow folgt aus § 5 I SOG M-V (Bezirksprinzip), da in seinem Bezirk
eine Gefährdung der zu schützenden Interessen zu besorgen ist.

2. Verfahren

Die nach § 28 I VwVfG M-V erforderliche, nicht nach § 28 II, III
VwVfG M-V entbehrliche Anhörung ist mangels anders lautender
Sachverhaltsangaben zu unterstellen.

3. Form

Die Verfügung erging schriftlich, mithin formgerecht nach § 37 II
1 VwVfG M-V.

4. Begründung

Von einer ordnungsgemäßen Begründung der Ordnungsverfü-
gung nach § 39 I 1 VwVfG M-V ist auszugehen.

Die Verfügung wurde in formell rechtmäßiger Weise erlassen.

III. Materielle Rechtmäßigkeit

1. Tatbestandsvoraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage

a. Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit durch Verstoß
gegen § 130 I Nr. 2 StGB?
Als durch die Wahlplakate beeinträchtigtes Schutzgut kommt hier

die Unversehrtheit der objektiven Rechtsordnung in Gestalt straf-
rechtlicher Normen in Betracht. Das StGB ist als Gesetz im formel-
len Sinne Bestandteil der objektiven Rechtsordnung19. Wird gegen
Strafgesetze verstoßen, liegt darin, wenn der Verstoß nicht bereits
vollendet ist, eine Störung der öffentlichen Sicherheit20. Die Verwen-
dung des Plakats, das Gegenstand der streitbefangenen Ordnungsver-
fügung ist, könnte den Tatbestand der Volksverhetzung gem. § 130
StGB erfüllen21. Vor allem kommt hier ein Verstoß gegen § 130 Abs. 1
Nr. 2 StGB in Betracht. 

Die Vorschrift lautet: „Wer in einer Weise, die geeignet ist, den
öffentlichen Frieden zu stören, die Menschenwürde anderer da-
durch angreift, dass er Teile der Bevölkerung beschimpft, böswil-
lig verächtlich macht oder verleumdet, wird mit Freiheitsstrafe
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft“. 

aa. Schutzgut, Deliktsnatur und Verfassungsmäßigkeit des 
§ 130 I Nr. 2 StGB

Schutzgut des § 130 I StGB ist in erster Linie der öffentliche Frie-
de. Daneben ist auch die Würde der einzelnen Menschen ge-
schützt22. Der öffentliche Friede ist ein Universalrechtsgut, welches
eine eigene Rechtsgutqualität aufweist23 und bezeichnet sowohl einen

15 Der Begriff „Gefahr im Verzug“ ist im SOG M-V nicht legal definiert. Er findet sich
auch in Art. 13 Absatz 2, Halbsatz 2 GG (Durchführung von Durchsuchungen der
Wohnung ohne richterliche Anordnung); 23 Absatz 3 SOG M-V (Ersatzverkündung
von Verordnungen zur Gefahrenabwehr), 34 Absatz 1 SOG M-V (Erweiterung der
innerorganisatorischen Zuständigkeit bei verdeckter Datenerhebung), 34 Absatz 3
Satz 2 SOG M-V (Verzicht auf den Richtervorbehalt bei verdeckter Datenerhebung)
und 59 Absatz 5 Satz 1 SOG M-V (Verzicht auf den Richtervorbehalt bei Durchsu-
chungen von Wohn- und Geschäftsräumen).

16 BVerfG, NJW 2001, 1121, 1122. Dementsprechend definiert § 2 Nr. 4 Nds SOG
Gefahr im Verzug als „eine Sachlage, bei der ein Schaden eintreten würde, wenn
nicht an Stelle der zuständigen Behörde oder Person eine andere Behörde oder Per-
son tätig wird“

17 BVerfG, NJW 2001, 1121, 1123 f.
18 Gem. §§ 86 I, 145 III KV M-V ist der Landrat Fachaufsichtsbehörde für die Bürger-

meister der amtsfreien Gemeinden und die Amtsvorsteher der Ämter. Er hätte diese
daher auch gem. § 87 II KV M-V anweisen können, ordnungsrechtlich gegen die
Wahlplakate vorzugehen.

19 Vgl. – statt aller – Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts,
4. Aufl. 2007, E Rdn. 17 f.

20 Knemeyer, Polizei- und Ordnungsrecht, 11. Aufl. 2007, Rn. 101.
21 Eingehend zur Entwicklung und kriminalpolitischen Bedeutung des Straftatbestan-

des der Volksverhetzung Krauß, in: Leipziger Kommentar zum StGB, 12. Aufl. 2008,
§ 130 Vor Rdn. 1, Rdn. 18 f. sowie Miebach/Schäfer, Münchener Kommentar zum
StGB, Band 2/2, 2005, § 130 Rdn. 10. Mit dem Anstieg der registrierten neonazisti-
schen und ausländerfeindlichen Propaganda seit Beginn der 1990er Jahre hat die
praktische Bedeutung des § 130 StGB zugenommen. Der Verfassungsschutzbericht
2006 wies 17.597 rechtsextremistisch motivierte Straftaten aus, davon etwa 90 %
Propagandadelikte. Die polizeiliche Kriminalstatistik erfasste 2006 insgesamt 3.096
Fälle von Volksverhetzung. Verurteilt wurden allerdings lediglich 283 Personen,
davon 220 nach § 130 I StGB. Der Straftatbestand der Volksverhetzung ist durch
einen hohen Anteil jugendlicher und heranwachsender Straftäter geprägt; von zuneh-
mender Bedeutung ist die Verbreitung von rechtsradikalen Hassparolen im Internet.

22 BGHSt 46, 212, 221; NStZ 1994, 140; OLG München, NJW 1985, 2.430; Krauß,
Fußn. 21, § 130 Rdn.2; Miebach/Schäfer, Fußn. 21, § 130 Rdn. 2.

23 Eingehend Krauß, Fußn. 21, § 130 Rdn. 6 f.; a.A. Fischer, GA 1989, 445, 451 ff. und
Jakobs, ZStW 97 (1985), 751, 775 f., welche die Rechtsgutfähigkeit des öffentli-
chen Friedens als solchen grundsätzlich bestreiten.
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objektiv feststellbaren Lebenszustand allgemeiner Rechtssicherheit
als auch das Vertrauen der Bevölkerung, unter dem Schutz der Rechts-
ordnung leben zu können24. § 130 I StGB geht es um den Schutz des
„gesellschaftlichen Friedens im Sinne eines psychischen Klimas,
das nicht durch allgemeine Unruhe, Unsicherheit, Angst und Schre-
cken in der Bevölkerung sowie durch Ausgrenzung und Diffamierung
von Bevölkerungsgruppen vergiftet ist“25. Schon im Vorfeld von un-
mittelbaren Menschenwürdeverletzungen soll durch Vorverlagerung
des Strafrechtsschutzes ein politisches Klima verhindert werden, das
ein ungestörtes Zusammenleben der Angehörigen verschiedener Be-
völkerungsgruppen beeinträchtigt, weil etwa bestimmten Menschen
das Lebensrecht als gleichwertige Persönlichkeiten in der innerstaatli-
chen Gemeinschaft abgesprochen und sie als unterwertige Wesen
behandelt werden26, Feindseligkeiten gegen bestimmte Bevölkerungs-
gruppen durch verhetzende Äußerungen angereizt oder verstärkt,
dadurch gewalttätigen Aktionen gegen bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen der Boden bereitet und potentielle Täter zur Begehung entspre-
chender Gewalttaten aufgehetzt werden27. § 130 I StGB ist ein sog.
„abstrakt-konkretes“ oder „potenzielles“ Gefährdungsdelikt28. Für
solche Delikte ist kennzeichnend, dass es zu einer konkreten Gefahr für
das geschützte Rechtsgut nicht gekommen sein muss. Entscheidend ist
vielmehr die generelle Gefährlichkeit der konkreten Tat, also die kon-
krete Eignung zur Störung des öffentlichen Friedens, die aufgrund
generalisierender Betrachtung konkret festgestellt werden muss29. 

Die rechtspolitisch vielfach kritisierte Vorschrift30 ist entgegen
anders lautender Stimmen in der Literatur31 verfassungsgemäß32.
Insbesondere verstößt § 130 StGB trotz der Verwendung zahlreicher
auslegungsbedürftiger unbestimmter Rechtsbegriffe mit hohem Abs-
traktionsgrad nicht gegen das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 II
GG33. Das offenkundige Spannungsverhältnis zu Art. 5 I GG ist
bereits auf der Tatbestandsebene zu berücksichtigen. Erforderlich ist
dabei eine restriktive Auslegung der Tatbestandsmerkmale sowie –
insbesondere bei mehrdeutigen Äußerungen – eine sorgfältige Ausle-
gung des Sinnzusammenhangs. Hat eine Äußerung keinen eindeuti-
gen Sinngehalt, so müssen bei einer Verurteilung zur Straflosigkeit
führende Auslegungen mit nachvollziehbaren Gründen auszuschlie-
ßen sein34.

bb. Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen des § 130 I Nr. 2
StGB durch öffentliche Verwendung der Wahlplakate
„Poleninvasion stoppen“?

Voraussetzung für die Erfüllung des Tatbestands des § 130 I Nr. 2
StGB ist, dass (1) Teile der Bevölkerung (2) beschimpft, böswillig
verächtlich gemacht oder verleumdet werden. Die Tathandlung
muss zudem (3) einen Angriff auf die Menschenwürde enthalten
und (4) geeignet sein, den öffentlichen Frieden zu stören. Als sub-
jektives Tatbestandsmerkmal ist (5) Vorsatz erforderlich.

(1) Teile der Bevölkerung als Angriffsobjekt

Die im Wahlplakat gemachten Aussagen müssten sich zunächst
gegen Teile der Bevölkerung richten. § 130 I Nr. 2 StGB schützt alle
Teile der inländischen Bevölkerung, die sich nach politischen,
nationalen, ethnischen, religiösen, weltanschaulichen, sozialen, wirt-
schaftlichen, beruflichen oder anderen Merkmalen unterscheiden
lassen35. Geschützt werden auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebende Ausländer36. Nicht ausreichend wären dagegen An-
griffe auf Bevölkerungsgruppen im Ausland, weil die Vorschrift in
erster Linie den innerstaatlichen öffentlichen Frieden schützt37. 

Die Formulierung „Polen – Invasion stoppen!“ müsste sich daher
auch auf die in Deutschland lebenden polnischen Staatsangehö-
rigen beziehen. Um dies beurteilen zu können, ist eine objektive Aus-

legung dieser Äußerung geboten. Nach der gefestigten Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts gehört zu den diesbezüglichen
verfassungsrechtlichen Anforderungen, dass die Meinungsäußerung
unter Einbeziehung ihres Kontextes ausgelegt und ihr kein Sinn
zugemessen wird, den sie objektiv nicht haben kann. Bei mehrdeuti-
gen Äußerungen darf eine sanktionierte Bedeutung nicht zu Grunde
gelegt werden, ohne vorher mit schlüssigen Gründen Deutungen aus-
geschlossen zu haben, welche die Sanktion nicht zu rechtfertigen ver-
mögen38. Maßgeblich ist die Ermittlung des objektiven Sinns aus
Sicht eines unvoreingenommenen und verständigen Publikums.
Dabei ist stets vom Wortlaut der Äußerung auszugehen. Dieser legt
ihren Sinn aber nicht abschließend fest. Er wird vielmehr auch von
dem sprachlichen Kontext, in dem die umstrittene Äußerung steht
und von den erkennbaren Begleitumständen, unter denen sie fällt,
bestimmt. Die isolierte Betrachtung eines umstrittenen Äußerungs-
teils wird den Anforderungen an eine tragfähige Sinnermittlung
regelmäßig nicht gerecht39.

Der Begriff der „Invasion“, wie er auf dem Plakat verwendet wird,
umfasst nach zutreffender Auffassung des OVG Greifswald

„nicht nur diejenigen polnischen Staatsangehörigen, die sich
gegenwärtig nicht in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten,
die aber die Einreise und den dauernden Aufenthalt hierhin beab-
sichtigen. Erfasst sind auch diejenigen polnischen Staatsangehöri-
gen, die sich bereits seit längerem in Deutschland aufhalten oder
auf Dauer hier leben. Der Begriff „Invasion“ auf dem Plakat hat
offensichtlich keine militärische Bedeutung. Er ist aus seinem Kon-
text, d.h. seiner Verwendung im Wahlkampf der NPD, heraus zu ver-
stehen. Teil der allgemein bekannten politischen Absichten der NPD,
der der Antragsteller angehört, ist, den Zuzug ausländischer Staats-
angehöriger nach Deutschland zu begrenzen und die Zahl der in
Deutschland auf Dauer oder für längere Zeit lebenden nicht deut-
schen Staatsangehörigen zu verringern. Demzufolge bezieht sich der

24 Vgl. OLG Hamburg, NJW 1975, 1088; OLG Celle, JR 1998, 79; Miebach/Schäfer,
Fußn. 21, § 130 Rdn. 2.

25 Krauß, Fußn. 21, § 130 Rdn. 3 m.w.N.
26 BTDrS III/1746, S. 3 (zum 6. Strafrechtsänderungsgesetz vom 30.6.1960).
27 Vgl. BGHSt 34, 331; 46, 212, 221 f.; 47, 278, 280 f.
28 Vgl. BGHSt 46, 212, 218; eingehend Miebach/Schäfer, Fußn. 21, § 130 Rdn. 7 m.w.N.
29 Vgl. BGHSt 46, 212, 218; BGH NStZ 2007, 216, 217; Krauß, Fußn. 21, § 130 Rdn.

15 m.w.N; Miebach/Schäfer, Fußn. 21, § 130 Rdn. 7.
30 Von einem „Labyrinth mit diffusen Tatbestandsmerkmalen“ ist die Rede bei Schubert,

Verbotene Worte, 2005, S. 199. Jakobs, ZStW 97 (1985), 751, 774, 781 ff. spricht den
„Klimaschutztatbeständen“ einen Platz im bürgerlichen Strafrecht sogar ganz ab.
Die Notwendigkeit der Norm bestreitet auch Ostendorf, Fußn. 11, § 130 Rdn. 8:
Häufig sei die strafrechtliche Verfolgung nur ein Alibiersatz für die fehlende politi-
sche Auseinandersetzung.

31 Bedenken werden vor allem in Hinblick auf Art. 5 II GG und die hinreichende
Bestimmtheit geäußert: Vgl. dazu Ostendorf, Fußn. 11, § 130 Rdn. 8: Die Strafbe-
dürftigkeitsprüfung nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip falle wegen der histo-
risch belegten Missbrauchsgefahr negativ aus.

32 Das gilt auch für die besonders umstrittenen Absätze 3 (vgl. BVerfG, NVwZ 2006,
815 – Leugnung des Holocaust) und 4 (BVerwG, JZ 2008, 1102 – „Gedenken an
Rudolf Hess“ – mit kritischer Besprechung von Enders, JZ 2008, 1092 ff.; Bay
VGH, BayVBl 2005, 755; 2006, 760, 761). Das BVerfG , Beschl. vom 13.08.2008 –
1 BvR 2102/08 – hält die im Hinblick auf § 130 IV StGB zu beantwortenden
„schwierigen“ Fragen allerdings weiterhin in einem verfassungsgerichtlichen
Hauptsacheverfahren für klärungsbedürftig.

33 Eingehend Krauß, Fußn. 21, § 130 Rdn. 20 f.; Miebach/Schäfer, Fußn. 21, § 130
Rdn. 65 m.w.N.

34 Näher sogleich unten C III 1 a bb (1).
35 BGH, GA 1979, 391; OLG Frankfurt NJW 1989, 1367, 1369; BayObLG, NJW

1994, 952; 1995, 145.
36 OLG Frankfurt, NStZ-RR 2000, 368; OLG Brandenburg, NJW 2002, 1440, 1441.
37 Miebach/Schäfer, Fußn. 21, § 130 Rdn. 22.
38 BVerfGE 82, 43, 52 f.; 82, 272, 280 f.;85, 1, 13 f; 94, 1, 9; 114, 339, 349; BVerfG,

NJW 2003, 660, 661.
39 Vgl. BVerfGE 54, 129, 137; 93, 266, 295; 94, 1, 9.
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Begriff „Invasion“ auf dem Wahlplakat auf den seit Jahren im
Rahmen der geltenden Gesetze erfolgenden Zuzug ausländischer
Staatsangehöriger in das Bundesgebiet. Teil dieser “Invasion” ist
auch die bereits in Deutschland lebende Gruppe der ausländischen
Staatsangehörigen. Die Aussage „Polen – Invasion stoppen!“ erfasst
daher auch die bereits in Deutschland auf Dauer oder längere Zeit
lebenden polnischen Staatsangehörigen. 

Dies folgt auch aus dem Begriff “stoppen”, der die Unterbre-
chung eines bereits andauernden Vorgangs meint. Die vom
Antragsteller geäußerte Auffassung, die Aussage erlaube auch das
Verständnis, dass nur die außerhalb von Deutschland lebenden
Polen gemeint seien, ist mit Blick auf die konkreten Umstände des
Einzelfalles, insbesondere der Zugehörigkeit des Antragstellers zur
NPD und die Verwendung des streitgegenständlichen Plakates
besonders in einem Bereich, in dem viele polnische Staatsangehöri-
ge bereits für längere Zeit oder auf Dauer ihren Aufenthalt genom-
men haben, lebensfremd.“40

(2) Beschimpfen, böswillig verächtlich machen oder verleumden

Die in der Bundesrepublik Deutschland lebenden polnischen
Staatsbürger müssten durch die Meinungsäußerung in dem Plakat be-
schimpft, böswillig verächtlich gemacht oder verleumdet werden. 

Unter einer Beschimpfung ist eine durch Form oder Inhalt beson-
ders verletzende Äußerung der Missachtung zu verstehen41, wobei
das besonders Verletzende äußerlich in der Rohheit des Ausdrucks,
etwa in groben Schimpfworten, oder inhaltlich in dem Vorwurf eines
schimpflichen Verhaltens liegen kann42. Unter Verächtlichmachen
ist jede Äußerung zu verstehen, durch die jemand als der Achtung der
Staatsbürger unwert oder unwürdig hingestellt wird43. Böswillig
erfolgt das Verächtlichmachen, wenn das Handeln aus niederträchti-
ger, bewusst feindseliger Gesinnung, also aus verwerflichen
Beweggründen, geschieht44.

Im vorliegenden Fall könnten die in Deutschland lebenden polni-
schen Staatsbürger durch die im Wahlplakat getroffenen Aussagen
sowohl beschimpft als auch verächtlich gemacht worden sein. Die
Meinungsäußerung der N auf dem Wahlplakat ist nicht darauf be-
schränkt, durch Worte auf den Betrachter zu wirken. Es wirkt auch
mit seinen bildhaften Elementen und seiner graphischen Gestal-
tung. Aus der durch die Gestaltung des Plakats deutlich werdenden
Verbindung der bildhaften Darstellung und des Textes wird deutlich,
dass beide Gestaltungselemente derart miteinander verbunden sind,
dass eine einheitliche Meinungsäußerung vorliegt.

„Anhaltspunkte für die vom Antragsteller gegebene Auslegung, es
handele sich bei der Bilddarstellung um eine selbständige politische
Auseinandersetzung mit dem von ihm abgelehnten Euro, finden sich
bei objektiver Betrachtung des Plakats nicht.“45

Durch die Kombination der Bilddarstellung mit dem Text werden
die in Deutschland lebenden polnischen Staatsangehörigen mit
schwarzen Vögeln gleichgesetzt, die sich in Art von Krähen über
Geld hermachen. In diesem Angriff liegt eine Verächtlichmachung
dieser Bevölkerungsgruppe, wird doch der angegriffene Bevölke-
rungsteil durch die hergestellte Assoziation als raffgierig und damit
der Achtung der Staatsbürger unwert bzw. unwürdig hingestellt.

Zugleich werden die in Deutschland lebenden polnischen Staats-
bürger als Invasoren („Poleninvasion“) verunglimpft und damit
beschimpft. Eine Invasion (von lat. invasio) ist eine Militärmaßnah-
me in einem Krieg, mit der die angreifenden Truppen die Autonomie
(Selbstverwaltung) eines bestimmten Gebietes aufheben und dort die
Kontrolle übernehmen. Der Vorwurf der Invasion ist mit einem mas-
siven moralischem Unwerturteil verbunden, welches unterschieds-
los allen legal in Deutschland befindlichen polnischen Staatsbür-
gern gemacht wird. Die besondere Perfidie dieses Vorwurfs liegt

auch darin, dass tatsächlich Truppen des Deutschen Reiches am
01.09.1939 in Polen einmarschierten.

(3) Angriff auf die Menschenwürde

Die im streitbefangenen Wahlplakat getroffene Aussage müsste
zudem einen Angriff auf die Menschenwürde enthalten. Dieses Tat-
bestandsmerkmal soll sicherstellen, dass nur besonders massive
Diskriminierungen und Diffamierungen zur Strafbarkeit füh-
ren46. Die Menschenwürde schützt den sozialen Wert- und Achtungs-
anspruch des Menschen und verbietet es, diesen zum bloßen Objekt
des Staates zu machen oder ihn einer Behandlung auszusetzen, die
seine Subjektqualität grundsätzlich in Frage stellt47. 

Die Auslegung des Tatbestandsmerkmals „Angriff auf die Men-
schenwürde anderer“ hat unter Berücksichtigung des Schutzzwecks
des § 130 StGB sowie der wertsetzenden Bedeutung des Grundrechts
der Meinungsfreiheit nach Art. 5 I 1 GG und muss daher restriktiv
erfolgen48. Daraus folgt, dass allein die Beeinträchtigung einzelner
Persönlichkeitsrechte, insbesondere die Verletzung der Ehre der Per-
son noch nicht als Angriff auf die Menschenwürde i.S.d. § 130 StGB
anzusehen ist49. Erforderlich ist vielmehr, dass der betroffenen Per-
son ihr Lebensrecht als gleichwertige Persönlichkeit in der staatli-
chen Gemeinschaft abgesprochen und sie als minderwertiges
Wesen behandelt wird. Der Angriff muss sich also gegen den ihre
menschliche Würde ausmachenden Kern der Persönlichkeit rich-
ten50. § 130 I Nr. 2 StGB setzt eine besonders qualifizierte Bege-
hungsform, eine durch massive Angriffe herausgehobene Ehrver-
letzung51 voraus, die durch erhebliche Rohheit oder anderweitige
gewichtige Angriffe gekennzeichnet ist. 

Ein solch qualifizierter Angriff auf die Menschenwürde der in
Deutschland lebenden polnischen Staatsbürger ist nach zutreffender
Ansicht des OVG Greifswald darin zu erblicken, dass dieser Perso-
nenkreis als minderwertiger und verachtenswerter Bevölkerungsteil
dargestellt wird. 

„Die auf einen objektiven Betrachter abstoßend wirkende Dar-
stellung der Vögel hat zum Ziel, diese Bevölkerungsgruppe als min-
derwertig und verachtenswert zu charakterisieren. Darin liegt ein
Angriff auf die Menschenwürde anderer. Mit einer solchen Darstel-
lung wird nicht mit den Mitteln einer Karikatur ein einzelner
Wesens- oder Charakterzug eines Menschen oder eines durch einen
solchen Wesenszug charakterisierten Teils der Bevölkerung über-
spitzt dargestellt, um durch die Überspitzung eine bestimmte politi-
sche Auffassung zu verdeutlichen, sondern die angesprochenen Perso-
nen sind als Gesamtpersönlichkeit gemeint; ihnen wird ihr Mensch-
sein abgesprochen, und sie werden als unterwertig dargestellt.“52

40 OVG Greifswald, Beschluss vom 19.09.2009 – 3 M 155/09 -, S. 4 f.
41 Vgl. BGHSt 46, 212, 216; OLG Koblenz, StV 1985, 15, 16; Krauß, Fußn. 21, § 130

Rdn. 47 m.w.N.
42 BGHSt 7, 110; OLG Köln, NJW 1982, 657 f.; OLG Karlsruhe, NStZ 1986, 363.
43 BGH NStZ-RR 2006, 305 f.; BayObLG, NJW 1995, 145; OLG Frankfurt, NStZ-RR

2000, 368.
44 BGH NStZ-RR 2006, 305; BayObLG, NJW 1995, 145; Krauß, Fußn. 21§ 130 Rdn.

128 m.w.N. Das strafbarkeitseinschränkende Merkmal der Böswilligkeit gehört zum
subjektiven Tatbestand und wird dort näher untersucht; vgl. unten C III 1 a bb (5). 

45 OVG Greifswald, Beschluss vom 19.9.2009 – 3 M 155/09 -, S. 5.
46 Vgl. BVerfG, NJW 2001, 61, 63; Fischer, GA 1989, 445, 446; Miebach/Schäfer,

Fußn. 21, § 130 Rdn. 43.
47 Zur sog. „Objektsformel“ des BVerfG siehe etwa BVerfGE 9, 89, 95; 41, 187, 228

und aus neuerer Zeit BVerfGE 96, 375, 399; 109, 133, 150.
48 Vgl. BVerfG, NJW 2001, 61, 62 f.; Maiwald, JR 1989, 485, 488 f.
49 BGHSt 36, 83, 90; Maiwald, JR 1989, 485, 488 f.
50 Krauß, Fußn. 21, § 130 Rdn. 52
51 OLG Koblenz, StV 1985, 15, 16; KG Berlin, NJW 2003, 685, 686.
52 OVG Greifswald, Beschluss vom 19.09.2009 – 3 M 155/09 -, S. 5.
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Dass in der im Plakat getroffenen Aussage ein Angriff auf die
Menschenwürde zu sehen ist, bestätigt ein Vergleich mit der Recht-
sprechung zu § 130 I Nr. 2 StGB bei der Verwendung ausländerfeind-
licher Parolen. Die Verwendung des umstrittenen Wahlplakates im
öffentlichen Raum kommt in seinem Unrechtsgehalt Taten gleich,
welche die Strafgerichte als tatbestandsmäßig i.S.d. § 130 I Nr. 2 StGB
angesehen haben. Als Angriff gegen die Menschenwürde wurden
beispielsweise gewertet: Die Kennzeichnung von Beziehungen zwi-
schen Andersfarbigen als eine „perverse Verbindung“53, die Verwen-
dung eines Aufklebers mit der Aufschrift „Rassenmischung ist Völ-
kermord“, der stilisierten Darstellung eines sich umarmenden Paares
verschiedener Hautfarbe und dem Zusatz „So nicht“54, der gegen
Asylbewerber gerichtete verallgemeinernde Vorwurf, sie seien
„unwertige Aidsverbreiter, kinderverführende Drogenhändler, Be-
trüger und parasitäre Faulenzer“55 bzw. „Parasiten“, die man aus der
Gesellschaft entfernen müsse56.

(4) Eignung zur öffentlichen Friedensstörung

Die Meinungsäußerung müsste schließlich geeignet sein, den
öffentlichen Frieden zu gefährden. Aus der Struktur des § 130 Abs.
1 StGB als potenzielles Gefährdungsdelikt folgt, dass es nicht erfor-
derlich ist, dass der öffentliche Friede durch die Tat wirklich gestört
oder auch nur konkret gefährdet worden ist57. Ausreichend ist viel-
mehr, dass die Handlung nach Art und Inhalt ihrer Äußerung, den
Umständen ihrer Abgabe, ihren voraussichtlichen Folgewirkungen
und dem Kreis der Erklärungsempfänger zur Störung des öffentli-
chen Friedens konkret geeignet ist58. Eine entspechende Eignung
liegt etwa vor, wenn die Äußerung die latent vorhandene Gewaltbe-
reitschaft gegenüber Teilen der Bevölkerung vertiefen kann. Eine
solche latente Gewaltbereitschaft bei rechtsradikal oder nationalso-
zialistisch gesinnten Vereinigungen gegenüber polnischen Staatsan-
gehörigen ist allgemein bekannt; die mit dem Wahlplakat verbreitete
Meinung ist auch grundsätzlich geeignet, die Gewaltbereitschaft zu
stärken und die Gewaltschwelle herabzusetzen.

Bezüglich ihrer konkreten Eignung zur Friedenstörung sind
auch die Empfänglichkeit der Öffentlichkeit für derartige Angrif-
fe sowie Bezüge zu den die Bevölkerung oder Bevölkerungsteile
beunruhigenden radikalen Strömungen und Erscheinungen neona-
zistischer, rassistischer oder fremdenfeindlicher Art zu berücksichti-
gen59. In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass es sich bei
dem Landkreis Uecker-Randow um eine deutsch-polnische Grenz-
region handelt, in welcher der Gedanke des friedlichen Zusam-
menlebens der Völker in Europa ein besonderer Stellenwert
zukommt. Dies belegt nicht zuletzt die Gründung der Euroregion
Pomerania im Dezember 1995.

Die Euroregion Pomerania ist eine Region im nordwestlichen
Polen, im nordöstlichen Deutschland und im südwestlichen Schwe-
den. Der Gründungsvertrag wurde am 15. Dezember 1995 in Stettin
(Szczecin) unterzeichnet. Die schwedischen Partner traten der Ge-
meinschaft am 26. Februar 1998 in Lund bei. Der paritätisch besetzte
Rat der Euroregion hat seinen Sitz in Stettin. In der Euroregion Pome-
rania leben ungefähr 3,9 Millionen Menschen auf mehr als 49.000 km2.
Ziel der Euroregion ist die Annäherung der beteiligten europäischen
Grenzregionen durch die Koordination und Unterstützung gemeinsa-
mer Programme und Investitionen in Wirtschaft, Bildung, Kultur,
Infrastruktur und Umweltschutz. Dem Verein der Polnischen
Gemeinden der Euroregion Pomerania gehören 96 Gemeinden an,
die überwiegend zur Woiwodschaft Westpommern einschließlich der
Stadt Stettin gehören. Auf deutscher Seite gehören der Kommunalge-
meinschaft Europaregion Pomerania e.V. die Städte Stralsund,
Greifswald und Neubrandenburg sowie die Landkreise Rügen, Nord-
vorpommern, Ostvorpommern, Demmin, Mecklenburg-Strelitz und

Uecker-Randow aus Mecklenburg-Vorpommern an. Aus dem Land
Brandenburg sind die Landkreise Uckermark und Barnim dem Verein
beigetreten. Sitz des Vereins ist Löcknitz. In Anklam, Pasewalk und
Schwedt unterhält der Verein Service- und Beratungscenter.

Gleichwohl kommt es in dieser – strukturschwachen und von
einer hoher Arbeitslosigkeit sowie einem starken Bevölkerungs-
rückgang geprägten – Region wegen des engen Zusammenlebens
verschiedener Völker auch zu erheblichen Konflikten. Das belegen
nicht zuletzt die Wahlerfolge, welche die NPD speziell in diesem
Landkreis erzielt.60

Meinungsäußerungen, welche Angehörige des Nachbarvolkes
beschimpfen, verächtlich machen und dadurch in ihrer Menschen-
würde angreifen, verstoßen massiv gegen den Gedanken des friedli-
chen Miteinanders. Sie sind deshalb geeignet, den öffentlichen
Frieden zu stören. Das zeigt sich nicht zuletzt auch daran, dass aus
der Bevölkerung der Gemeinden, in denen die Plakate aufgehängt
wurden, Proteste laut wurden und ein Eingreifen der Ordnungsbe-
hörden gefordert wurde. 

(5) Subjektiver Tatbestand61

Für den subjektiven Tatbestand des § 130 I Nr. 2 StGB ist Vorsatz
erforderlich, der sich auf alle Tatbestandsmerkmale, einschließlich
der Eignung zur Friedensstörung beziehen muss. Ausreichend ist
grundsätzlich bedingter Vorsatz. Eine besondere Absicht, den öffent-
lichen Frieden zu stören, ist nicht erforderlich62. Nach zutreffender
Ansicht des OVG Greifswald ist vorliegend auch der subjektive Tatbe-
stand des § 130 I Nr. 2 StGB erfüllt. Es entspricht dem Willen des N,
eine so zu verstehende Äußerung in der Öffentlichkeit zu verbreiten,
weil er sich so eine Mobilisierung seiner Anhängerschaft bei der Bun-
destagswahl erhofft.

Schließlich musste die Verächtlichungmachung der in Deutschland
lebenden polnischen Bevölkerung auch böswillig – also aus nieder-
trächtiger, bewusst feindseliger und verwerflicher Gesinnung63 –
erfolgen. Da die in dem Plakat enthaltene Aussage offensichtlich aus
ausländerfeindlichen und damit aus verwerflichen Motiven erfolg-
te, ist auch das Merkmal der Böswilligkeit gegeben. Auch der Um-
stand, dass die Äußerung im Wahlkampf gefallen ist, vermag darin
nichts zu ändern.

53 Vgl. OLG Hamburg, NJW 1975, 1088.
54 Vgl. OLG Zweibrücken, NStZ 1994, 490.
55 Zur Strafbarkeit des Pamphlets „Der Asylbetrüger in Deutschland“ nach § 130 I

StGB gelangt BayObLG, NJW 1995, 145; a.A. OLG Frankfurt, NJW 1995, 143, 144.
56 KG Berlin, JR 1998, 213, 215.
57 BGHSt 46, 212, 218; BGH, NStZ 2007, 216, 217; Miebach/Schäfer, Fußn. 21, § 130

Rdn. 17.
58 BGHSt 46, 212, 219; BGH, NJW 2005, 689, 691; NStZ 2007, 216, 217.
59 Krauß, Fußn. 21, § 130 Rdn. 66; vgl. auch OLG Brandenburg, NJW 2002, 1440, 1441.
60 So erreichte die Direktkandidaten der NPD bei der Landtagswahl 2006 mit 14,4 %

(Wahlkreis Uecker-Randow I) bzw. 12,8 % (Wahlkreis Uecker-Randow II) die lan-
desweit besten Erststimmenergebnisse. Im Wahlkreis Uecker-Randow II erzielte
die NPD mit 15,0 % der Stimmen das beste Zweitstimmenergebnis. Bei der Kom-
munalwahl am 07.06.2009 erreichte die NPD im Landkreis Uecker-Randow mit 9,1
% das landesweit beste Ergebnis (Landesdurchschnitt: 3,2 %) und errang 4 (von 47)
Kreistagsmandate. In mehreren größeren Gemeinden des Landkreises errang die
NPD zweistellige Ergebnisse (Löcknitz: 14, 6 %; Ueckermünde: 13,3 %).

61 Die Prüfung des subjektiven Tatbestandes wurde sowohl vom OVG Greifswald vor-
genommen, als auch vom BVerfG überprüft und soll hier aus didaktischen Gründen
wiederholt werden. Nach richtiger Auffassung genügt es aber für eine Störung der
öffentlichen Sicherheit, wenn der objektive Tatbestand der Strafrechtsnorm erfüllt
ist; die Verwirklichung des subjektiven Tatbestandes, schuldhaftes Handeln und die
konkrete Strafbarkeit des Täters sind nicht erforderlich. Vgl. Denninger, in: Lis-
ken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 4. Aufl. 2007, E Rdn. 17; Götz, Allge-
meines Polizei- und Ordnungsrecht, 12. Aufl. 2008, § 4 Rdn. 11.

62 Vgl. im einzelnen Krauß, Fußn. 21,§ 130 Rdn. 122 ff. m.w.N.
63 Vgl. BGHSt NStZ-RR 2006, 305; BayObLG, NJW 1995, 145.
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Nach alledem erfüllen die von N verwendeten Wahlplakate den
Tatbestand des § 130 I Nr. 2 StGB und verstoßen damit gegen die
öffentliche Sicherheit. 

Ob zudem auch das Schutzgut der öffentlichen Ordnung betroffen
ist, bedarf deshalb keiner Prüfung mehr, tritt diese doch hinter die
öffentliche Sicherheit subsidiär zurück64.

b. Störung

Durch die Verwendung der Wahlplakate durch N ist die öffentliche
Sicherheit gestört, denn der Verstoß gegen § 130 I Nr. 2 StGB ist
bereits vollendet und dauert zum Zeitpunkt der Ordnungsverfügung
noch an.

c. Ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit des N

N ist Handlungsstörer gem. § 69 I SOG M-V. Unstreitig können
auch juristische Personen des Privatrechts wie der Kreisverband
der NPD des Landkreises Uecker-Randow e.V. Verhaltensverant-
wortliche sein65. Dies ergibt sich bereits daraus, dass in § 69 I SOG
M-V allgemein von Personen die Rede ist und eine Differenzie-
rung zwischen natürlichen und juristischen Personen nicht vorge-
nommen wird.

2. Rechtsfolge

Nach § 13 SOG M-V war die Entscheidung über das Einschreiten
in das Ermessen des Landrats gestellt, das dieser nach § 14 SOG M-
V pflichtgemäß auszuüben hatte.

a. Entschließungsermessen

Angesichts des hochrangigen gefährdeten Rechtsgutes des
öffentlichen Friedens und der Menschenwürde wäre jede andere
Entscheidung als das Einschreiten ermessensfehlerhaft gewesen.
Verbote gegen die Menschenwürde können vom Staat allenfalls
unter besonderen Umständen hingenommen werden; im Regelfall
sind sie zu unterbinden. Daher bestand vorliegend jedenfalls hin-
sichtlich des Entschließungsermessens eine Ermessensreduzie-
rung auf Null66.

b. Auswahlermessen

aa. Störerauswahl

Im Rahmen des Auswahlermessens musste der Landrat entschei-
den, ob er gegen N oder gegen diejenigen (natürlichen) Personen vor-
gehen wollte, welche die Plakate aufgehängt haben. Auch solche Per-
sonen sind Verhaltensstörer i.S.d. § 69 I SOG M-V. Da diese aber nur
im Auftrag der NPD tätig geworden und zudem schwer greifbar sind,
war einzig ein Vorgehen gegen den Kreisverband effektiv und erfolgs-
versprechend.

bb. Verhältnismäßigkeit der Maßnahme

Die Verfügung war nur rechtmäßig, wenn sie auch verhältnismä-
ßig war. Das Verhältnismäßigkeitsprinzip ist einer der wesentlichen
Bestandteile des Rechtstaatsprinzips und einfachgesetzlich in § 15
SOG M-V festgelegt. Es verlangt von jeder staatlichen Maßnahme,
dass sie einen legitimen Zweck verfolgt und zur Erreichung dieses
Zweckes geeignet, erforderlich und angemessen ist. 

(1) Verfolgung eines legitimen Zwecks

Mit der Aufforderung die Plakate abzuhängen, verfolgte der Land-
rat einen legitimen Zweck, wollte er doch Verstöße gegen § 130 I Nr. 2
StGB unterbinden und so die durch diese Strafrechtsnorm geschützten
Rechtsgüter verteidigen. 

(2) Eignung

Geeignet ist eine Maßnahme, welche den legitimen Zweck zumin-
dest fördert. Mit der Verfügung wurde N aufgefordert, den Verstoß
gegen § 130 I Nr. 2 StGB zu beseitigen. Damit wurde der mit der
Maßnahme verfolgte Rechtsgüterschutz zumindest gefördert. 

(3) Erforderlichkeit

Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen sind dieje-
nigen Maßnahmen zu treffen, die den einzelnen und die Allgemein-
heit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen; vgl. § 15 I SOG
M-V. Ein milderes, gleich gut geeignetes Mittel zur Gefahrenabwehr
war vorliegend nicht ersichtlich. Insbesondere kam hier ein bloßes
Überkleben einzelner Aussagen des Plakates nicht in Betracht, da
dieses aus einer untrennbar miteinander verbundenen Bild-Text-
Kombination bestand.

(4) Angemessenheit

Schließlich muss die Maßnahme auch angemessen sein. Sie darf
nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkenn-
bar außer Verhältnis steht; vgl. § 15 II SOG M-V. Angemessen ist die
Maßnahme nur, wenn der Zweck so gewichtig ist, dass er die mit der
Maßnahme verbundenen Grundrechtseingriffe rechtfertigt. 

(a) Eingriff in den Schutzbereich des Art. 5 I 1 GG

Das Verbot der Verwendung des Wahlplakates beinhaltet einen
Eingriff in das Grundrecht der Meinungsfreiheit (Art. 5 I 1 Alt. 1 GG),
welches auch für N als inländische juristische Person gilt67. Unge-
achtet ihres strafrechtlich relevanten Gehaltes enthält das Plakat ein
vom Schutzbereich des Art. 5 I 1 GG umfasstes Werturteil. Jeder-
mann hat insbesondere in der öffentlichen Auseinandersetzung und
zumal im politischen Meinungskampf das Recht, auch in überspitzter
und polemischer Form Kritik zu üben68. Dass eine Aussage scharf
und überspitzt formuliert ist, entzieht sie nicht dem sachlichen
Schutzbereich des Art. 5 I 1 GG69.

64 Das OVG Greifswald prüfte dennoch zusätzlich einen Verstoß gegen die öffentliche
Ordnung und bejahte diesen. Dies dürfte sich daraus erklären, dass der Senat seinen
Beschluss zusätzlich argumentativ absichern wollte, zumal der Sächsische General-
staatsanwalt die Verwendung eines solchen Plakates im dortigen Wahlkampf nicht
als Verstoß gegen § 130 I Nr. 2 StGB wertete.

65 Vgl. Pieroth/Schlink/Kniesel , Polizei- und Ordnungsrecht, 4. Aufl. 2008, § 9 Rn. 8;
Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 6. Aufl. 2009, Rdn. 232.

66 Vgl. in diesem Zusammenhang BVerwGE 115, 189, 202- Laserdrome.
67 Vgl. Bethge, in: Sachs, GG, Art. 5 Rdn. 24; Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.),

Grundgesetzkommentar, Band I, 2. Aufl. 2004, Art. 5 I, II Rdn. 116.
68 BVerfG, 2 BvR 2179/09 vom 24.9.2009, Abs. 3, http://www.bverfg.de/entschei-

dungen/ rk20090924_2bvr217909.html unter Verweis auf BVerfG, NJW 1992,
2750.

69 BVerfGE 61, 1, 7 f.; 93, 266, 289.
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(b) Verfassungsrechtliche Rechtfertigung des Eingriffs

Eine inhaltliche Begrenzung von Meinungsäußerungen kommt
nach Art. 5 Abs. 2 GG unter anderem durch die allgemeinen Gesetze
in Betracht. Unter allgemeinen Gesetzen versteht das BVerfG in
ständiger Rechtsprechung seit dem Lüth-Urteil aus dem Jahre
195870 solche Gesetze, die sich nicht gegen die von Art. 5 I 1 GG
gewährleisteten Freiheitsrechte an sich richten, sondern den
Schutz eines schlechthin, ohne Rücksicht auf eine bestimmte Mei-
nung zu schützenden Rechtsgutes dienen71. Bei § 130 Abs. 1 StGB
handelt es sich um ein allgemeines Gesetz in diesem Sinne, „wel-
ches dem Schutz der Menschlichkeit dient und seinen verfas-
sungsrechtlichen Rückhalt letztlich in Art. 1 I GG findet“72. 

Die aus allgemeinen Gesetzen sich ergebenden Grenzen der
Grundrechte des Art. 5 I GG müssen allerdings nach der sog.
„Wechselwirkungstheorie“ ihrerseits im Lichte der Grundrechte
gesehen werden. Die wertsetzende Bedeutung des Art. 5 I 2 GG
muss bereits auf der Normanwendungsebene zur Geltung zu kom-
men und zwingt die Fachgerichte bei mehrdeutigen Äußerungen
dazu, wollen sie die zur Anwendung sanktionierender Normen
führende Deutung zu Grunde legen, andere Auslegungsvarianten
mit „nachvollziehbaren und tragfähigen Gründen auszuschlie-
ßen73. Die Wahrung der wertsetzenden Bedeutung der Meinungs-
freiheit erfordert im Rahmen der auslegungsfähigen Tatbestands-
merkmale des einfachen Rechts eine fallbezogene Abwägung zwi-
schen der Bedeutung der Meinungsfreiheit und dem Rang des
durch die Meinungsfreiheit beeinträchtigten Rechtsguts. Das
Ergebnis dieser Abwägung ist verfassungsrechtlich nicht vorgege-
ben, sondern hängt von den Umständen des Einzelfalles ab 

Diesen (sehr anspruchsvollen) verfassungsrechtlichen Maßstä-
ben ist das OVG Greifswald im „Wahlplakatsfall“ gerecht gewor-
den74. Die erforderliche einzelfallbezogene Abwägung zwischen
der Bedeutung der Meinungsfreiheit und dem Rang des durch
die Meinungsfreiheit beeinträchtigten Rechtsguts wurde zutref-
fend vorgenommen. Die Abwägung musste hier zwingend zu dem
Ergebnis führen, dass die Belange der Meinungsfreiheit nach Beja-
hung der tatbestandlichen Voraussetzungen des § 130 I Nr. 2 StGB
nicht mehr berücksichtigt werden konnten. Dies ergibt sich daraus,
dass die Menschenwürde im Verhältnis zur Meinungsfreiheit nicht
abwägungsfähig ist75 und die Fachgerichte diesen die Belange der
Meinungsfreiheit verdrängenden Effekt beachten müssen76. Die
Ordnungsverfügung erweist sich somit auch im Lichte des Grund-
rechts der Meinungsfreiheit als verhältnismäßig. 

(c) Vereinbarkeit der Verfügung mit Art. 21 I 1 GG

Aus dem oben Gesagten ergibt sich zugleich, dass die Aufforde-
rung an die NPD zum Abhängen der Plakate keinen unverhältnis-
mäßigen Eingriff in den durch Art. 21 I 1 GG gewährleisteten
besonderen verfassungsrechtlichen Status politischer Parteien
beinhaltet. Dieser garantiert zwar deren grundsätzliche Mitwir-
kung an der politischen Willensbildung und auch die Beteili-
gung an Wahlen. Dazu gehört auch, dass den Parteien die Mög-
lichkeit zu einer angemessenen Wahlkampfwerbung gegeben
wird77. Dies rechtfertigt allerdings nicht, dass durch Aussagen im
Wahlkampf gegen Strafgesetze verstoßen wird. 

Nach alledem war die Verfügung des Landrats vom 02.09.2009
rechtmäßig. Auch Anhaltspunkte für eine Unzweckmäßigkeit der
Entscheidung sind nicht ersichtlich.

IV. Ergebnis

Der Widerspruch der N bleibt erfolglos.

Aufgabe 2:

Landkreis Uecker-Randow
Der Landrat78

An der Kürassierkaserne 9
17309 Pasewalk

Gegen Empfangsbekenntnis79

Herrn Rechtsanwalt80

Dr. Fritz Brago
Gerberbruch 14
17309 Pasewalk

Pasewalk, 15.09.2009
Aktenzeichen 01214, Sachbearbeiter: Maier, Tel.: 03843/236-230

Ordnungsverfügung gegen Ihre Mandantin, den Kreisverband der
Nationaldemokratischen Partei Deutschlands, Kreisverband Uecker-
Randow e.V., xyz-Straße 9, 17309 Pasewalk wegen Wahlplakaten

Widerspruch Ihrer Mandantin – hier eingegangen am 04.09.2009
– gegen meinen Bescheid vom 02.09.2009

Sehr geehrter Dr. Brago, 
auf den oben bezeichneten Widerspruch erlasse ich den folgenden

Widerspruchsbescheid

1. Ich weise den Widerspruch zurück.
2. Die Kosten des Verfahrens hat Ihre Mandantin zu tragen.
3. Dieser Bescheid ergeht gebührenfrei. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen meinen Bescheid vom 02.09.200981 kann ihre Mandantin
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Widerspruchsbescheids
Klage vor dem Verwaltungsgericht Greifswald82, Domstraße 7, 19234
Greifswald erheben. 

70 BVerfGE 7, 198, 209 f. Eingehend zur historischen Entwicklung der wissenschaftli-
chen Auseinandersetzung um den Begriff des „allgemeinen Gesetzes“ Schulze-Fie-
litz, Fußn. 67, Art. 5 I, II Rdn. 136 ff.

71 BVerfGE 111, 147, 155; 113, 63, 79; 117, 244, 260; 120, 180, 200; Bethge, Fußn. 67,
Art. 5 Rdn. 143 ff.

72 BVerfG, 2 BvR 2179/09 vom 24.09.2009, Abs. 5, http://www.bverfg.de/entschei-
dungen/rk20090924_2bvr217909.html unter Verweis auf BVerfGE 90, 241, 251.

73 BVerfGE 82, 43, 52; 85, 1, 13 f.; 93, 266, 295 f.; 94, 1, 9; 114, 339, 349.
74 BVerfG, 2 BvR 2179/09 vom 24.09.2009, Abs. 10 ff, http://www.bverfg.de/entschei-

dungen/rk20090924_2bvr217909.html. Das Gericht bescheinigt dem OVG Greifs-
wald insbesondere eine willkürfreie Gesamtwürdigung von textlicher und bildlicher
Ausgestaltung der Plakate. Dabei seien die vom BVerfG entwickelten verfassungs-
rechtlichen Maßstäbe zur Ermittlung des objektiven Sinngehalts und zur Behandlung
mehrdeutiger Äußerungen zutreffend angewendet worden.

75 BVerfG, 2 BvR 2179/09 vom 24.09.2009, Abs. 16, http://www.bverfg.de/entschei-
dungen/rk20090924_2bvr217909.html unter Verweis auf BVerfGE 93, 266, 293.

76 BVerfG, 2 BvR 2179/09 vom 24.09.2009, Abs. 16, http://www.bverfg.de/entscheidun-
gen/rk20090924_2bvr217909.html unter Verweis auf BVerfG, NJW 2008, 2907, 2909.

77 Zu den daraus resultierenden Folgen bezüglich der Chancengleichheit bei der Ertei-
lung von Sondernutzungserlaubnissen für das Aufhängen von Wahlplakaten auf
öffentlichen Straßen siehe die Fallbearbeitung von Biermann, DVP 2005, 508 ff.

78 Die Identität von Ausgangs- und Widerspruchsbehörde folgt aus § 73 I 2 Nr. 2
VwGO; § 124 II KV M-V.

79 Gem. § 5 IV VwZG kann an Rechtsanwälte gegen Empfangsbekenntnis zugestellt
werden.

80 Gem. § 7 I 2 VwZG ist die Zustellung an den Rechtsanwalt obligatorisch, da dieser
eine schriftliche Vollmacht vorgelegt hat.

81 Streitgegenstand der Anfechtungsklage ist gem. § 79 I Nr. 1 VwGO grundsätzlich der
Ausgangsbescheid in Gestalt des Widerspruchsbescheids.

82 Die sachliche und örtliche Zuständigkeit des VG Greifswald folgt aus §§ 45, 52 Nr. 3
VwGO i.V.m. 10 III GStrG M-V.
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Aufgabe 1

Es soll eine Beamtenstelle intern neu besetzt werden. Dabei fallen
die nachfolgenden Arbeitsschritte an:

Zunächst prüft der Abteilungsleiter im Personalamt, ob eine Wie-
derbesetzungssperre vorliegt. Falls das nicht der Fall ist, kann eine
Ausschreibung erfolgen. Für die Ausschreibung leitet der Abtei-
lungsleiter die Unterlagen an den zuständigen Sachbearbeiter im Per-
sonalamt. Dieser nimmt zunächst Kontakt mit der Dienststelle auf, in
welcher die Stelle besetzt werden soll, um das konkrete Anforde-
rungsprofil der vakanten Stelle abzustimmen. Gleichzeitig informiert
er den Personalrat über die zukünftige Stellenausschreibung. Danach
diktiert er den Ausschreibungstext mit der dazugehörigen Verfügung
und leitet diese Diktate zum Schreiben an das Sekretariat Personal-
amt. Dieses leitet die geschriebenen Texte an den Sachbearbeiter
zurück, der die Texte auf Fehlerfreiheit überprüft. Dann gehen Aus-
schreibungstext und Verfügung über den Abteilungsleiter und den
Fachbereichleiter, die die Texte durch ihre Weitergabe jeweils abseg-
nen, an den zuständigen zeichnungsbefugten Dezernenten. Nach der
Unterschrift des Dezernenten werden Ausschreibung und Verfügung
an die Poststelle geleitet, die die Stellenausschreibung an alle Dienst-
stellen verteilt. Abschließend geht die Verfügung von der Poststelle
an den zuständigen Sachbearbeiter zurück, der diese dann ablegt. 

Aufgaben

1.1 Nennen Sie die definitorischen Merkmale einer Stelle. Führen Sie
aus, welche Stellenarten unterschieden werden können und was
die besonderen Aspekte der Stellenarten sind.

1.2 Erläutern Sie, was unter der „Durchlaufzeit“ verstanden wird,
aus welchen Komponenten sie sich zusammensetzt und welche
Bedeutung diese für die Analyse von Arbeitsabläufen hat.

1.3 Erläutern Sie die Bausteine der „Arbeitsablaufdarstellung“ und
welche Erkenntnisse für die Analyse eines Arbeitsablaufes mit
Hilfe der Technik der „Arbeitsablaufdarstellung“ gewonnen wer-
den können.

1.4 Beschreiben Sie kurz die Technik der Blockdiagrammdarstel-
lung. Gehen Sie dabei auch auf Gestaltungshinweise bei der Ver-
wendung dieser Technik und auf die Vorzüge dieses Verfahrens
ein. Treffen Sie eine Entscheidung, ob Sie der Blockdiagramm-
technik oder der Technik der Arbeitsablaufdarstellung im Rah-
men der Analyse von Arbeitsabläufen den Vorzug geben würden.

1.5 Was können Sie zur Verbesserung des Arbeitsablaufs im vorlie-
genden Fall ableiten?

Aufgabe 2

Im Zusammenhang mit der Umstrukturierung des Beschaffungs-
wesens kommt die Frage auf, ob die Stellen damit neu bewertet wer-
den müssen.

Aufgaben

2.1 Nennen, klassifizieren und erläutern Sie die grundsätzlichen
Verfahren, die für die Bewertung von Stellen in Betracht kommen. 

2.2 Erläutern Sie das sog. „Genfer Schema“ und bringen Sie es in
Bezug zu den Stellenbewertungsverfahren.

2.3 Das Beschaffungswesen der Büromaterialien ist mit beamteten
Sachbearbeitern und angestellten Schreibkräften besetzt. Wie
erfolgt die Bewertung der Stellen?

2.4 Die Stellenbewertung soll aus der konkreten, am Arbeitsplatz im
Einzelfall auszuführenden Tätigkeit die jeweilige Besoldung
ableiten. Erfüllen alle in der Dienstpostenbewertung für Beamte
ausgewiesenen Bewertungsmerkmale diesen Anspruch? Nen-
nen Sie die einzelnen Bewertungsmerkmale und entscheiden
Sie, ob diese Forderung erfüllt ist oder nicht. 

2.5 Der TVöD sieht im § 18 eine leistungsorientierte Bezahlung für
die öffentlichen Arbeiter und Angestellten vor. Führen Sie aus,
welche Ziele mit einer leistungsorientierten Bezahlung verfolgt
werden, wie diese leistungsorientierte Bezahlung umgesetzt
werden soll und welche Kernprobleme dabei zu lösen sind.  

Aufgabe 3

In der kommunalen Musikschule wird in fünf verschiedenen Be-
reichen ausgebildet.

Dieses sind die „Früherziehung“, die „Grundausbildung“, die
„Masterklassen“ und der „Instrumentalunterricht“. Beim Instrumen-
talunterricht wird noch einmal differenziert in Standard (45 Minuten)
und Intensiv (90 Minuten).

Während der Instrumentalunterricht als Einzelunterricht durchge-
führt wird, erfolgt die andere Ausbildung im Klassenverband.

Es liegen insgesamt 200 Anmeldungen vor. Davon entfallen 41
Anmeldungen auf den Instrumentalunterricht „Standard“ und 29
Anmeldungen auf den Instrumentalunterricht „Intensiv“. Für die
„Früherziehung“ haben sich 50 SchülerInnen angemeldet, die „Grund-
ausbildung“ nehmen ebenfalls 50 SchülerInnen in Anspruch und für die
„Masterklassen“ gibt es 30 Anmeldungen. Die wöchentliche Unter-
richtsverpflichtung beträgt bei der „Früherziehung“ 75 Minuten, bei
der „Grundausbildung 90 Minuten und bei den „Masterklassen“ 120
Minuten. Gemäß den politischen Vorgaben soll bei der „Früherzie-
hung“ und der „Grundausbildung“ eine Klassenstärke von 10 Schüler-
Innen und bei den Masterklassen eine Klassenstärke von 5 Schüler-
Innen nicht überschritten werden. 

In der Musikschule unterrichten 4 LehrerInnen hauptamtlich
(davon 2 mit einer ganzen und 2 mit einer halben Stelle) und mehrere
LehrerInnen nebenamtlich. Die wöchentliche Lehrverpflichtung
einer hauptamtlichen ganzen Stelle beträgt 1300 Minuten und einer
nebenamtlichen Stelle durchschnittlich 350 Minuten.

Aufgaben 

3.1 Wie viele nebenamtliche LehrerInnen werden unter den vorlie-
genden Bedingungen benötigt?

3.2 Wie viel nebenamtliche LehrerInnen sind zusätzlich erforder-
lich, wenn für die hauptamtlichen Lehrkräfte 5 Prozent ihrer
Lehrverpflichtung für Fortbildungsmaßnahmen ausfällt und ein
Hauptamtler mit halber Stelle krankheitsbedingt keinen Unter-
richt mehr erteilen kann? 

3.3 Erläutern Sie die Problematik der Rundung von Nachkomma-
stellen und entwickeln Sie Lösungsansätze dazu.

* Prof. Dr. Rainer Gebhardt lehrt an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung des
Landes Nordrhein-Westfalen in Bielefeld Öffentliche Betriebswirtschaftslehre.

Rainer Gebhardt*
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Lösungsskizze

Aufgabe 1

1.1 Nennen Sie die definitorischen Merkmale einer Stelle.
Führen Sie aus, welche Stellenarten unterschieden wer-
den können und was die besonderen Aspekte der Stellen-
arten sind.

Die Stelle
- ergibt sich aus der Aufgabenkombination gem. der Aufgaben-

synthese,
- ist die kleinste organisatorische Einheit, die dauerhaft Aufgaben

erfüllt,
- erfordert für die zu erfüllenden Aufgaben die Zuweisung ent-

sprechender Kompetenz und Verantwortung (AKV-Prinzip),
- ist losgelöst von einer konkreten Person,
- d.h. sie beschreibt den Arbeitsbereich einer abstrakten, mit Normal-

arbeitskraft und unter Einsatz von Sachmitteln arbeitenden Person,
- ist losgelöst von einem speziellen Erfüllungsort (den räumlichen

Bezug der Stelle beschreibt der Begriff des Arbeitsplatzes). 

An Stellenarten werden unterschieden:
- Ausführungsstelle bzw. Realisationsstelle. In diesen Stellen

erfolgt die unmittelbare Leistungserstellung. 
- Stabsstelle. Dieses sind Personen oder Personengruppen, die

allein einer Instanz zugeordnet sind, von diesen Weisungen
erhalten und deren Aufträge durchführen. Sie stehen außerhalb
der Linie und können der Linie keine Weisungen erteilen.

- Instanz. Dieses ist eine Leitungsstelle. Durch Übertragung von
Führungs- Weisungs- und Kontrollrechten an eine Realisations-
stelle wird aus dieser eine Instanz.

1.2 Erläutern Sie was unter der „Durchlaufzeit“ verstanden
wird, aus welchen Komponenten sie sich zusammensetzt
und welche Bedeutung diese für die Analyse von Arbeits-
abläufen hat.

Die Durchlaufzeit ist die für die Erledigung einer Arbeitsaufgabe
aufzuwendende Gesamtzeit, beginnend mit der Auftragserteilung
(Antragstellung, Einleitung eines Verfahrens der Behörde, Einrei-
chung einer Beschwerde etc.) und endend mit der Abgabe des Pro-
duktes (Aushändigung des Personalausweises, Zustellung eines
Bescheides, Stellungnahme zur Beschwerde etc.)

Die Durchlaufzeit setzt sich zusammen aus der Bearbeitungszeit
und der Übergangszeit. Die Bearbeitungszeit besteht aus der Rüstzeit
und der Nutzarbeitszeit (Nutzarbeitszeit = Einarbeitungszeit und
Ausführzeit). Die Übergangszeit setzt sich zusammen aus der Trans-
portzeit und der Liegezeit vor und nach der Bearbeitung. 

Zur Optimierung von Arbeitsabläufen (Prozessoptimierung) ist
die Analyse der Durchlaufzeit der erste Schritt und der zentrale
Ansatzpunkt für Verbesserungen des Arbeitsablaufs.

1.3 Erläutern Sie die Bausteine der „Arbeitsablaufdarstel-
lung“ und welche Erkenntnisse für die Analyse eines
Arbeitsablaufes mit Hilfe der Technik der „Arbeitsablauf-
darstellung“ gewonnen werden können.

Die Arbeitsablaufdarstellung, auch Arbeitsablaufdarstellung nach
Tätigkeitsarten genannt, ist von der KGSt entwickelt worden und
besteht inhaltlich aus drei Bausteinen.

Nachdem eingehend Informationen zur Einordnung des Arbeits-
ablaufs in übergeordnete Zusammenhänge gegeben werden können

(Amt, Abteilung, Sachgebiet etc.), werden die Arbeitsschritte des
Arbeitsablaufs im ersten (linken) Abschnitt des Formulars nach
Tätigkeitsarten unterschieden. Diese Tätigkeitsarten sind Bearbei-
tung, Weiterleitung, Prüfung, Aufenthalt und Ablage. Zusätzlich kön-
nen hier Spalten für die benötigte Zeit in Minuten, für zu über-
brückende Wege in Meter oder die Information, ob ein Vordruck zu
verwenden ist, eingefügt werden.

Informationen, die aus der Analyse dieses Arbeitsschrittes gewon-
nen werden können, setzen bei den jeweiligen Tätigkeitsarten an.
Während die Bearbeitung grundsätzlich einen produktiven Arbeits-
schritt darstellt, sind Weiterleitung und Aufenthalt unproduktiv und
Ansatzpunkte für Prozessoptimierungen. Die Ablage ist letztendlich
zwar notwendig, erlaubt aber, ebenso wie die Bearbeitung, im
Zusammenhang mit weiteren Informationen dieses Bausteins (Zeit in
Minuten, Verwendung eines Vordruckes) auch Aussagen zur Prozess-
optimierung. Bei der Prüfung, die als Tätigkeitsmerkmal nur im
Sinne einer Überprüfung der Arbeitsleistung eines Mitarbeiters zu
verwenden ist, stellt sich immer die grundsätzliche Frage nach der
Notwendigkeit dieses Arbeitsschrittes. Im Maße, wie eine Prüfung
überflüssig ist, reduziert sich die Durchlaufzeit durch verringerte
Nutzarbeitszeit und Rüstzeit sowie durch den Wegfall von Transport-
und Liegezeiten. 

Nachdem im mittleren Bereich des Formblattes die Arbeitsschritte
kurz schriftlich dargestellt werden (zweiter Baustein) wird im rechten
Bereich des Formblattes abgebildet, welcher Bearbeiter die jeweili-
gen Arbeitsschritte ausführt. Die Analyse dieses Teils der Arbeitsab-
laufdarstellung gibt Auskunft darüber, wie viel unterschiedliche Bear-
beiter am Arbeitsprozess beteiligt sind und dementsprechend, wie viel
Bearbeiterwechsel (Transportzeit, Liegezeit und Rüstzeit erhöhen
sich) den Arbeitsprozess kennzeichnen.

1.4 Beschreiben Sie kurz die Technik der Blockdiagrammdar-
stellung. Gehen Sie dabei auch auf Gestaltungshinweise
bei der Verwendung dieser Technik und auf die Vorzüge
dieses Verfahrens ein. Treffen Sie eine Entscheidung, ob
Sie der Blockdiagrammtechnik oder der Technik der
Arbeitsablaufdarstellung im Rahmen der Analyse von
Arbeitsabläufen den Vorzug geben würden. 

Bei der Blockdiagrammtechnik (oder auch Flußdiagrammtechnik
genannt) werden die Arbeitsabläufe durch Symbole (Bearbeitung,
Verzweigung, Anschlusspunkt und Grenze) dargestellt und diese
durch Ablauflinien (Flusslinien), die auch eine zeitliche Unterbre-
chung darstellen können, miteinander verbunden. 

Gestaltungshinweise sind:
- Die Abfolge der Tätigkeiten erfolgt von links oben nach rechts

unten oder von links nach rechts,
- Jede Tätigkeit erhält ein neues Rechteck, die Symbole sind

gleich groß,
- Die Tätigkeiten werden in die Symbole geschrieben, 
- Verzweigungen werden kenntlich gemacht, indem die durchge-

hende Linie die „Ja-Linie“ ist und die abknickende Linie die
„Nein-Linie“.

Der Vorteil dieser Technik ist, dass Rückkopplungen und Verzwei-
gungen, also die Struktur von Arbeitsabläufen, gut analysiert werden
können. 

Ob die Blockdiagrammtechnik oder die Arbeitsablaufdarstel-
lung zur Analyse von Arbeitsabläufen besser geeignet ist, hängt
vom Erkenntnisinteresse ab. Soll die Struktur des Arbeitablaufs
analysiert werden, ist die Blockdiagrammtechnik vorzuziehen.
Sollen dagegen Arbeitszeiten und Zuständigkeiten analysiert wer-
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den, sollte die Arbeitsablaufdarstellung gewählt werden. Beide
Techniken ergänzen sich und schließen sich in der Anwendung
keineswegs aus.

1.5 Was können Sie zur Verbesserung des Arbeitsablaufs im
vorliegenden Fall ableiten?

Die Studierenden sollten hier mit ihrer Bearbeitung verdeutlichen,
dass sie den Erkenntnisgewinn der Arbeitsablaufdarstellung zu nut-
zen wissen. 

Zu thematisieren ist dementsprechend,
- die Arbeitsteilung zwischen Abteilungsleiter und Sachbearbeiter

(Prüfung der Wiederbesetzungssperre durch Sachbearbeiter),
- die Arbeitsteilung zwischen Sachbearbeiter und Schreibbüro

(Sachbearbeiter schreibt selbst),
- Die Weiterleitungen und Prüfungen (Sachbearbeiter liefert

direkt dem Dezernenten zu, Abteilungsleiter und Fachbereichs-
leiter erhalten Ausschreibung und Verfügung erst zur Kenntnis,
wenn Dezernent unterschrieben hat). 

Aufgabe 2

2.1. Nennen, klassifizieren und erläutern Sie die grundsätzli-
chen Verfahren, die für die Bewertung von Stellen in
Betracht kommen. 

Die zur Stellenbewertung verwendbaren Verfahren lassen sich
einteilen in: 
a) Summarische Verfahren. (bei diesen Verfahren ergibt sich aus

der wahrgenommenen Gesamtbelastung einer Stelle die Bewer-
tung. Es wird nicht nach verschiedenen Belastungskriterien
unterschieden.)

- Rangfolgeverfahren. Hier werden die zu bewertenden Stellen
in eine Rangfolge gebracht, indem jeweils paarweise geprüft
wird, welche der beiden verglichenen Stellen die höherwerti-
gen Aufgaben erfüllen muss. 

- Gruppierungsverfahren. Hier werden Stellen annähernd glei-
cher Schwierigkeit in einer Gruppe zusammengefasst. Die
Bewertung der konkreten Stellen erfolgt dadurch, dass geprüft
wird, welcher Gruppe die jeweilige Stelle anhand der Gesamt-
belastung zugeordnet werden kann.

b) Analytische Verfahren. (Es werden verschiedene Kriterien der
Stellenbelastung gebildet, diese werden unabhängig voneinan-
der bewertet. Die Gesamtbelastung der Stelle ergibt sich aus der
Addition der Einzelkriterien.)

- Rangreihenverfahren. Hier erfolgt die Bewertung der einzelnen
Kriterien auf einer für alle Kriterien gleichen Skala. Die Gewich-
tung der einzelnen Kriterien erfolgt in einem zweiten, isolierten
Schritt.

- (Stufen-) Wertzahlverfahren. Hier erfolgt die Bewertung der ein-
zelnen Kriterien auf Skalen, in denen die Gewichtung der Krite-
rien eingearbeitet ist. 

2.2. Erläutern Sie das sog. „Genfer Schema“ und bringen Sie
es in Bezug zu den Stellenbewertungsverfahren.

Das „Genfer Schema“ ist die Grundlage der analytischen Stellen-
bewertung. Hier wurde erstmalig die Gesamtbelastung einer Stelle
„analytisch“ in vier Bewertungsmerkmale differenziert, wobei bei

diesen Bewertungsmerkmalen noch einmal zwischen Fachkönnen
und Belastung unterschieden wird.

Bewertungsmerkmale Fachkönnen Belastung

Geistige Anforderung z.B. Kenntnisse z.B. Konzentration

Körperliche Anforderung z. B. Geschicklichkeit z. B. Ausdauer
und Muskelkraft

Verantwortung z.B. für Sachmittel, Mitarbeiter, Termine

Arbeitsbedingungen z.B. Lärm, Staub etc. oder Schichtarbeit

Eine besondere Stellung erlangt das „Genfer Schema“ innerhalb
der analytischen Verfahren für das Stufenwertzahlverfahren der
KGSt, weil sich die Bewertungskriterien des Stufenwertzahlverfah-
rens an eben diesem Schema orientieren.

2.3. Das Beschaffungswesen der Büromaterialien ist mit
beamteten Sachbearbeitern und angestellten Schreibkräf-
ten besetzt. Wie erfolgt die Bewertung der Stellen?

Die Stellen der angestellten Kräfte sind mit dem TVöD zu bewer-
ten. Es handelt sich hier um ein summarisches Verfahren, um das
Gruppierungsverfahren.

Bei der Bewertung der Beamtenstellen ist der Dienstherr nicht zur
Anwendung eines speziellen Verfahrens verpflichtet. Es gibt aber
zumindest zwei Gründe, die eine Anwendung des Stufenwertzahlver-
fahrens zur Bewertung der Stellen nahelegen.

Zum einen handelt es sich hier um ein analytisches Verfahren, das
deutlich exaktere, transparentere und akzeptablere Ergebnisse liefert
als ein summarisches Verfahren. Zum anderen existieren umfangrei-
che Vorarbeiten der KGSt bei der Entwicklung eines geeigneten Stu-
fenwertzahlverfahrens für die Dienstpostenbewertung von Beamten,
so dass der Dienstherr das Instrumentarium zur Stellenbewertung
nicht neu entwickeln muss, sondern ein bekanntes und bewährtes
Verfahren zum Einsatz bringen kann. 

2.4. Die Stellenbewertung soll aus der konkreten, am Arbeits-
platz im Einzelfall auszuführenden Tätigkeit die jeweilige
Besoldung ableiten. Erfüllen alle in der von der KGSt ent-
wickelten Dienstpostenbewertung für Beamte ausgewie-
senen Bewertungsmerkmale diesen Anspruch? Nennen
Sie die einzelnen Bewertungsmerkmale und entscheiden
sie, ob diese Forderung zutrifft oder nicht. 

In der Dienstpostenbewertung für Beamte werden sieben Bewer-
tungsmerkmale genannt.

- Schwierigkeitsgrad der Informationsverarbeitung (Forderung
erfüllt),

- Schwierigkeitsgrad der dienstlichen Beziehung (Forderung
erfüllt),

- Grad der Selbstständigkeit (Forderung erfüllt),
- Grad der Verantwortung (Ausführungsverantwortung) (Forde-

rung erfüllt),
- Grad der Verantwortung (Alternative für Stellen mit Ressourcen-

verantwortung) (Forderung erfüllt),
- Grad der Vor- und Ausbildung (Forderung nicht erfüllt),
- Grad der Erfahrung (Forderung erfüllt).

Die Dienstpostenbewertung für Beamte leitet die Stellenbewer-
tung aus sieben Bewertungsmerkmalen ab. Unter diesen sieben
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Bewertungsmerkmalen wird die Einstufung der Stelle nach dem
Grad der Vor- und Ausbildung nicht aus den konkreten Arbeitsaufga-
ben am Arbeitsplatz, sondern aus der für diese Stelle benötigten Lauf-
bahnqualifikation abgeleitet. Damit erfolgt die Einstufung nicht wie
bei den anderen Merkmalen unmittelbar über die konkret am Arbeits-
platz auszuübenden Tätigkeiten, sondern lediglich indirekt aus den
Vorgaben der Stellenbeschreibung. 

2.5. Der TVöD sieht im § 18 eine leistungsorientierte Bezah-
lung für die öffentlichen Arbeiter und Angestellten vor.
Führen Sie aus, welche Ziele mit einer leistungsorientier-
ten Bezahlung verfolgt werden, wie diese leistungsorien-
tierte Bezahlung umgesetzt werden soll und welche Kern-
probleme dabei zu lösen sind.

Eine leistungsorientierte Bezahlung verfolgt folgende Ziele: 
- Ausgehend von einer Steigerung der Leistungsmotivation der

Mitarbeiter durch den (im Vergleich zum alten Tarifsystem)
unmittelbareren und transparenteren Zusammenhang von Lei-
stung und Entlohnung,

- soll eine effizientere, effektivere und flexiblere Erbringung der
Sachziele erreicht werden,

- was im Weiteren zur Verbesserung der Kundenzufriedenheit
führt

- und letztlich auch den Mitarbeiter in seinem Arbeitsumfeld
zufriedener macht.

Aus allem folgen zentrale wirtschaftliche Vorteile. Die Dienstlei-
stungsproduktion der Verwaltung wird verbessert, Ausschuss und
Reklamationen sinken und Mitarbeiterausfälle verringern sich.

Umgesetzt werden soll die leistungsorientierte Entlohnungskom-
ponente durch

- Leistungsprämien
Die Leistungsprämie erfolgt als Einmalzahlung auf Grund der
individuellen Leistung des jeweiligen Beschäftigten.

- Erfolgsprämien 
Mit einer Erfolgsprämie kann der wirtschaftliche Jahresgesam-
terfolg des Beschäftigten honoriert werden. 

- Leistungszulagen 
Die Leistungszulage versteht sich als eine nur befristete und
üblicherweise monatliche Zahlung für überdurchschnittliche
Leistungen des Beschäftigten.

Die zu lösenden Probleme bei der Umsetzung der leistungsbezo-
genen Entlohnungskomponente beginnen bei der Frage, ob die Vor-
aussetzungen dafür, über monetäre Anreize eine zielgerichtete Ver-
haltenssteuerung von Mitarbeitern bewirken zu können, in der öffent-
lichen Verwaltung realisiert werden können.

Zum einen erfordert die Gewährung von monetären Leistungs-
komponenten ein aus dem Gesamtzielbündel der öffentlichen Ver-
waltung abgeleitetes schlüssiges, vollständiges und transparentes
Zielsystem das bis auf die Ebene des einzelnen Mitarbeiters herunter-
gebrochen sein muss. Nur bei richtig festgesetzten Einzelzielen
unternehmen die Mitarbeiter genau die Tätigkeiten, die zur Gesamt-
zielerfüllung notwendig sind. Wenn ein solches schlüssiges Zielsy-
stem nicht vorhanden ist, ergeben sich Probleme dergestalt, dass sich
Mitarbeiter nur an dem monetär lohnenden Ziel orientieren, andere
Tätigkeiten aber vernachlässigen (Problem des „multiple tasking“)

Weiterhin ist die Gefahr zu berücksichtigen, dass eine monetäre,
extrinsische Belohnung in der Lage ist die intrinsische Motivation
des Mitarbeiters zu verdrängen. Die Arbeitsleistung erfolgt dann
nicht mehr z.B. wegen der Notwendigkeit der speziellen Situation

oder wegen der Freude an der Aufgabe, sondern weil es dafür Geld
gibt. Es ist zu klären, wie das vermieden werden kann.

Insbesondere bei der Rechtsstellung der öffentlich Bediensteten
stellt sich auch die Frage, ab welcher Höhe eine monetäre Belohnung
ihre Motivationswirkung erzielt. Dieses Problem ist abhängig von
der jeweiligen Bedürfnislage des Mitarbeiters und in einem pauscha-
len System sicherlich nur unzureichend zu lösen.

Neben diesen grundlegenden Problemen ist sodann die Kernfrage
der Leistungserhebung und Leistungsmessung bei den Mitarbeitern
zu klären. Da es sich hier nicht um einfache industrielle Produktions-
tätigkeiten handelt, sondern um die Erstellung qualifizierter Dienst-
leistungen, erfordert die Lösung dieses Kernproblems eine vielschich-
tige und differenzierte Vorgehensweise.

Zu fordern ist hierzu zum einen, dass die Leistungserhebung und
Leistungsbewertung mit vertretbarem wirtschaftlichem und bürokra-
tischem Aufwand erfolgen muss, zum anderen aber auch, dass die
Ergebnisse der Leistungserhebung und Leistungsmessung von allen
Beteiligten als nachvollziehbar und gerecht eingestuft werden müs-
sen, da ansonsten die Gefahr besteht, dass aus dem beabsichtigten
„Motivationssystem“ ein „Demotivationssystem“ wird. 

Aufgabe 3

3.1. Wie viele nebenamtliche LehrerInnen werden unter den
vorliegenden Bedingungen benötigt?

Belastung Nebenamtler
Stellebedarf Nebenamtler =

Kapazität Nebenamtler

Belastung Nebenamtler = Gesamtbelastung minus Kapazität Hauptamtler

Wöchentliche Gesamtbelastung:

Instrument Anmel- Anzahl Unterrichts Wöchentl.
dungen der Klassen minuten Belastung

Instrumental Standard 41 45 1.845 Min.

Instrumental Intensiv 29 90 2.610 Min.

Früherziehung 50 5 75 375 Min.

Grundausbildung 50 5 90 450 Min.

Masterklasse 30 6 120 720 Min.

6.000 Min.

Wöchentliche Kapazität Hauptamtler:
2 Hauptamtler mit ganzer Stelle 2 x 1.300 = 2.600 Min.
2 Hautpamtler mit halber Stelle 3 x 650 = 1.300 Min.

3.900 Min.

Wöchentl. Belastung Nebenamtler = 6.000 Min. - 3.900 Min. = 2.100 Min.

2.100 Min.
Stellenbedarf Nebenamtler  = =  6 Nebenamtler

350

3.2. Wie viel nebenamtliche LehrerInnen sind zusätzlich erfor-
derlich, wenn für die hauptamtlichen Lehrkräfte 5 Pro-
zent ihrer Lehrverpflichtung für Fortbildungsmaßnah-
men ausfällt und ein Hauptamtler mit halber Stelle krank-
heitsbedingt keinen Unterricht mehr erteilen kann?
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(EuGH, Entscheidungen v. 20.01.2009 – Rs C-350/06 und Rs 
C-520/06) 

Einzelstaatliche Regelungen und Gepflogenheiten, nach denen der
Anspruch auf Jahresurlaub verfällt, wenn der Arbeitnehmer dauer-
haft erkrankt ist, widersprechen Art. 7 der Richtlinie 2003/88/EG.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Ausgangspunkt

Nach deutschem Recht muss der Jahresurlaub eines Arbeitneh-
mers in dem Jahr, in welchem der Urlaubsanspruch entsteht, von die-
sem beantragt und vom Arbeitgeber gewährt werden. Ausnahmswei-
se ist eine Übertragung des Urlaubsanspruches auf das folgende Jahr
möglich, wobei im Rahmen des Übergangszeitraumes nach § 7 Abs.
3 Satz 3 des Bundesurlaubsgesetzes (BUrlG) der Urlaub bis Ende
März gewährt und genommen werden muss. Der Übertragungszeit-
raum von drei Monaten kann durch tarifvertragliche oder andere
Regelungen verlängert werden.

Die Entscheidung des EuGH

Der EuGH hatte sich mit der Frage zu befassen, ob einem Arbeit-
nehmer im öffentlichen Dienst, der krankheits- und erwerbsunfähig
bedingt seine Jahresurlaube aus den Jahren 2004 und 2005 nicht mehr
nehmen konnte, die Auszahlung der Urlaubsansprüche verlangen
kann. Das LAG Düsseldorf hatte diese Rechtsfrage nach Art. 234
EGV unter Hinweis auf Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG vom
04.11.2003 dem EuGH vorgelegt, nachdem das vorinstanzliche
Arbeitsgericht Düsseldorf die Klage des Arbeitnehmers aufgrund der

bisherigen Rechtsprechung des BAG zuungunsten des Arbeitneh-
mers abgewiesen hatte.

Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG sieht vor, dass der bezahl-
te Mindesturlaub außer bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses
nicht durch eine finanzielle Vergütung ersetzt werden darf. Der
EuGH bestätigte zunächst die deutsche Regelung, wonach der An-
spruch auf Jahresurlaub am Ende des Kalenderjahres, spätestes bis
zum Ende des Übertragungszeitraumes nach § 7 Abs. 3 BUrlG zu
gewähren und zu nehmen ist. Auch bestehe grundsätzlich keine Ver-
pflichtung des Arbeitgebers, den Anspruch auf Jahresurlaub bei
Krankheit auszuzahlen.

Hat allerdings der Arbeitnehmer, so der EuGH, keine Möglichkeit
den Jahresurlaub wegen Krankheit im Kalenderjahr oder dem Über-
tragungszeitraum anzutreten, bleibt der Anspruch auf Jahresurlaub
bestehen und muss nachgewährt werden. Soweit der Jahresurlaub
wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht angetreten werden
kann, ist der Arbeitgeber verpflichtet den Urlaubsanspruch auszuzah-
len. Die Auszahlung bezieht sich allerdings nur auf den gesetzlichen
Urlaubsanspruch, der nach § 3 Abs. 1 BurlG 24 Werktage beträgt.
Soweit weitergehende (tarif)vertragliche oder andere Regelungen
eine Erhöhung des Jahresurlaubsanspruches über den Zeitraum von
24 Werktagen vorsehen, sind diese Regelungen von der Entscheidung
des EuGH nicht betroffen, entsprechende Ansprüche verfallen.

Änderung der Rechtsprechung des BAG

Das im streitigen Verfahren erstinstanzliche Arbeitsgericht hatte
unter Hinweis auf die bisherige Rechtsprechung des BAG zuunguns-
ten des Arbeitnehmers entschieden. Die Rechtsprechung des BAG zu
§ 7 Abs. 3 und 4 BurlG sah bisher vor, dass der Urlaubsanspruch
erlischt, wenn der Urlaubsanspruch aufgrund einer krankheitsbe-
dingten Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers bis zum Ende des
Übertragungszeitraumes nicht erfüllt werden kann. 

In seiner Entscheidung vom 24.03.2009 gibt das BAG unter Hin-
weis auf die Entscheidung des EuGH diese Rechtsprechung auf.

Rainer Gebhardt Organisationslehre

123DVP 3/10 · 61. Jahrgang

5 % v. 33.900 Min. plus 90 % von 650 Min.  = 780 Min.

780 Min.
Zusätzlicher Stellenbedarf Nebenamtler = = 2,23 Stellen 

350 Min. 

Es sollten 2 Kräfte mit voller Lehrverpflichtung von 350 Wochenmi-
nuten und 1 Kraft mit einer 25 % Stelle eingestellt werden. 

3.3. Erläutern Sie die Problematik der Rundung von Nach-
kommastellen und entwickeln Sie Lösungsansätze dazu.

Eine Rundung der Nachkommastellen nach den üblichen Run-
dungsregeln (bis vier wird abgerundet, ab fünf wird aufgerundet)
birgt immer das Problem der Ausweisung einer zu geringen oder
einer zu hohen Stellenzahl. Dieses Problem wird umso deutlicher, je
geringer die absolute Stellenzahl ist. Würde der errechnete Stellenbe-
darf von z.B. 2,44 Stellen auf 2 Stellen abgerundet, ergäbe das eine
Mehrbelastung pro verbliebener Stelle bei einer 41 Stunden Woche
von 9,02 Stunden pro Woche. Bei einer großen absoluten Stellenzahl
von z.B. 1.000 Stellen, könnte diese Problematik vernachlässigt wer-
den, denn jetzt würde pro errechneter Stelle nur eine Mehrarbeit von
etwa 1 Minute pro Woche anfallen, wäre aber immer noch nicht gelöst.

Auf der anderen Seite wird bei einer Aufrundung der Nachkom-
mastellen den einzurichtenden Stellen eine zu geringe Belastung
zugewiesen. 2,45 Stellen z.B. auf 3 Stellen aufzurunden würde
bedeuten, dass den einzurichtenden Stellen eine Unterauslastung von
mehr als 11 Stunden pro Woche zugewiesen wird.

Das Problem ändert sich auch nur marginal, wenn statt auf volle
Stellen auf halbe Stellen „normal“ gerundet wird.

Eine Lösung dieser Problematik kann entweder in einer exakten
Teilzeit-Stellenbildung liegen oder durch organisatorische Maßnah-
men erfolgen. 

So bietet es sich als Lösung an, eine an dem Prozentanteil der
jeweiligen Nachkommastelle ausgerichtete Stelle einzurichten und
unter Inkaufnahme geringfügiger Rundungsdifferenzen die prozen-
tualen Stellen „nach oben abzurunden“. Wie im obigen Fall ausge-
wiesen, würde bei dem errechneten Nachkommaergebnis von 2,228
Stellen eine Stelle mit 25 % ausgewiesen. 

Daneben kann eine zu geringe oder zu hohe Stellenzahl aufgrund
von Rundungen der Nachkommastellen durch organisatorische Maß-
nahmen ausgeglichen werden. Bei Minderauslastung können der
Stelle zusätzliche Aufgaben – in der eigenen Organisationseinheit
oder in anderen Organisationseinheiten – übertragen werden. Bei
Mehrbelastung muss für zusätzliche Arbeitskapazitätszuweisungen
gesorgt werden.

RECHTSPRECHUNG

Ein Urlaubsanspruch verfällt nicht bei
Krankheit
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Besonderheiten der Entscheidung des EuGH für den öffentlichen
Dienst 

1. Im konkreten Fall konnte sich das LAG Düsseldorf nach der Ent-
scheidung des EuGH unmittelbar auf die EU-Richtlinie beziehen.
Voraussetzung für die Anwendung von EU-Richtlinien ist grundsätz-
lich deren Umsetzung in nationales Recht durch den jeweiligen EU-
Staat. Fehlt es hieran, kann sich der EU-Bürger dennoch auf eine EU-
Richtlinie beziehen, wenn diese dem EU-Bürger Rechte im Verhält-
nis zum jeweiligen EU-Staat verschafft. Dies ist dann der Fall, wenn
die EU-Richtlinie so genau und konkret gefasst ist, dass sie sich zu
einer unmittelbaren Anwendung eignet und sie keine unmittelbare
Verpflichtung für den Einzelnen beinhaltet.

Im Rahmen der sog. „horizontalen Direktwirkung“ scheiden
daher Ansprüche aus EU-Richtlinien unter „Privaten“ aus.

Da unter Staat die gesamte öffentliche Hand fällt, also auch die
öffentlichen Arbeitgeber gemeint sind, konnte sich das LAG im streiti-
gen Fall unmittelbar auf die EU-Richtlinie beziehen, ohne dass es hier-
zu einer Umsetzung der EU-Richtlinie in nationales Recht bedurfte.

2. Für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes bedeutet die Entschei-
dung des EuGH, dass nicht nur die Verfallsregelungen im Tarifrecht, son-
dern auch die im Beamtenrecht, bezogen auf den gesetz-lichen Mindest-
urlaub, nicht mehr haltbar sind. Das Ministerium des Innern und für Sport
Rheinland-Pfalz hat mit Rundschreiben vom 09.07.2009, Az.: 16 124/311
zur europarechtskonformen Auslegung der Regelung zum Urlaubsverfall
bei Krankheit Stellung genommen. Das Rundschreiben sieht im Vorgriff
auf die Novellierung der Urlaubsverordnung folgendes vor:

a) Krankheitsbedingter Resturlaub wird nach Wiedererlangung
der Dienstfähigkeit dem Urlaubsanspruch des laufenden
Urlausjahres hinzugefügt und

b) bei einer krankheitsbedingten Dienstunfähigkeit bis zu Beginn
des Ruhestandes verfällt der bis zu diesem Zeitpunkt nicht rea-
lisierte Urlaubsanspruch. 

3. Zur Anwendbarkeit der EU-Richtlinie und der Entscheidung des
EuGH auf das Beamtenrecht hat das VG Koblenz als erstes Verwal-
tungsgericht allerdings entschieden, dass ein Beamter, anders als ein
Arbeitnehmer, keine finanzielle Abgeltung für Resturlaub verlangen
kann, wenn er vor seiner Versetzung in den Ruhestand seinen Urlaub
nicht nehmen konnte. Das Urteil des EuGH sei auf das Beamtenverhält-
nis wegen der strukturellen Unterschiede zwischen Beamten und
Arbeitsverhältnis nicht übertragbar (siehe auch Web-Seite DVP vom
21.07.2009).

Gegen das Urteil des VG Koblenz wurde Berufung beim OVG
Rheinland-Pfalz eingelegt; das Verfahren wird unter dem Aktenzei-
chen 2 A 10970/09 geführt. 

G.T.

(OVG Lüneburg, Beschl. v. 15.8.2007 – 10 LA 271/06)

1. Es widerspricht dem Kommunalabgabenrecht, in einer Straßen-
baubeitragssatzung für eine Anliegerstraße einen Beitrag der Anlie-
ger vorzusehen, der unter 50 % der umlagefähigen Kosten liegt.

2. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann diese rechtswidrige Sat-
zungsregelung beanstanden.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung

Grundsätzlich verwalten die Gemeinden ihre Angelegenheiten im
Rahmen der Gesetze in eigener Verwaltung. Dies kommt in der
Selbstverwaltungsgarantie des Grundgesetzes zum Ausdruck. Dabei
sind die Gemeinden bei Ausübung ihrer Selbstverwaltung an Recht
und Gesetz gebunden. 

So stellt das Land durch seine Aufsicht sicher, dass die Selbstver-
waltungskörperschaften die Gesetze beachten. Ein Einschreiten der
Kommunalaufsicht ist aber geboten und notwendig, wenn eine Ge-
meinde eine Straßenausbaubeitragsatzung erlässt, die gegen das Kom-
munalabgabenrecht und den Gleichbehandlungsgrundsatz verstößt. Es
kann nicht hingenommen werden, dass diese Gemeinde diese Vorga-
ben nicht beachtet.

Das Vorteilsprinzip des Kommunalabgabenrechts beinhaltet nicht nur
eine Obergrenze sondern auch eine Untergrenze, so dass der Anlieger-
anteil bei Anliegerstraßen jedenfalls über 50 % des beitragsfähigen Auf-
wands liegen muss. Der Gemeinde steht es nicht frei, die Höhe des Ge-
meindeanteils und damit die Höhe des Anliegeranteils nach ihrem freien
Ermessen – gewissermaßen unbeschränkt – festzulegen. Hierbei übt die
Gemeinde das ihr zustehende Einschätzungsermessen bei der Fest-
setzung des Anliegeranteils nur dann sachgerecht aus, wenn der durch
den Erlass der Beitragssatzung erklärten Verpflichtung zur Beitrags-
erhebung durch eine angemessene Vorteilsbemessung Rechnung getra-
gen wird. Daraus folgt die Anerkennung einer Untergrenze der Vorteils-
bemessung. Dient eine Straße also überwiegend den Anliegerverkehr,
muss sich auch die Vorteilsbemessung daran ausrichten. Bei Anlieger-
straßen muss der Vorteil der Anlieger jedenfalls über 50 % und der Anteil
der Allgemeinheit – und damit der Gemeindeanteil – unter 50 % liegen.

F. O.

(VGH Mannheim, Urt. v. 28.7.2009 – 1 S 2200/08)

1. Eine Regelung in einer polizeirechtlichen bzw. ordnungsbehörd-
lichen Verordnung, wonach es im zeitlichen und örtlichen Gel-
tungsbereich der Verordnung auf den öffentlich zugänglichen
Flächen verboten ist, alkoholische Getränke zu konsumieren oder
in Konsumabsicht mit sich zu führen, ist nur dann durch die ent-
sprechende Ermächtigung (hier: § 10 Abs. 1 PolG BW: Gefahren-
abwehr) gedeckt, wenn hinreichende Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass das verbotene Verhalten regelmäßig und typischerweise
Gewaltdelikte zur Folge hat.

2. Vorsorgemaßnahmen zur Abwehr möglicher Beeinträchtigun-
gen im Gefahrenvorfeld werden durch die generalklauselartige
Ermächtigungsgrundlage nicht gedeckt.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt:

Der Antragsteller (Ast.) wendet sich im Wege der Normenkontrol-
le gegen § 2 i. V. mit. § 1 der Polizeiverordnung der Antragsgegnerin
(Ag.) zur Begrenzung des Alkoholkonsums im öffentlichen Straßen-
raum vom 22. Juli 2008 (im Folgenden: PolVO), mit dem ein örtlich
und zeitlich begrenztes Alkoholverbot im öffentlichen Straßenraum

Beanstandung durch die 
Kommunalaufsicht

Verordnung zur Begrenzung des Alko-
holkonsums im öffentlichen Straßen-
raum
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der Freiburger Innenstadt („Bermuda-Dreieck“) angeordnet worden
ist. § 1 der Verordnung legt unter Benennung verschiedener Straßen
im Innenstadtgebiet unter Beifügung eines Lageplans den konkreten
Geltungsbereich fest.

§ 2 („Alkoholverbot“) lautet:

„(1) Im Geltungsbereich der Verordnung ist es auf den öffentlich
zugänglichen Flächen außerhalb konzessionierter Freisitzflächen
verboten

- alkoholische Getränke jeglicher Art zu konsumieren
- alkoholische Getränke jeglicher Art mit sich zu führen, wenn auf-

grund der konkreten Umstände die Absicht erkennbar ist, diese im
Geltungsbereich der Verordnung konsumieren zu wollen.

(2) Dieses Verbot gilt in den Nächten von Freitag auf Samstag,
Samstag auf Sonntag, Sonntag auf Montag jeweils von 22:00 Uhr bis
06:00 Uhr. Gleiches gilt für die Zeit von 00:00 Uhr bis 06:00 Uhr
morgens an einem gesetzlichen Feiertag und die zwei Stunden davor
(d. h. von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr).“

Das Alkoholverbot soll ausweislich der Beschlussvorlage die kör-
perliche Unversehrtheit schützen. Das „Bermuda-Dreieck“ sei ein
Ort überproportional hoher Gewaltkriminalität und starken Alkohol-
konsums im öffentlichen Raum. Insbesondere junge Leute träfen sich
dort zunächst zum „Vorglühen“ oder „Warmtrinken“ mit – im Ver-
gleich zu Gaststätten weitaus billigerem – in Discountern gekauftem
Alkohol, um anschließend die dortigen Kneipen und Diskotheken
bereits alkoholisiert aufzusuchen. Aus alldem folge, dass der Kon-
sum von mitgebrachtem Alkohol im „Bermuda-Dreieck“ nach den
Erfahrungen der Polizei zumindest mitursächlich für die Begehung
von Körperverletzungsdelikten sei. Bestandteil der Beschlussvorlage
war die Studie der Polizeidirektion Freiburg 2008 „Gewaltdelinquenz
in der Altstadt von Freiburg; Untersuchung der Zusammenhänge zwi-
schen Alkoholkonsum und der Begehung von Gewaltstraftaten nach
Inkrafttreten der Polizeiverordnung. Erste Erfahrungen und statistische
Entwicklungen nach Einführung des Alkoholverbots“.

II. Zur Rechtslage:

Ein Normenkontrollantrag hat Erfolg, wenn er zulässig und
begründet ist.

1. Zur Zulässigkeit führt der Senat aus:

Der Antrag ist gem. § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO i. V. mit § 4 AGVwGO
statthaft und auch im Übrigen zulässig. Die Antragsfrist des 
§ 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO von einem Jahr ist gewahrt. Der Ast. ist
gem. § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO antragsbefugt. Die Antragsbefugnis
wird nach dieser Regelung jeder natürlichen oder juristischen Person
eingeräumt, die geltend macht, durch die Rechtsvorschrift oder deren
Anwendung verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu wer-
den. Es genügt dabei, wenn die geltend gemachte Rechtsverletzung
möglich erscheint. Davon ist immer dann auszugehen, wenn die Poli-
zeiverordnung oder der auf sie gestützte Vollzugsakt an den Ast.
adressiert ist, d.h. für diesen ein polizeiliches Verbot oder Gebot sta-
tuiert (vgl. Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 5. Auflage, 2007,
RdNr. 633). Dies ist hier der Fall. Der 1982 geborene Ast. ist Promo-
tionsstudent an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität
Freiburg und hat als wissenschaftlicher Mitarbeiter am dortigen Insti-
tut für Staatswissenschaft und Rechtsphilosophie sein Büro inner-
halb des Geltungsbereichs der Verordnung. In seiner Freizeit, insbe-
sondere auch in den späten Abendstunden an Wochenenden, ist er
nach seinen eigenen Angaben regelmäßiger Besucher der im „Ber-

muda-Dreieck“ gelegenen Plätze, auf denen er sich auch zum – nicht
an einen Gastronomiebesuch gebundenen – Alkoholgenuss aufhält.
Er wird dabei in dem von der Polizeiverordnung zeitlich umfassten
Umfang mit dem Alkoholverbot konfrontiert und kann daher, unge-
achtet des übergreifenden Anliegens, das er als Mitglied des Arbeits-
kreises kritischer Juristen und Juristinnen offensichtlich verfolgt,
geltend machen, in seiner allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs.
1 GG) betroffen zu sein.

2. Zur Begründetheit

a) Formelle Bedenken gegen die Verordnung der Ag. sind weder
geltend gemacht, noch ersichtlich.

b) Materielle Rechtmäßigkeit

aa) Der vom Ast. erhobene Einwand eines Verstoßes gegen das
verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot wird vom Gericht nicht
geteilt:

Das aus dem Rechtsstaatsgebot abzuleitende Gebot der hinrei-
chenden Bestimmtheit und Klarheit der Norm fordert vom Normge-
ber, seine Regelungen so genau zu fassen, dass der Betroffene die
Rechtslage, d.h. Inhalt und Grenzen von Gebots- oder Verbotsnor-
men, in zumutbarer Weise erkennen und sein Verhalten danach ein-
richten kann. Der Normgeber darf dabei grundsätzlich auch auf
unbestimmte Rechtsbegriffe zurückgreifen, wenn die Kennzeich-
nung der Normtatbestände mit beschreibenden Merkmalen nicht
möglich ist. Die Auslegungsbedürftigkeit einer Norm steht ihrer
Bestimmtheit nicht entgegen; allerdings müssen sich dann aus Wort-
laut, Zweck und Zusammenhang der Regelung objektive Kriterien
gewinnen lassen, die einen verlässlichen, an begrenzende Hand-
lungsmaßstäbe gebundenen Vollzug der Norm gewährleisten. Die
Erkennbarkeit der Rechtslage durch den Betroffenen darf hierdurch
nicht wesentlich eingeschränkt sein und die Gerichte müssen in der
Lage bleiben, den Regelungsinhalt mit den anerkannten Auslegungs-
regeln zu konkretisieren. Je intensiver dabei eine Regelung auf die
Rechtsposition des Normadressaten wirkt, desto höher sind die
Anforderungen, die an die Bestimmtheit im Einzelnen zu stellen sind
(vgl. dazu BVerfG, Urt. v. 27.07.2005 – 1 BvR 668/04 –, BVerfGE
113, 348 <375 f.> sowie Senatsurt. v. 15.11.2007 – 1 S 2720/06 –,
VBlBW 2008, 134 f. m.w.N. und Normenkontrollbeschl. des Senats
v. 29.04.1983 – 1 S 1/83 –, VBlBW 1983, 302 f.).

Diesen Anforderungen wird die Bestimmung des § 2 Abs. 1 der
Polizeiverordnung gerecht, auch soweit sie nicht lediglich den Alko-
holkonsum, sondern darüber hinaus verbietet, „alkoholische Geträn-
ke jeglicher Art mit sich zu führen, wenn aufgrund der konkreten
Umstände die Absicht erkennbar ist, diese im Geltungsbereich der
Verordnung konsumieren zu wollen“. Für den Betroffenen erkennbar
nicht erfasst wird durch die Verbotsnorm das einfache Durchqueren
der zum Geltungsbereich der Verordnung gehörenden Örtlichkeiten
mit zuvor eingekauftem Alkohol, wenn nicht beabsichtigt ist, diesen
dort konsumieren zu wollen. Auch das Verweilen mit mitgeführtem
Alkohol ohne Konsumabsicht unterfällt nicht dem § 2 Abs. 1 PolVO.
Verboten ist dagegen das Mitsichführen von alkoholischen Geträn-
ken, wenn aufgrund der konkreten Umstände die Absicht erkennbar
ist, diese an Ort und Stelle zu konsumieren. Die Bezugnahme auf eine
Absicht des Handelnden widerspricht nicht dem Bestimmtheitsge-
bot, wie insbesondere die zahlreichen Vorschriften des Strafrechts
zeigen, die ein Handeln dann unter Strafe stellen, wenn es in einer
bestimmten – oft nur anhand von Indizien – feststellbaren Absicht
geschieht. Da konkrete äußere Umstände (wie mitgebrachte Trink-
gefäße, Strohhalme, bereits geöffnete Flaschen) diese Absicht bele-
gen müssen, ist diese Regelung noch hinreichend bestimmt. Mög-
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liche Nachteile einer insoweit verbleibenden Unbestimmtheit können
durch die gerichtliche Kontrolle einer konkretisierenden Polizeiverfü-
gung oder eines Bußgeldbescheides ausgeglichen werden (vgl. BVer-
wG, Urt. v. 16.06.1994 – 4 C 2.94 –, BVerwGE 96, 110 <116>; Senats-
urt. v. 15.11.2007 – 1 S 27720/06 –, VBlBW 2008, 134 ff.). Auch hin-
sichtlich des zeitlichen und örtlichen Anwendungsbereichs des
Alkoholverbots sind Bedenken hinsichtlich des Bestimmtheitsgebots
nicht ersichtlich. Durch den der Regelung beigefügten Lageplan und
die genaue Bezeichnung der erfassten Straßen und Plätze ist die
räumliche Festlegung des Verbotsgebiets hinreichend erkennbar.

bb) Die angegriffene Bestimmung des § 2 i. V. mit § 1 PolVO ist
jedoch deshalb unwirksam, weil sie sich nicht im Rahmen der
gesetzlichen Ermächtigung in § 10 i. V. mit § 1 PolG hält. Denn das
verbotene Verhalten stellt entgegen der Auffassung der Ag. eine hin-
reichende Gefahr für die öffentliche Sicherheit nicht dar. Eine
Gefahr für die öffentliche Sicherheit ist gegeben, wenn bei
bestimmten Arten von Verhaltensweisen oder Zuständen nach allge-
meiner Lebenserfahrung oder fachlichen Erkenntnissen mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden für die polizeilichen
Schutzgüter im Einzelfall, d.h. eine konkrete Gefahrenlage, einzu-
treten pflegt. Dabei hängt der zu fordernde Wahrscheinlichkeitsgrad
von der Bedeutung der gefährdeten Rechtsgüter sowie dem Ausmaß
des möglichen Schadens ab. Geht es um den Schutz besonders hoch-
wertiger Rechtsgüter, wie etwa Leben und Gesundheit von Men-
schen, so kann auch die entferntere Möglichkeit eines Schadensein-
tritts ausreichen.

Der Gefahrenbegriff ist dadurch gekennzeichnet, dass aus gewis-
sen gegenwärtigen Zuständen nach dem Gesetz der Kausalität gewis-
se andere Schaden bringende Zustände und Ereignisse erwachsen
werden. Schadensmöglichkeiten, die sich deshalb nicht ausschließen
lassen, weil nach dem derzeitigen Wissensstand bestimmte Ursa-
chenzusammenhänge weder bejaht noch verneint werden können,
begründen keine Gefahr, sondern lediglich einen Gefahrenverdacht
oder ein „Besorgnispotential“. Vorsorgemaßnahmen zur Abwehr
möglicher Beeinträchtigungen im Gefahrenvorfeld werden durch die
polizeiliche Ermächtigungsgrundlage nicht gedeckt. 

Maßgebliches Kriterium zur Feststellung einer Gefahr ist die hin-
reichende Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts. Die abstrakte
Gefahr unterscheidet sich dabei von der konkreten Gefahr nicht
durch den Grad der Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts, son-
dern durch den Bezugspunkt der Gefahrenprognose oder durch die
Betrachtungsweise: Eine konkrete Gefahr liegt vor, wenn in dem zu
beurteilenden konkreten Einzelfall in überschaubarer Zukunft mit
dem Schadenseintritt hinreichend wahrscheinlich gerechnet werden
kann; eine abstrakte Gefahr ist gegeben, wenn eine generell-abstrak-
te Betrachtung für bestimmte Arten von Verhaltensweisen oder
Zuständen zu dem Ergebnis führt, dass mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit ein Schaden im Einzelfall einzutreten pflegt und daher
Anlass besteht, diese Gefahr mit generell-abstrakten Mitteln, also
einem Rechtssatz zu bekämpfen. Auch die Feststellung einer abstrak-
ten Gefahr verlangt mithin eine in tatsächlicher Hinsicht genügend
abgesicherte Prognose: es müssen – bei abstrakt-genereller Betrach-
tung – hinreichende Anhaltspunkte vorhanden sein, die den Schluss
auf den drohenden Eintritt von Schäden rechtfertigen. Der Schaden
muss regelmäßig und typischerweise, wenn auch nicht ausnahmslos
zu erwarten sein (vgl. Senatsbeschl. v. 06.10.1998 – 1 S 2272/97 –,
VBlBW 1999, 101 f.). Denn es liegt im Wesen von Prognosen, dass
die vorhergesagten Ereignisse wegen anderer als der erwarteten
Geschehensabläufe ausbleiben können. Von dieser mit jeder Progno-
se verbundenen Unsicherheit ist die Ungewissheit zu unterscheiden,
die bereits die tatsächlichen Grundlagen der Gefahrenprognose
betrifft. Ist die Behörde mangels genügender Erkenntnisse über die

Einzelheiten der zu regelnden Sachverhalte und/oder über die maß-
geblichen Kausalverläufe zu der erforderlichen Gefahrenprognose
nicht im Stande, so liegt keine Gefahr, sondern – allenfalls – eine
mögliche Gefahr oder ein Gefahrenverdacht vor.

Gemessen an diesen Grundsätzen liegen im vorliegenden Fall
keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür vor, dass das nach Zeit und
Ort verbotene Verhalten regelmäßig und typischerweise Gewaltde-
likte zur Folge hat. Die von der Ag. dargelegten Ursachenzusam-
menhänge zwischen Alkoholkonsum und Gewalt begründen
lediglich einen Gefahrenverdacht.

Die Ag. will mit der Polizeiverordnung der Gewaltdelinquenz
begegnen; damit ist die öffentliche Sicherheit betroffen. Sie beruft
sich darauf, dass im „Bermuda-Dreieck“ der Konsum von mitge-
brachtem Alkohol zur Begehung von Körperverletzungsdelikten
führe; der Alkoholkonsum stelle – zwar nicht grundsätzlich, aber in
diesem räumlich abgegrenzten Bereich der Innenstadt Freiburgs –
eine abstrakte Gefahr für das hochrangige Rechtsgut der körperli-
chen Unversehrtheit dar. Zwischen Alkoholkonsum und Gewaltkri-
minalität bestehe ein Wirkungszusammenhang. Der Alkoholkon-
sum führe zur Enthemmung und damit auch zur Steigerung der
Gewaltbereitschaft Einzelner. Nach den Erfahrungen der Polizei sei
Alkoholisierung häufig die Ursache für gewalttätige Auseinander-
setzungen. Seit Erlass der Polizeiverordnung seien die Gewalt-
straftaten im gesamten Stadtteil Altstadt gesunken, auch im örtli-
chen und zeitlichen Geltungsbereich der Polizeiverordnung. Die Ag.
stützt sich für die dargelegten Erwägungen auf verschiedene polizei-
liche Untersuchungen über Zusammenhänge zwischen Gewaltde-
linquenz und Alkoholkonsum. 

Den Senat haben diese Studien nicht überzeugt. Er bemängelt ins-
besondere die schmale Datenbasis und methodische Schwächen der
Erhebungen:

Die von der Ag. zugrunde gelegten polizeilichen Erkenntnisse lassen
nicht den Schluss zu, dass gerade das verbotene Verhalten – der Genuss
mitgebrachten Alkohols im Geltungsbereich der PolVO – regelmäßig
und typischerweise die Gefahr von Körperverletzungen mit sich bringt.
Aufgrund der polizeilichen Studien sind zwar Ursachenzusammenhän-
ge zwischen Alkoholkonsum und Gewaltdelikten nicht auszuschließen;
sie begründen jedoch allenfalls einen Gefahrenverdacht, nicht aber eine
abstrakte Gefahr im oben dargelegten Sinne. Dass Alkoholgenuss
generell zu Aggressivität führt, widerspricht schon der Lebenserfah-
rung und wird von der Ag. auch nicht behauptet. Vielmehr hängt es von
den äußeren Umständen, den individuellen Gegebenheiten und
Befindlichkeiten sowie den situativen Einflüssen ab, welche Wirkun-
gen der Alkoholgenuss bei dem Einzelnen zeigt. Auch die kriminologi-
sche Forschung hat verschiedene Erklärungsmodelle für die in den poli-
zeilichen Kriminalitätsstatistiken festgestellten Beziehungen zwischen
Alkohol und Gewaltdelinquenz (vgl. Schwind, Kriminologie, 18. Auf-
lage, 2008, § 26 Rn. 30 f.; Kaiser, Kriminologie, 3. Auflage, 1996, § 54
Rn. 22 f.). Dabei wird auch die Frage aufgeworfen, ob überhaupt eine
kausale Beziehung oder nicht vielmehr ein „Scheinzusammenhang“
besteht. Denn es könne auch möglich sein, dass sich Alkoholtäter leich-
ter überführen ließen und daher bei den polizeilichen Erhebungen über-
repräsentiert seien (Kaiser, a. a. O. Rn. 23). In dem Zweiten Periodi-
schen Sicherheitsbericht des Bundesministeriums der Justiz von 2006
wird festgestellt (S. 287, unter 3.5.3.1), dass die Alkoholisierung von
Beteiligten bei der Entstehung von Straftaten „im Einzelfall“ eine mit-
ursächliche, auslösende, begünstigende oder begleitende Rolle spielt.
Der Alkoholeinfluss könne jedoch nur selten als einzige Ursache her-
ausgearbeitet werden. Nichts grundlegend anderes ergibt sich für den
örtlichen und zeitlichen Geltungsbereich der Polizeiverordnung. Soweit
die Ag. darauf verweist, dass jedenfalls im „Bermuda-Dreieck“ das ver-
botene Verhalten vor dem Hintergrund der dortigen Verhältnisse – wie
Gedränge, körperliche Kontakte, Rempeleien, Gegröle und vermeint-
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liche Provokationen – die prognostizierten Auswirkungen hat, wird der
Nachweis einer abstrakten Gefährlichkeit des verbotenen Verhaltens
durch die polizeilichen Studien nicht erbracht. Nicht geklärt ist dabei vor
allem, welche Bedeutung dem Faktor Alkohol neben zahlreichen ande-
ren Ursachen zukommt. Der Nachweis einer abstrakten Gefahr kann
schließlich auch nicht durch den seit Einführung der Verbotsnorm festge-
stellten Rückgang der Gewaltdelikte um lediglich 16 % (= 13 von 69 im
zeitlichen und örtlichen Verbotsbereich festgestellten Gewaltstraftaten)
erbracht werden. Der Rückschluss, von dem Normunterworfenen gehe
typischerweise und regelmäßig die Gefahr von Gewaltdelikten aus,
wäre nur dann gerechtfertigt, wenn ein massiver Rückgang der Gewalt-
delinquenz im Geltungsbereich der Polizeiverordnung zu verzeichnen
wäre. Davon kann jedoch hier keine Rede sein. Selbst wenn man, wie
von der Ag. geltend gemacht, einzukalkulieren hat, dass die ständige
Polizeipräsenz auch ein verändertes Anzeigeverhalten zur Folge gehabt
haben kann, belegt der festgestellte Rückgang keinesfalls, dass sich auf-
grund des verbotenen Verhaltens in aller Regel eine Gefahrenlage
ergibt. Im Übrigen kommt dem zugrunde gelegten statistischen Materi-
al ohnehin nur eine beschränkte Aussagekraft zu. Zum einen ist, wovon
auch die Ag. ausgeht, die verfügbare Datenmenge der Polizei zu
gering, um hieraus ein empirisch gesichertes Ergebnis abzuleiten und
den dargelegten Rückgang der Gewaltdelinquenz im Geltungsbereich
der Polizeiverordnung verlässlich nachzuweisen. Zum anderen ist das
in die Untersuchung eingestellte Zahlenmaterial als solches nicht hin-
reichend aussagekräftig für die Frage, wie viele Gewaltdelikte gerade
aufgrund des verbotenen Verhaltens vor und nach Erlass der Polizeiver-
ordnung im „Bermuda-Dreieck“ zu verzeichnen waren. 

Ohne Erfolg beruft sich die Ag. in diesem Zusammenhang darauf,
dass angesichts der in der Vergangenheit festgestellten erheblichen
Körperverletzungen im „Bermuda-Dreieck“ auch ein Weniger an
gesicherten Erkenntnissen hinzunehmen und ihr insoweit eine Erpro-
bungsphase einzuräumen sei. Die Ag. ist als kommunale Verord-
nungsgeberin an die Vorgaben des § 10 Abs. 1 PolG BW gebunden;
ein Erprobungsspielraum bei der Beurteilung, ob die bisherigen
Erkenntnisse eine abstrakte Gefahr belegen oder nicht, kommt ihr
nicht zu. Davon abgesehen war sie aufgrund der unbeanstandet
gebliebenen, zeitlich befristeten Vorläuferfassung der Polizeiverord-
nung in der Lage, Erkenntnisse zu sammeln, die jedoch – wie darge-
legt – die Annahme einer abstrakten Gefahr nicht stützen. Der Senat
verkennt nicht, dass die sich häufenden Alkoholexzesse gerade unter
jungen Menschen ein gesellschaftliches Problem darstellen, denen
auf verschiedenen Wegen begegnet werden muss. Es kann daher auch
im Bereich der Gefahrenvorsorge ein Bedürfnis bestehen, zum
Schutz der etwa gefährdeten Rechtsgüter, namentlich höchstrangiger
Rechtsgüter wie Leben und körperlicher Unversehrtheit von Men-
schen, Freiheitseinschränkungen anzuordnen. Dies setzt aber eine
Risikobewertung voraus, zu der nur der Gesetzgeber berufen ist. Nur
er ist befugt, unter Abwägung der widerstreitenden Interessen und
unter Beachtung grundrechtlicher Vorgaben die Rechtsgrundlagen
für abstrakt-generelle Grundeingriffe zu schaffen, mit denen an ein-
zelnen Brennpunkten Risiken vermindert werden sollen. Eine derart
weitreichende Bewertungs- und Entscheidungskompetenz steht der
Polizeibehörde nicht zu-

Der Ag. bleibt nach wie vor die Möglichkeit, den notwendigen
Schutz der Bevölkerung vor den von alkoholisierten Personen ausge-
henden Gefahren mit dem herkömmlichen polizeilichen Instrumen-
tarium zu gewährleisten und etwa mit Platzverweisen und Aufent-
haltsverboten im Einzelfall gegen Störer vorzugehen. Auch Mas-
senbesäufnisse auf öffentlichen Plätzen (sog. Botellón-Veranstal-
tungen) können auf der Grundlage des Polizeigesetzes untersagt
werden, ohne dass es des Rückgriffs auf eine Polizeiverordnung
bedarf. Das Jugendschutzgesetz, das Kindern und Jugendlichen
unter 16 Jahren den Verzehr von Alkohol in der Öffentlichkeit

ohnehin nicht gestattet (§ 9 Abs. 1), bietet darüber hinaus ein Hand-
habe gegen jugendliche „Rucksacktrinker“. Auch kann für einzelne
öffentliche Einrichtungen eine entsprechende Einrichtungssatzung
bzw. Benutzungsordnung erwogen werden. Der Ag. ist es schließ-
lich unbenommen, ihre im Rahmen eines Gesamtkonzepts getroffe-
nen sonstigen Maßnahmen (wie Vereinbarungen mit den gastrono-
mischen Betrieben über die gegenseitige Anerkennung von Haus-
verboten, über die freiwillige Selbstbeschränkung in Bezug auf sog.
Flatrate-Angebote, systematische Öffentlichkeitsarbeit, Projekte mit
sozialarbeiterischer oder jugendpflegerischer Ausrichtung und
„Gefährderansprachen“) weiter zu verfolgen und diese Präventions-
projekte auszuweiten.

Ergänzender Hinweis:

Die gesetzlichen Grundlagen für den Erlass von Rechtsverordnun-
gen zur Gefahrenabwehr sind in anderen Bundesländern vergleichbar
(s. z. B. § 74 HSOG, § 55 Abs. 1 Nr. 1 Nds. SOG, § 27 Abs. 1 OBG NRW,
§ 175 Abs. 1 LVwG SH). Maßgebliches Kriterium für den Erlass sol-
cher Verordnungen ist eine sog. abstrakte Gefahr, d.h. die durch hin-
reichende Tatsachen gesicherte Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts bei bestimmten Verhaltensweisen oder Zuständen. Unterhalb
dieser Gefahrenschwelle handelt es sich nur um einen Gefahrenver-
dacht bzw. eine mögliche Gefahr. Dieser (geringere) Prognosegrad
mag zwar eine normative Risikovorsorge rechtfertigen, jedoch ist nur
der Gesetzgeber selbst hierzu befugt (BVerwG, DVP 2004, S. 38 zur
niedersächsischen Gefahrtierverordnung). Von einem solchen Fall ist
der VGH Mannheim ausgegangen: das Gericht vermisst einen nach-
vollziehbaren Zusammenhang zwischen den Zuständen in dem fragli-
chen Freiburger Innenstadtbereich und dem (verbotenen) Umgang
mit Alkohol. Unabhängig von der konkreten Datenlage in Freiburg
dürfte indessen feststehen, dass Alkohol geeignet ist, Hemmschwellen
abzubauen und damit die Aggressionsbereitschaft zu steigern. Ein
anderes Ergebnis wäre daher in diesem Punkt möglich gewesen. Eine
andere Frage – auf die der Senat nur am Schluss eingeht – ist, ob ein
solches Alkoholverbot mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
vereinbar ist. Zu Recht weist das Gericht darauf hin, dass den Sicher-
heitsbehörden hinreichende andere Eingriffsmöglichkeiten zu Gebote
stehen (s. dazu Verf., DVP 2008, S. 162, 163 f.).

J.V.

(OLG Hamm, Beschl. v. 22.10.2007 – 3 Ws 461/06 – wistra 2008, S. 277)

1. Nicht der Verdacht jeder Straftat eines Amtsträgers (hier: von
Finanzbeamten) rechtfertigt die Durchbrechung des Steuerge-
heimnisses.

2. Die Beurteilung, ob ein Rechtfertigungsgrund für die Offenbarung
von geschützten Steuerdaten vorliegt, obliegt nicht der ersuchenden
Stelle, sondern dem um Offenbarung ersuchten Amtsträger.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Der Antragsteller (A) des vorliegenden Klageerzwingungsverfah-
rens wendet sich gegen die Einstellung des Strafverfahrens gegen
Bedienstete eines Finanzamtes. Die Steuerberaterin des A hatte Strafan-
zeige gegen verschiedene Mitarbeiter des Finanzamtes wegen übler
Nachrede erstattet, und zwar im Hinblick auf Vorwürfe, die in der Ein-

Verletzung des Steuergeheimnisses
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spruchsentscheidung des Finanzamtes gegenüber dem A enthalten sind.
Daraufhin hatte die zuständige Steuerbehörde die Steuerakten des A an
die Staatsanwaltschaft übersandt. Durch die Übersendung der Akten
und die damit einhergehende Offenbarung seiner steuerlichen und per-
sönlichen Verhältnisse sieht A das Steuergeheimnis zu seinen Lasten
verletzt (§ 355 Abs. 1 Nr. 1 StGB). Nach dieser Vorschrift macht sich
unter anderem strafbar, wer unbefugt Verhältnisse eines anderen, die
ihm als Amtsträger in einem Verwaltungsverfahren in Steuersachen
bekannt geworden sind, offenbart. Das Gericht hat die Aufnahme von
Ermittlungen in dieser Richtung angeordnet, weil hinreichender Tatver-
dacht bestehe. „Verhältnisse“ i. S. des § 355 Abs. 1 StGB seien nicht nur
Einkommens- und Vermögensverhältnisse, sondern auch persönliche
Umstände und sonstige steuerrechtlich relevante oder nicht relevante
Verhältnisse, die nicht allgemeinkundig seien, in einer öffentlichen
Gerichtsverhandlung erörtert worden seien oder an deren Geheimhal-
tung kein Beteiligter ein Interesse habe. Diese Voraussetzungen seien
hier erfüllt. Demgemäß komme es darauf an, ob die Amtsträger unbe-
fugt gehandelt hätten. Die Offenbarung sei hier nicht durch § 30 Abs. 4
AO gedeckt. Dies gelte insbesondere für die Alternative des § 30 Abs. 4
Nr. 5 AO (Bestehen eines zwingenden öffentlichen Interesses). Danach
sei eine Offenbarung nur zulässig, wenn bei Unterbleiben der Mittei-
lung die Gefahr bestünde, dass schwere Nachteile für das allgemeine
Wohl des Bundes, eines Landes oder einer anderen öffentlich-rechtli-
chen Körperschaft eintreten würden. Angesichts dieser gesetzlichen
Wertung könne nur eine schwerwiegende Straftat die Durchbrechung
des Steuergeheimnisses rechtfertigen. Üble Nachrede (§ 186 StGB)
stelle keine solche Straftat dar; dieser Straftatbestand gehöre zu den im
unteren Deliktsbereich angesiedelten Privatklagedelikten (§ 374 Abs.
1 Nr. 2 StP0). Zwar könne die Verneinung des zwingenden öffentlichen
Interesses bei leichteren Straftaten von Amtsträgern dazu führen, dass
diese – soweit nicht andere Rechtfertigungsgründe in Betracht kämen –
nicht aufgeklärt werden könnten. Diese Konsequenz müsse jedoch auf
Grund des Ranges des Steuergeheimnisses und der zum Ausdruck kom-
menden gesetzgeberischen Wertung aus § 30 Abs. 4 Nr. 5 AO hinge-
nommen werden. A habe schließlich nicht –auch nicht schlüssig – seine
Zustimmung zur Offenbarung erteilt (s. § 30 Abs. 4 Nr. 3 AO). 

J.V.

(LAG Hamm, Urt. v. 17. 8. 2007 – 10 Sa 512/07 – MMR 2008, S. 252)

1. Eine SMS wahrt nicht die für eine Kündigung vorgeschriebene
Schriftform des § 623 BGB.

2. Entsprechendes gilt für eine Auflösungsvereinbarung.

3. Die Berufung auf die fehlende Schriftform ist nur unter engen
Voraussetzungen ausnahmsweise treuwidrig (§ 242 BGB).

(Nichtamtl. Schriftsätze)

Anmerkung:

Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch Kündigung oder
Auflösungsvertrag bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform; die
elektronische Form ist ausgeschlossen. Per SMS kann somit nicht wirk-
sam gekündigt werden, weil nach § 126 BGB die Schriftform die
eigenhändigeUnterzeichnungder Urkunde durch den Aussteller erfor-
dert. Dies gilt auch für die vertragliche Aufhebung des Arbeitsverhältnis-
ses. Sowohl eine Kündigung wie auch eine Auflösungsvereinbarung, die
die (Schrift-) Form nicht wahren, sind nichtig (§ 125 Satz 1 BGB). Die

Berufung auf einen solchen Formmangel kann nur ausnahmsweise
gegen Treu und Glauben gem. § 242 BGB verstoßen, wenn der Erklä-
rungsgegner einen besonderen Grund hatte, auf die Gültigkeit der
Erklärung trotz des Formmangels zu vertrauen und der Erklärende sich
mit der Berufung auf den Formmangel zu eigenem vorhergehenden
Verhalten in Widerspruch setzt. Solche Umstände vermochte das
Gericht hier nicht zu erkennen.

J.V.

(BSG, Urteil vom 30.07.2008 – Az. B 14/7b AS 12/07 R)

1. Einkommen sind alle Mittel, die dem Leistungsberechtigten
im Bedarfszeitraum zufließen; Vermögen hingegen die Mittel, die
er bereits vorher hatte bzw. ihm zugeflossen sind. 

2. Wegen der Antragsabhängigkeit von Leistungen nach dem
SGB II beginnt der Bedarfszeitraum (erst) mit dem Datum der
Antragstellung. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Aus dem Sachverhalt:
Der Kläger beantragte am 22.09.2005 Leistungen nach dem SGB II.

Am 13.09.2009 bekam er eine Steuererstattung auf sein Konto über-
wiesen, die die ARGE als Einkommen im Antragsmonat bewertete. Sie
teilte den Betrag entsprechend den Vorschriften für einmalige Einnah-
men auf zwölf Monatsbeträge auf und rechnete es auf den Bedarf an. 

Zu den Entscheidungsgründen:
Das BSG schließt sich grundsätzlich der seinerzeitigen Auffassung

des BVerwG an, dass Einkommen alles das ist, was im Bedarfszeitraum
zufließt, während Vermögen das ist, was der Leistungsberechtigte
bereits vor dem Bedarfszeitraum hatte bzw. ihm dort zufloss. 

Allerdings trifft das BSG eine wichtige Modifizierung: Anders als in
der früheren Sozialhilfe ist das Arbeitslosengeld II nunmehr antrags-
abhängig, was Leistungen für die Zeit vor der Antragstellung aus-
schließt. Damit beginnt der Bedarfszeitraum auch erst mit der Antrag-
stellung. Fallen demnach Einkünfte zwar im Antragsmonat, jedoch vor
Antragstellung an, sind diese als Vermögen zu werten.

Etwaige Zufälligkeiten bei der Wertstellung von Einnahmen seien
bei dieser Betrachtungsweise hinzunehmen. 

Die getroffene Regelung stellt auf den tatsächlichen Zufluss ab. Der
Gesetzgeber hat zwar die Möglichkeit, einen von dem tatsächlichen
Zuflusszeitpunkt abweichenden Anrechnungszeitpunkt als „normativen
Zufluss“ festzulegen. Dies habe er jedoch nicht getan. Die Regelung der
Alg II-VO, wie mit einmaligen Einkünften zu verfahren ist, beziehe sich
nur auf Einkünfte im Bewilligungszeitraum und normiere daher nicht die
Anrechnung von Einkünften außerhalb des Bewilligungszeitraums. 

Anmerkung:

Der Unterscheidung zwischen Einkommen und Vermögen kommt
erhebliche Bedeutung zu, da die Vermögensschongrenzen in aller Regel
von Leistungsberechtigten zumindest im Alg II nicht erreicht werden.
Wird ein Geldbetrag daher als Vermögen betrachtet, bleibt er vielfach
anrechnungsfrei, als Einkommen wird er jedoch in aller Regel (nach
Abzug von Freibeträgen) auf den Bedarf angerechnet.

Die entschiedene Handhabung hat erheblichen Einfluss auf die

Kündigung per SMS

Modifizierte Unterscheidung 
zwischen Einkommen und Vermögen 
im Sozialhilferecht
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Berechnungsweisen in der Praxis. Es entspricht der gefestigten Hand-
habung im Sozialhilferecht, einschließlich des SGB II, den Kalender-
monat als Bedarfszeitraum zu betrachten, wenngleich Leistungen erst
ab Antragstellung (im SGB II und dem Vierten Kapitel SGB XII) bzw.
ab Kenntnis des Sozialhilfeträgers (in allen anderen Kapiteln des SGB
XII) erbracht werden. Nach diesem so genannten „Monatsprinzip“
behielt Einkommen im Antragsmonat seine „Einkommeneigenschaft“
bis zum Ende des Kalendermonats.

Diese Verfahrensweise ist nunmehr umzustellen. Damit kommt auf
das Arbeitslosengeld II ein ganz neuer Kreis von Anspruchsberechtig-
ten zu: Der „normale“ Arbeitnehmer mit erheblichem Einkommen, des-
sen Vermögen jedoch noch unter den Freigrenzen liegt (bspw. bis zu ca.
30.000 € Barvermögen bei einer vierköpfigen Familie). Dieser hat nun
dann zumindest immer dann für einen Monat einen Anspruch auf SGB
II-Leistungen, wenn er am Monatsanfang sein Gehalt auf das Konto
überwiesen bekommt und am Tag danach einen Antrag auf Leistungen
stellt. Kaum vorstellbar, dass dieses Ergebnis hinzunehmen wäre,
geschweige denn gewollt worden ist. Es ergibt sich aber zwangsläufig
aus den hier aufgestellten Grundsätzen.

Gleiches müsste – folgt man der Begründung des BSG – auch für die
Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung nach
dem SGB XII gelten.

Das BSG setzt die Auseinandersetzung mit der Frage der Einkom-
mensanrechung bspw. im Urteil vom 30.09.2008 (B 4 AS 29/07 R) fort
– siehe unten.

R.R.

(BSG, Urteil vom 18.06.2008 – Az. B 14/11b AS 67/06 R)

1. Die Angemessenheit einer selbst bewohnten Eigentumswoh-
nung aus der Sicht der Vermögensschongrenzen indiziert noch
nicht die Angemessenheit der damit verbundenen Kosten im
Rahmen der Kosten der Unterkunft.

2. Die Berücksichtigung von Tilgungsraten als Kosten der Unter-
kunft ist nicht von vornherein ausgeschlossen.

3. Voraussetzung für die Übernahme von Tilgungsraten ist, dass
die Kostenübernahme unvermeidbar zur Sicherung der Unter-
kunft ist. Finanzierungskosten können dann bis zur Höhe der ver-
gleichbaren angemessenen Kaltmiete übernommen werden.

4. Eine nur darlehnsweise Übernahme kommt in solchen Fällen
dann nur noch in Höhe der die angemessene Kaltmiete überstei-
genden Kosten in Betracht. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Zum Sachverhalt:

Der Kläger bezog Leistungen nach dem SGB II, wobei Kosten der
Unterkunft für eine selbst genutzte Eigentumswohnung als Bedarf
berücksichtigt wurden. Die Wohnung lag hinsichtlich Größe und Wert
innerhalb der Vermögensschongrenzen, war aber noch mit einer Rest-
schuld von ca. 14.000 € belastet. Aufgrund der Finanzierung durch ein
Annuitätendarlehen teilte sich die monatliche Belastung für das Darle-
hen im streitbefangenen Zeitraum auf in ca. 360 € Tilgung und ledig-
lich ca. 3 € Zinsen monatlich. Die beklagte ARGE berücksichtigte bei
den Kosten der Unterkunft neben den Betriebskosten lediglich den

Zinsanteil, nicht aber die Tilgung, da diese dem Vermögensaufbau
diene. Der Kläger wandte sich mit der Begründung gegen diese Vorge-
hensweise, dass er dadurch zum Verkauf der Wohnung gezwungen
wäre, obwohl nur noch eine geringe Restschuld abzutragen sei. Außer-
dem würde er gegenüber solchen Eigenheimbesitzern benachteiligt,
die erst vor Kurzem Wohneigentum erworben haben und deren Zins-
Tilgungsverhältnis daher umgekehrt wie in seinem Fall sei. Er bean-
tragte die Übernahme der Tilgung mindestens bis zur Höhe der ange-
messenen Kaltmiete einer Mietwohnung.

Bereits SG und LSG befanden, die Tilgungsraten seien darlehns-
weise zu übernehmen. 

Zu den Entscheidungsgründen:

Das BSG schränkt in seinem Urteil ausdrücklich seine Aussage
im Urteil von 7.11.2006 (B 7b AS 2/05 R) ein, dass eine Übernahme
von Tilgungsraten im SGB II grundsätzlich nicht in Betracht kom-
men könne. Dies sei nicht von vornherein ausgeschlossen. Aus dem
Wortlaut des § 22 SGB II schließt der erkennende Senat, dass der
Gesetzgeber dem Erhalt der Wohnung als räumlichen Lebensmit-
telpunkt hohen Stellenwert einräume. Auch die Vermögensschutz-
vorschriften des § 12 SGB II dienten dem Schutz der Wohnung im
Sinne der Erfüllung des Grundbedürfnisses „Wohnen“. 

Demgegenüber diene jedoch das Arbeitslosengeld II der Sicherung
des Lebensunterhalts und nicht dem Vermögensaufbau. Eine Abwä-
gung dieser widerstreitenden Ziele des Gesetzes müsse allerdings dann
zu Gunsten der Vermögensbildung hingenommen werden, wenn sonst
der Verlust des Wohneigentums drohe. Die Tilgungsleistungen müssen
daher einerseits unvermeidbar zum Erhalt der Wohnung sein und ande-
rerseits innerhalb des Rahmens der vergleichbaren angemessenen
Kaltmiete im Bereich des Grundsicherungsträgers liegen. Ist dies der
Fall, bleibe jedoch auch kein Raum, um die Tilgungsraten nur darlehns-
weise zu übernehmen. Sie seien als Beihilfe zu leisten, ein Darlehen
komme allenfalls für weitere Finanzierungskosten über die angemes-
sene Kaltmiethöhe hinaus in Betracht. 

Des Weiteren spreche auch das Gleichbehandlungsgebot von leis-
tungsberechtigten Wohneigentümern und Mietern für die hier ent-
schiedene Regelung. 

Anmerkung:

Das Urteil bedarf einer Klarstellung durch flankierende höchstrich-
terliche Rechtsprechung, welche Anwendungsbreite der hier entschie-
denen Regelung zukommen soll. Die Übernahme von Tilgungsraten
und der damit verbundene Vermögensaufbau waren der Sozialhilfe bis-
lang völlig fremd. Wenn das Urteil hieraus eine Ungleichbehandlung
zwischen Mietern und Eigentümern konstatiert, ist ihm hierin aus der
Perspektive des Wohnungserhalts beizupflichten. Die nunmehrige
Übernahme von Tilgungsleistungen löst hingegen jedoch eine neue
Ungleichbehandlung zwischen Mietern und Eigentümern aus der Per-
spektive des Vermögensaufbaus aus. 

Soll das Urteil flächendeckend auf alle Wohneigentumsbesitzer im
Leistungsbezug nach dem SGB II und XII angewendet werden, muss
der Hinweis nachgeliefert werden, woraus sich normativ die Priorisie-
rung des Wohnungserhalts gegenüber der sozialhilfekonzeptionellen
Vermeidung von Vermögensbildung ergibt. R.R.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:

F.O. = Rechtsanwalt Dr. Franz Otto
R.R. = Dipl.-Volkswirt René Ruschmeier
G.T. = Günter Thiel
J.V. = Prof. Dr. Jürgen Vahle

Übernahme von Tilgungsraten 
aus Sozialhilfemitteln möglich
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Ullrich, Gerhard, Das Dienstrecht der Internationalen Organisationen, € 48,-,
Duncker & Humblot, Berlin 2009, ISBN 978-3-428-12947-8

Der Einfluss internationaler Organisationen sowohl auf die politische Entwicklung als
auch den Prozess einer globalen Rechtsharmonisierung kann gar nicht hoch genug einge-
schätzt werden. Im Hinblick auf die Transparenz dieses Machtfaktors ist es zu begrüßen,
dass sich die internationalen Organisationen untereinander in einer Phase der zügig fort-
schreitenden Angleichung ihrer an sich autonomen internen Rechtsordnungen befinden.
Dieser Vorgang betrifft vornehmlich das Dienstrecht. Erfreulich ist es angesichts des
Bedeutungszuwachses dieser Materie, dass Gerhard Ullrich hierzu ein umfassendes Werk
mit dem Titel „Das Dienstrecht der Internationalen Organisationen“ vorgelegt hat, das den
Prozess der Anerkennung gemeinsamer Werte sowie die Entwicklung einheitlicher Rege-
lungsstandards verdeutlicht. In dem ersten Teil seiner Arbeit behandelt er die Rechtsnatur
der internationalen Organisationen, ergänzt ihre juristische Einordnung um statistische
Angaben und erläutert erste dienstrechtliche Grundlagen. Ullrich konzentriert seine Dar-
stellung auf die drei personalstärksten und weitgehend in sich homogenen Dienstrechts-
kreise, nämlich die Rechtssysteme der Vereinten Nationen und seiner Organisationen, der
EG-Organisationen und Institutionen sowie der sogenannten koordinierten Organisatio-
nen, die sich auf weitgehend einheitliche besoldungs- und versorgungsrechtliche
Grundsätze verständigt haben. Darüber hinaus bezieht der Autor auch das Dienstrecht
zahlreicher personalschwächerer internationaler Organisationen ein, deren Vorschriften in
der Regel keine formelle Bindung an das Recht anderer Organisationen aufweisen. Dieses
Vorgehen rechtfertigt es, von einer Gesamtdarstellung des Dienstrechts der internationalen
Organisationen zu sprechen. Den Schwerpunkt der Neuerscheinung bildet die Untersu-
chung der verschiedenen Rechtsquellen des Dienstrechts der internationalen Organisatio-
nen. Hierbei stehen wiederum die Rechtsprechung der internationalen Verwaltungsgerich-
te sowie das normierte Dienstrechte der internationalen Organisationen im Zentrum der
Betrachtung. Erörtert wird die gesamte Bandbreite des Dienstrechts, wie statusrechtliche
Fragen, Disziplinarrecht, Haftungsrecht, Personalvertretungsrecht, alle erdenklichen
Facetten des Themas „Dienstbezüge“ sowie Versorgungsrecht. Im Interesse der Öffentlich-
keit stehende Themen, wie die Privilegien und Immunitäten der Bediensteten internationa-
ler Organisationen, werden ebenso behandelt. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass
Gerhard Ullrich mit seinem Werk „Das Dienstrecht der Internationalen Organisationen“
eine gleichermaßen rechtsdogmatisch fundierte wie praxisorientierte Gesamtdarstellung
dieses bedeutsamen Teils des institutionellen Völkerrechts gelungen ist. Die Neuerschei-
nung kann als Nachschlagewerk für eine Vielzahl von Interessenten an dienstrechtlichen
Themen dienen. Für die Mitarbeiter in Rechts- und Personalabteilungen internationaler
Organisationen ist das Werk schlichtweg ein unentbehrlicher Begleiter.

Prof. Dr. Andreas Peilert

Becker/Ruland (Hrsg.) Hans F. Zacher, Abhandlungen zum Sozialrecht II, 
1. Auflage 2008, 723 Seiten, geb., € 198,00, C.F. Müller ISBN 978-3-8114-7721-6

Die einschlägigen Curricula der Lehre des Sozialrechts lassen wenig Raum für eine ver-
tiefende Auseinandersetzung mit der Einordnung des Rechtsgebietes in die juristischen,
ökonomischen und philosophischen Rahmenbedingungen des Staates. Viel zu schnell
muss in der Regel zur Falllösungsprozedur übergegangen werden. 
Mit dem nun erschienenen Sammelband liegt den allzu forschen Schritten des Lehrenden
von einer kurzen Einführung in das Rechtsgebiet zur zielgerichteten Prüfungsvorberei-
tung nun ein Stein im Wege, den achtlos zu überspringen zwar möglich, sicher aber nicht
opportun im Sinne eines über die Prüfung hinaus bleibenden Unterrichtseindrucks wäre. 
Das Werk gleicht nicht nur sprachbildlich einem Backstein, sondern ist auch tatsächlich
mit über 700 Seiten, die 24 Abhandlungen des emeritierten Hochschullehrers und ehe-
maligen Präsidenten der Max-Planck-Gesellschaft für ausländisches und internationa-
les Sozialrecht enthalten, von nicht unerheblicher Schwere. Vor allem aber inhaltlich
kommt dem Sammelband zum 80. Geburtstag des Autors erhebliches Gewicht zu. 
Der Band führt den bereits vor 15 Jahren herausgegebenen ersten Teil fort und publiziert
nun zusammengefasst die seitdem erschienenen Aufsätze Zachers handlich in einem
Band. Die Beiträge sind geordnet nach vier Themenschwerpunkten, mit denen sich ihr
Autor maßgeblich beschäftigt hat: Dem Sozialstaat als Staatszieldeklaration, gerade
auch im Spannungsfeld zu dessen ökonomischen Nährboden, dem Sozialrecht, hier ins-
besondere der Kodifikation des deutschen Sozialrechts in einem Gesetzbuch, der Stel-
lung des Sozialen im Verhältnis zum Nationalen, Supranationalen und – ganz aktuell:
der Globalisierung, und schließlich der Aufgabe des Rechts bei der Erhaltung und Ver-
teilung der natürlichen Gemeinschaftsgüter.
Gerade der erste und die letzten beiden Abschnitte laden zur interdisziplinären Ausein-
andersetzung ein. Der erste Teil enthält beispielsweise den Aufsatz „Sozialstaat und
Prosperität“. Zacher geht dort dem Verhältnis des Sozialstaatspostulats zum Prinzip der
sozialen Marktwirtschaft und der dialektischen Beziehung zum Freiheitsanspruch des
Individuums nach – in Zeiten von Hartz-IV und Staatsbeihilfen für Banken und Unter-
nehmen mehr Stoff, als an einem Abend oder in einer Vorlesungseinheit ausdiskutiert
werden kann. 
Die Kapitel des dritten Teils behandeln u.a. Fragen nach einem europäischen Sozial-
staat. Die Begriffe werden sorgfältig analysiert ebenso wie das bereits dazu vorliegende
supranationale Recht. Das Kapitel zur Arbeitslosigkeit und Sozialleistungssystemen in
der globalen Perspektive richtet den Fokus des Lesers auf die Bedeutung von Erwerbs-

arbeit für das Wesen eines Sozialstaates und vergleicht in diesem Kontext im letzten
Jahrzehnt global vorgefundene Staatsformen. 
Insgesamt erscheint das Werk hervorragend geeignet, interdisziplinär die Auseinaderset-
zung des Sozialrechts mit den benachbarten Themengebieten der Ökonomie und Philoso-
phie zu suchen und deren Friktionen zu analysieren. In der Lehre des Sozialrechts wird
dies den Blick weiten für die Einordnung der arbeitstäglichen Praxis der Studierenden in
ein konsistentes (oder eben gerade nicht?) Gesamtsystem. Man muss den Autor nicht in
allen Gedankengängen unwidersprochen lassen. Man sollte sich aber mit den Thesen sei-
nes Lebenswerkes befassen, wenn man das Thema lehrend vertritt. Dazu erscheint der
Band unbedingt geeignet.
Kritikpunkt muss der enorme Preis des Werkes sein. Dieser wird verhindern, dass das
Buch zur Grundausrüstung mindestens der Lehrenden des Sozialrechtes werden wird,
geschweige denn, dass diese den Studierenden das Werk vertretbar zur Anschaffung emp-
fehlen könnten. Umso wichtiger wird es sein, dieses Werk in den Fachbibliotheken
vorrätig zu haben, um in der Lehre Akzente setzen zu können und den interessierten Stu-
dierenden die Möglichkeit zu geben, sich intensiver mit dem Gesamtsystem des Sozial-
rechts auseinanderzusetzen.

Dipl.-Volkswirt René Ruschmeier, Berlin

Erbguth, Öffentliches Baurecht, 5. Aufl. 2009, 517 Seiten, kart., € 44,00, Verlag C.
H. Beck, ISBN 978-3-406-59086-3

Gegenüber der vierten Auflage (2005) fallen zwei Äußerlichkeiten sofort auf: Der
Umfang des Werkes ist um rd. 90 Seiten gewachsenen. Konsequenterweise hat der Ver-
lag die Bezeichnung „Grundzüge“ gestrichen und sich auf „Öffentliches Baurecht“
beschränkt. Unverändert geblieben ist die Konzeption des Werkes. Es handelt sich nach
wie vor um ein Lehrbuch im traditionellen Sinne, das auf (Übungs-) Fälle und graphi-
sche Lernhilfen verzichtet. Demgegenüber sind Literatur und Rechtsprechung umfang-
reich berücksichtigt – das Literaturverzeichnis erstreckt sich über mehr als 16 Seiten.
Lese(r) freundlich sind zudem die im Text optisch (im Fettdruck) hervorgehobenen
Leitbegriffe sowie ein dicht gestaffeltes Randnummernsystem.
Inhaltlich lässt das Werk kaum Wünsche offen. Die Darstellung umfasst das Bau-
planungs- und das Bauordnungsrecht sowie die bereichsspezifischen Fragen des
Rechtsschutzes.
Auch die verfassungsrechtlichen Grundlagen (insbesondere Art. 14 GG) kommen erfreu-
licherweise nicht zu kurz. Stichproben haben gezeigt, dass das Buch auf aktuellen Stand
ist; so werden beispielsweise das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die
Innenentwicklung der Städte und das Umwelt- Rechtsbehelfsgesetz berücksichtigt. 
Fazit: Die Leserinnen und Leser des Werkes erhalten einen fundierten Überblick über die
wesentlichen Probleme des öffentlichen Baurechts und die damit zusammenhängenden
spezifischen Rechtsschutzaspekte. Das Buch von Erbguth gehört damit zu den empfeh-
lenswerten Lehrbüchern, das nicht nur Jurastudenten, sondern auch Absolventen anderer
Ausbildungseinrichtungen – z. B. den Fachhochschulen für öffentliche Verwaltung – gute
Dienste leisten kann.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Bülter, Verwaltungsgerichtliche Urteile und Beschlüsse im Assessorexamen, 2009,
374 Seiten, kart. € 27,-, C. F. Müller, ISBN 978-3-8114-7044-6

Schon jetzt darf die Prognose gewagt werden, dass das Werk aus der Feder des Richters
am OVG NRW Bülter ein Erfolg sein wird. Die Abfassung eines verwaltungs-
gerichtlichen Urteils oder Beschlusses gehört zum Kernprogramm der schriftlichen
Staatsprüfung II im Öffentlichen Recht. Referendare müssen daher auf eine Examens-
klausur gut vorbereitet sein. Nicht zuletzt werden Kenntnisse auf diesem Gebiet auch in
der mündlichen Prüfung erwartet. Das vorliegende Buch bereitet optimal auf die Prü-
fung vor. Es ist in 5 Teile gegliedert. Im ersten Teil (Das verwaltungsgerichtliche Verfah-
ren) wird der Leser mit den Arten der verwaltungsgerichtlichen Urteile und vor allem
mit dem Aufbau eines Urteils vertraut gemacht. Der – in der Praxis immer wichtiger
werdende – vorläufige Rechtsschutz nach § 80 Abs. 4 und 5 VwGO bildet den Schwer-
punkt des zweiten Teils. Konsequenterweise schließt sich eine Darstellung des Verfah-
rens nach § 123 VwGO an. Die Teile 4 und 5 dienen der Einübung des theoretischen
Stoffes. Diesem Zweck förderlich sind die in Teil 4 abgedruckten Aufbauschemata für
die gängigen Klagearten und Anträge in Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes. 4
Assessorklausuren mit Musterlösungen bilden den fünften Teil. Darüber hinaus finden
sich auch in den ersten 3 Teilen des Buches zahlreiche (kleinere) Beispiele und Formu-
lierungshilfen. Mehr kann ein Leitfaden nicht bieten.
Hauptadressatengruppe sind Rechtsreferendare, auf ihre Bedürfnisse ist das Buch weitest-
gehend zugeschnitten. Das Verwaltungsprozessrecht ist aber auch für die Absolventinnen
und Absolventen der Verwaltungsfachhochschulen und Akademien – an denen der Nach-
wuchs für den gehobenen Dienst ausgebildet wird – relevant geworden, weil viele Streitfäl-
le nach der weitgehenden Abschaffung des Widerspruchsverfahrens in vielen Ländern
direkt zum Verwaltungsgericht „gehen“. Zumindest für diejenigen, die sich nicht nur mit
den üblichen Aufbauschemata für die Klagearten beschäftigen wollen bzw. müssen, son-
dern ein vertieftes Verständnis anstreben, ist der Griff zum „Bülter“ ebenfalls zu empfehlen.
Fazit: Eine äußerst gelungene Premiere! Kein Referendar sollte darauf verzichten, im
Rahmen der Examensvorbereitung das Buch von Bülter durchzuarbeiten.

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
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Pieroth/Schlink, Grundrechte. Staatsrecht II, 25. Aufl. 2009, 333 Seiten, kart., 
€ 26,-, C. F. Müller, ISBN 978-3-8114-9709-2

Das Buch ist eine Erfolgsgeschichte: 25 Auflagen und 235.000 verkaufte Exemplare
sprechen eine deutliche Sprache. Der Erfolg ist verdient. Durch das Erscheinen im Jah-
resrhythmus ist die Aktualität der Darstellung gewährleistet; die aktuelle – inhaltlich
erweiterte  Auflage ist auf dem Stand Mai 2009.
Das induktive Konzept der Reihe ist auch in dem vorliegenden Band mustergültig
umgesetzt worden. Anhand von 30 Fällen wird der Leser mit dem Stoff vertraut gemacht
und zugleich in die Falllösungstechnik eingeführt. Zahlreiche weitere (kleinere) Bei-
spiele veranschaulichen den Stoff weiter. Etliche Aufbauschemata (allgemein zur Grun-
drechtsprüfung und zu Spezifika einzelner Grundrechte) bieten eine gute Hilfestellung
bei der praktischen Fallbearbeitung. Behandelt werden im Übrigen nicht nur die Grun-
drechte; die einschlägigen Ausführungen werden ergänzt um ein Kapitel über allgemei-
ne Grundrechtslehren mit instruktiven Exkursen in andere Rechtsordnungen sowie
einen Abschnitt über die Verfassungsbeschwerde. Der Auflage liegt eine CD- ROM bei,
die alle im Buch zitierten Entscheidungen des BVerfG im Volltext enthält. 
Fazit: Dem „Pieroth/Schlink“ gebührt nach wie vor ein Platz auf der Liste der besonders
empfehlenswerten Lehrbücher auf dem Gebiet des Staatsrechts. 

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Widmann, Der Bestattungsvertrag, 5. Aufl. 2009, 379 Seiten, gebunden € 58,00,
Carl Heymanns Verlag, ISBN 978-3-452-27008-5

Bestattungsverträge sind gesetzlich nicht speziell geregelt. Solche Verträge enthalten so
viele unterschiedliche vertragsrechtliche Elemente, dass sich seine Zuordnung zu
einem im BGB normierten Vertragstypus verbietet. Diese Gemengelage spiegelt sich
auch in der einschlägigen Rechtsprechung wider: von der Annahme eines Werkvertra-
ges über einen Mischvertrag (Werk- und Kaufvertrag) bis hin zur Geschäftsbesorgung
reicht der Meinungsbogen. Das vorliegende Handbuch gibt einen vorzüglichen
Überblick über die vertragsrechtlichen Probleme und ihre Lösungsmöglichkeiten. Ent-
sprechend dem Untertitel wird hierbei nicht nur das deutsche Recht, sondern auch das-
jenige der Schweiz und Österreichs zugrunde gelegt. Darin erschöpft sich der „Wid-
mann“ jedoch nicht. Abschluss und Durchführung eines Bestattungsvertrages berühren
nicht nur das bürgerliche Recht, sondern auch das Wettbewerbsrecht und Teilbereiche
des öffentlichen Rechts (Gewerbefreiheit, Sozialrecht: Übernahme von Bestattungsko-
sten). Auch auf diese Problemlagen geht der Autor in angemessenem Umfang ein und
rundet das Bild damit vorteilhaft ab.
Fazit: Ein nicht nur optisch gediegener, sondern auch inhaltlich voll überzeugender Rat-
geber für alle, die sich mit Rechtsfragen des Bestattungsvertrages zu befassen haben.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 12. Aufl. 2009, 396 Seiten, kart., € 22,50, C. F.
Müller, Verlagsgruppe Hüthig.Jehle.Rehm, ISBN 978-3-8114-3545-2

Rd. zwei Jahre sind seit der Vorauflage verstrichen. Nicht nur Rechtsprechung und Lite-
ratur galt es also nachzutragen, einzuarbeiten waren auch die Änderungen des Verwal-
tungsprozessrechts. Hier ist insbesondere die Vertretungsregelung des § 67 VwGO zu
erwähnen. Die aktuelle Auflage berücksichtigt Literatur und Rechtsprechung bis Mai
2009. Umfang und Preis des Lehrbuchs sind nahezu gleich geblieben.
Der „Schenke“ hat seinen festen Platz insbesondere im Rahmen des (Jura-) Studiums
und in der Referendarausbildung gefunden. Aufgrund der weitgehenden Abschaffung
des Widerspruchsverfahrens ist das verwaltungsgerichtliche Verfahren in den Lehrplä-
nen der Ausbildungseinrichtungen für die öffentliche Verwaltung deutlich aufgewertet
worden (z. B. an der FHöV NRW). Das macht das Buch auch für die Absolventen von
Verwaltungs(fachhoch)schulen interessant. Charakteristisch für die „Schwerpunkte“-
Bände ist die induktive Darstellung. Auch im vorliegenden Lehrbuch sind den einzelnen
Abschnitten Beispielsfälle vorangestellt, die im weiteren Verlauf aufgegriffen und
(zusammenfassend) gelöst werden. Schenke hat die Darstellung des Weiteren mit zahl-
reichen Aufbauschemata angereichert, die eine wertvolle Hilfe bei (gutachtlichen)
Klausuren mit prozessualem Einschlag bieten. Dem Widerspruchsverfahren – als
Sachentscheidungsvoraussetzung bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklage – sind
immer noch 25 Seiten gewidmet. Eine kleine Unklarheit der Darstellung sollte künftig
bereinigt werden. Entgegen den textlichen Erläuterungen zum Schaubild zu Rn. 651a ist
der Widerspruch) bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis nicht mehr generell vorge-
schrieben (s. § 125 Abs. 3 Nr. 4 BRRG). In NRW ist beispielsweise ein Vorverfahren nur
noch bei Prüfungen und vermögensrechtlichen Streitigkeiten mit dem Dienstherrn vor-
gesehen. 
Fazit: Ein sehr gutes Lehr- und Lernbuch, das nicht nur Jurastudenten uneingeschränkt
empfohlen werden kann.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Kopp/Schenke, VwGO, 16. Aufl. 2009, 1938 Seiten, in Leinen € 62,00, C. H. Beck,
ISBN 978-3-406-59562-2

Der „Kopp/Schenke“ bedarf keiner umfangreichen Vorstellung mehr; er gehört zu den
bekanntesten und beliebtesten Kommentaren zur VwGO. Anlass für die Neuauflage war
u. a. die umfassende Novellierung des Vertretungsrechts (§ 67 VwGO). Das Gesetz zur

Neuregelung des Rechtsberatungsrechts vom 12.12.2007 hat insbesondere die Vertre-
tung vor dem erstinstanzlichen Verwaltungsgericht neu gestaltet. Alte Streitfragen sind
gelöst worden, einige neue Probleme hinzugetreten (z. B. zum Umfang der Vertretungs-
befugnis der Vertreter berufsständischer Vereinigungen der Landwirte, Rn. 17). Darüber
hinaus sind zahlreiche einzelne Vorschriften geändert worden (z. B. §§ 100, 152
VwGO).
In Ansehung der zunehmenden Einschränkung bzw. Aufhebung des Widerspruchs-
verfahrens ist der Bedarf nach einem schnelle Orientierung bietenden Kommentar spe-
ziell in der Verwaltungspraxis gewachsen. Der „Kopp/Schenke“ lässt in Bezug auf diese
Anforderungen keine Wünsche offen. Die Vorzüge des Werkes sind – auch in dieser
Fachzeitschrift – oft und ausführlich gerühmt worden; sie sollen hier deshalb nur skiz-
ziert werden: klare einheitliche Struktur, umfassende Auswertung von Schrifttum und
Rechtsprechung (aktueller Stand: Mai 2009), umfassende und fundierte Auseinander-
setzung mit Streitfragen und modernen Entwicklungen (lesenswert: die Ausführungen
des zum sog. Neuen Steuerungsmodell, § 1 Rn. 47 ff.) sowie gute Handhabbarkeit.
Fazit: Der „Kopp/Schenke“ ist ein vorzüglicher Ratgeber nicht nur für Verwal-
tungsrichter, Rechtsanwälte und Rechtsreferendare, sondern auch für die Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter der Verwaltung. 

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Ulbrich (Hrsg.), Formularbuch des Fachanwalts Bau- und Architektenrecht, 2009,
780 Seiten, geb. € 119,-, Luchterhand, ISBN 978-3-472-07404-5

Das Bauvertragsrecht hat sich zu einem Spezialgebiet entwickelt, wie bereits die Aufnah-
me der Materie in den – immer üppiger wuchernden – Katalog der Fachanwälte zeigt. Das
vorliegende Handbuch enthält eine Zusammenstellung von Musterverträgen zu den ver-
schiedenen denkbaren Fallkonstellationen. Teil A ist den verschiedenen Formen des Bau-
vertrages vorbehalten: z.B. VOB- Vertrag, Generalunternehmervertrag, Bauträgervertrag,
Konsortialvertrag. Aus der Sicht des Verwaltungspraktikers besonders interessant ist der
unter Nr. 7 aufgeführte Public-Private-Partnership-Vertrag (PPP-Vertrag). 
Teil B ist dem Recht der Planerverträge gewidmet. Die Muster betreffen beispielsweise
Architektenplanungsverträge, Generalplanerverträge und Projektsteuerungsverträge.
Im Teil C sind Vertragsmuster untergebracht, die sich den Grundtypen A und B nicht
bruchlos zuordnen lassen. Der Bogen spannt sich hier vom Projektmanagementvertrag
über den Energieberatervertrag bis zu Arbeitsverträgen im Baugewerbe. 
Die Autoren beschränken sich erfreulicherweise nicht auf die Präsentation der Verträge,
sondern liefern zu den einzelnen Vertragsklauseln vielfach ergänzende Anmerkungen;
auch werden zuweilen Variationsmöglichkeiten vorgestellt.
Fazit: Vor allem (Fach-) Anwälte werden das gediegene Handbuch als sehr nützliche
Arbeitshilfe heranziehen. Darüber hinaus kann es auch Behörden – speziell den Rechts-
ämtern – beim Abschuss von Verträgen mit Baufirmen eine gute Hilfestellung geben. 

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Spannowsky/Uechtritz (Hrsg.), Baugesetzbuch, 1. Aufl. 2009, 1988 Seiten, in Lei-
nen € 148,00, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-59021-4

An guten Kommentaren zum Baurecht besteht gewiss kein Mangel. Allerdings handelt
es sich zumeist um sog. Kurzkommentare (z. B.Battis/Krautzberger/Löhr) oder um
mehrere (Loseblatt-) Bände umfassende „Großkommentare“ (z. B. Berliner Kommen-
tar). Die Verlagswerbung bezeichnet das vorliegende Werk zwar als „Großkommentar“,
jedoch dürfte er in die Gruppe der Kommentare mittleren Umfangs einzuordnen sein.
Damit würde er auch eine Lücke in der Kommentarliteratur schließen. Zu Recht wirbt
der Verlag mit der Handlichkeit des einbändigen Werkes. Die äußere Gestaltung des
Kommentars lässt nur wenige Wünsche offen. Die Gestaltung ist weitestgehend einheit-
lich, so dass sich der Nutzer schnell zurechtfindet. Nach dem Abdruck der Gesetzesvor-
schrift folgt ein „Überblick“, in dem Inhalt und Standort der Vorschrift knapp, aber prä-
zise erläutert werden. Die anschließende „Übersicht“ mit einer Randnummernauf-
listung ermöglicht es insbesondere bei umfangreichen Bestimmungen, das gesuchte
Problem zielsicher zu ermitteln. Ansprechend ist auch das recht frisch wirkende Druck-
bild. Leitbegriffe werden im Fettdruck hervorgehoben, allerdings nicht mit der wün-
schenswerten Einheitlichkeit und Dichte; bei der Kommentierung des § 35 wird auf die-
ses Hilfsmittel weitgehend verzichtet (s. demgegenüber die Erläuterungen zu § 30).
Etliche Passagen sind in einem wenig lesefreundlichen Kleindruck gehalten. Literatur-
und Rechtsprechungsnachweise sind in den Fließtext integriert; insoweit wäre bei künf-
tigen Auflagen eine Verlagerung in Fußnoten zu überlegen.
In der Sache ist der Kommentar überzeugend. Das Aufbaukonzept – auf eine „Überblicks-
ebene“ folgt die sog. Standardebene, im Anschluss daran die „Detailebene – ist schlüssig,
wird freilich nicht lupenrein durchgehalten. Die Erläuterungen sind stets gut nachvoll-
ziehbar und werden durch – optisch hervorgehobene – Beispiele weiter verdeutlicht.
Stichproben haben gezeigt, dass der Kommentar zuverlässig informiert, und zwar auf
dem Rechtsstand 1. Januar 2009. Die Verfasser konnten damit bereits das FGG-
Reformgesetz, die Novelle zum ROG und die Erbschaftssteuerreform vom Dezember
2008 berücksichtigen.
Fazit: Ein Kommentar auf hohem Niveau, der wissenschaftlichen Maßstäben ebenso
gerecht wird wie den Bedürfnissen der Verwaltungs- und Gerichtspraxis sowie der mit
Fragen aus dem Baurecht befassten (Fach-) Anwälte.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld
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Braun, Kunstprozesse von Menzel bis Beuys, 2. Aufl. 2009, 281 Seiten, kart. € 19,80,
C. H. Beck, ISBN 978-3-406-58901-0

Kurz und nüchtern heißt es in der Unterzeile: „18 Fälle aus dem Privatrecht“. Das könnte
zu dem (Fehl-) Schluss verleiten, der Autor – o. Professor an der Universität Passau – habe
lediglich einige mehr oder weniger Aufsehen erregende Prozesse aus dem Bereich der
Kunst bzw. des Kunstrechts zu Klausuren umgemodelt. Richtig ist, dass der Darstellung
Fälle aus der Rechtsprechung zugrunde liegen. Wohl jedem Juristen dürfte im Rahmen
seines Studiums mit dem „Badewannenfall“ (Beuys) und den bizarren Rechtsstreitigkei-
ten um den deutschen Gartenzwerg konfrontiert worden sein. Nicht wenige haben vermut-
lich im Zusammenhang mit der Irrtumsanfechtung (s. § 119 Abs. 2 BGB) den vom Reichs-
gericht entschiedenen Ming-Vasen-Fall kennen gelernt. Schon weniger bekannt ist die
juristische Auseinandersetzung um das Verwertungsrecht an den sog. Hummelfiguren,
deren Urheberin die Nonne Berta Hummel ist. Der Leser begegnet in dem Werk also nicht
nur „alten Bekannten“, sondern kann auch eine Menge dazulernen. Braun beschränkt sich
zudem nicht nur auf die juristische Lösung der Fälle, sondern gibt jeweils eine Einführung
in die historischen Hintergründe (gelegentlich: Abgründe) der umstrittenen Kunstobjekte.
Ohne die Kenntnis des zeitgeschichtlichen Bezuges wäre auch manche Entscheidung
nicht oder nur schwer nachvollziehbar. Den größten Lesegenuss werden diejenigen aus
dem Buch ziehen, die sich a) für Kunst interessieren und b) ein gewisses Interesse für Pro-
blemstellungen aus dem Bereich des Bürgerlichen Rechts mit bringen, zumindest die
Bereitschaft, sich auf die Gedankenführung des Autors einzulassen. Der Leser muss kein
Jurastudium absolviert haben. Der Verfasser hat es verstanden, die Lösungen in eleganter
und auch für Laien gut verständlicher Weise zu präsentieren.
Fazit: Ein Buch mit einer gelungenen Mischung aus sachlicher Information zu Kunst
und Kunstrecht und launigen Wertungen, das großes Lesevergnügen vermittelt. 

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Beck, Verbraucherinformationsgesetz, 2009, 110 Seiten, kart. € 24,90, Kohlham-
mer, ISBN 978-3-17-020789-9

Das Gesetz zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation – VIG
– vom 5. November 2007 ist in der Öffentlichkeit wenig bekannt. 
Die Zahl der Fachpublikationen, erst recht diejenige gerichtlicher Entscheidungen hält
sich in Grenzen. Dabei räumt § 1 Abs. 1 VIG jeder Personen einen Anspruch auf freien
Zugang zu relevanten Daten im Zusammenhang mit Lebensmitteln und Futtermitteln
ein. Der Bürger kann sich hiernach z. B. über Verstöße gegen das Lebensmittel- und Fut-
termittelgesetzbuch (LFGB) bzw. einschlägige Rechtsverordnungen ebenso informie-
ren wie über Herkunft und Beschaffenheit von Erzeugnissen. Allerdings weist die Auto-
rin in der Vorbemerkung darauf hin, dass nicht der „Normalbürger“ Hauptnutzer des
VIG sei, sondern Presse- und Interessenorganisationen (S. 8).
Zudem relativiert § 2 diesen Anspruch durch einen umfangreichen Katalog von Aus-
schluss- und Beschränkungsgründen. Insbesondere bei laufenden Verfahren entfällt der
Anspruch. Gegen die Ablehnung einer Auskunft sind Rechtsbehelfe nach der VwGO
zulässig. Interessanterweise ordnet § 4 Abs. 4 VIG entgegen dem aktuellen legislatori-
schen Trend grundsätzlich ein Widerspruchverfahren nach den §§ 68 ff. VwGO an. 
Der vorliegende Kommentar aus der Feder der Referentin im Verbraucherschutz-
ministerium des Landes Brandenburg informiert sachlich und präzise über die (weni-
gen) Normen des Gesetzes. 
Erfrischend ist, dass die Autorin einen kritischen Blick auf das Regelwerk bewahrt hat
(davon zeugen die Ausführungen zum Gesetzeszweck in der Vorbemerkung). 
Im Anhang sind weitere relevante Gesetze zusammengestellt (z. B. das LFGB und das
UIG).
Fazit: Ein nützlicher Ratgeber für alle, die sich mit Problemen des VIG zu befassen haben.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld 
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Die Verwaltung ist an Recht und Gesetz gebunden (Art. 20 Abs. 3 GG). Dieser – für ein demokratisches Gemeinwesen – zentraler Pro-
grammsatz spielt in der Ausbildung, dem Studium, der Weiterbildung aber auch in der täglichen Verwaltungspraxis eine herausragende Rolle.
Eine Gesetzessammlung stellt damit ein unerlässliches Hilfsmittel für Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Qualifizierungsmaßnahmen einer-
seits und die Verwaltungspraxis andererseits dar. Diese Gesetzessammlung muss verschiedenen Anforderungen genügen. Hierzu zählen die
Aktualität, die sinnvolle Auswahl der aufgenommenen Rechtsvorschriften (Stichwort: Kompaktheit), die gute Handhabbarkeit und ein akzep-
tabler Preis. Diesen Anforderungen wird die Gesetzessammlung des Maximilian-Verlages Hamburg, die

Deutsche Verwaltungspraxis (DVP) 
in hervorragender Weise gerecht. Neben der Bundesausgabe gibt es in den Bundesländern Bran-
denburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein jeweils eine Länderausgabe. 

Stichwort: Auswahl der Rechtsvorschriften

Der Gesetzgeber – und dabei ist es unerheblich, ob die Bundes- oder aber Landesebene betrach-
tet wird – zeichnet sich durch eine rege Rechtsetzungstätigkeit aus. Allein in quantitativer Hin-
sicht ist eine stürmische Entwicklung
zu beobachten. Umfasste das BGBl.
I 19501 815 Seiten und das entspre-
chende Veröffentlichungsblatt des
Landes Niedersachsen2 97 Seiten, so
stiegen diese Zahlen im Jahr 2008

auf insgesamt über 3500 Seiten3. Ein Vergleich der Gesetzesproduktion in den
vergangenen Jahrzehnten zeigt, auch wenn sich die Linie nicht immer linear ent-
wickelte, dass es noch immer ein deutliches Anwachsen der Normenflut gibt.
Keine Berücksichtigung hat bei dieser Darstellung die Normsetzung der Euro-
päischen Union (EU) gefunden.

Aufgabe der Redaktionen ist es nun, Schneisen in dieses Dickicht der Gesetze
zu schlagen. So enthalten die Bundesausgabe und (die jeweilige) Länderausgabe
der DVP alle für Ausbildung, Studium und Weiterbildung wichtigen Rechtsvor-
schriften. Dies beginnt beim Abfallgesetz4 (Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setz) und endet beim (Verwaltungs-) Zustellungsgesetz. Die DVP bietet damit
einen systematischen Zugriff auf die verwaltungsrelevanten Gesetze und Verord-
nungen des Bundes und des jeweiligen Bundeslandes. Allein die Vorschriftensammlung des Bundes umfasst fast 4000 Seiten. 

Die Vorschriftensammlung enthält in beiden Bänden (Bund und Land) Rechtsvorschriften zu folgenden Gebieten:

Beate Rheindorf und Holger Weidemann*

Vorschriftensammlung DVP – Der rote Riese – 

* Beate Rheindorf ist Dozentin an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in Mayen und Betreuerin der Bundesausgabe sowie der Landesausgabe Rheinland-Pfalz; Prof.
Holger Weidemann ist auf der Leitungsebene des Niedersächsisches Studieninstituts Hannover e.V., das zugleich Träger der Fachhochschule für Verwaltung in Niedersachsen
ist, tätig und betreut die Landesausgabe Niedersachsen.   

1 Zur Entwicklung siehe auch Übersicht bei Weidemann, DVP 2004, S. 353 [357]
2 Um das Beispiel eines Bundeslandes vorzustellen; in den anderen Bundesländern sind vergleichbare Entwicklungen zu verzeichnen. 
3 BGBl. I 3104 Seiten; Nds. GVBl. 434 Seiten. In den anderen Bundesländern sind vergleichbare Entwicklungen zu verzeichnen. So umfasst das Gesetz- und Verordnungsblattt

für das Land Rheinland-Pfalz für das Jahr 2008 353 Seiten.
4 Siehe alphabetischen Index

**   Seitenzahl im BGBl. I und im Nds. GVBl.

Entwicklung der Normdichte**

0 Europarecht
1 Staats- und Verfassungsrecht
10 Verfassungsrecht
11 Staatsangehörigkeitsrecht
2 Allgemeines Verwaltungsrecht,

Verwaltungsprozessrecht
3 Kommunalrecht5

30 Kommunalverfassungsrecht
31 Kommunalwahlrecht
32 Wirtschaftliche Betätigung

der Gemeinden
4 Personalwesen 
40 Beamtenrecht
41 Allgemeines Arbeits- und Tarifrecht

42 Arbeits- u. Tarifrecht im öffentl. Dienst
5 Polizei- und Ordnungsrecht, 

Umweltrecht
50 Recht der Gefahrenabwehr
51 Ausländerrecht
52 Gewerberecht
53 Verkehrsrecht
6 Sozialrecht
60 Allgemeines Sozialrecht
61 Sozialhilferecht
62 Jugendrecht
63 Kindergeld, Erziehungsgeld
7 Sonstiges besonderes

Verwaltungsrecht

70 Planungs- und Baurecht
71 Schulrecht6

72 Straßenrecht
8 Finanzwesen
80 Allgemeines Finanzwesen
81 Abgabenrecht
82 Staatliches Haushaltsrecht
83 Kommunales Haushaltsrecht7

9 Zivilrecht, Strafrecht, 
Rechtspflege

90 Zivilrecht
91 Strafrecht, Ordnungswidrig-

keitenrecht
92 Gerichtsverfassung, Gerichtsverfahren
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